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„Economists talk about education as human capital: investment in people yields 

a return, just as investment in machinery does. But education does more. It opens 

up minds to the notion that change is possible, that there are other ways of or-

ganizing production, as it teaches the basic principles of modern science and the 

elements of analytic reasoning and enhances the capability to learn.“ 

Joseph E. Stiglitz 
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Abstract 

This diploma thesis deals with income and wealth inequality as well as education 

in Austria. Several terms in this context are explained in addition to the measure-

ment and presentation of inequality and the data description including their ad-

vantages and disadvantages. Bourdieu's forms of capital provide a good theoret-

ical complement as they distinguish different components of capital. Afterwards, 

the historical development of education and income will be considered and the 

current data on education will be presented. This includes the educational level 

of the population but also educational mobility and educational homogamy. The 

situation of income inequality in Austria is examined based on up-to-date data 

and on the level of education and gender. Analyzing the distribution of wealth in 

Austria has proved to be even more complex than the distribution of income as 

there is no useful data until 2010. In 2010 this changed thanks to the Household 

Finance and Consumption Survey (HFCS), which covered data on household and 

non-financial assets, liabilities and household expenditure for the first time. The 

research questions on the impact of education on income and income distribution, 

on the development of the gender pay gap and on the connection between edu-

cation and wealth are answered. Lastly, this work contains a summary on the 

main findings of the work and a selection of challenges for the future and recom-

mendations for higher education mobility. 

In der vorliegenden Arbeit geht es um Einkommens- und Vermögensungleichheit 

sowie Bildung in Österreich. Verschiedene Begriffe in diesem Zusammenhang 

werden erläutert, außerdem die Messung und Darstellung von Ungleichheit, die 

Datenbeschreibung und Datenlage inklusive deren Vor- und Nachteilen. Bourdi-

eus Kapitalsorten stellen eine gute theoretische Ergänzung dar, die verschiedene 

Bestandteile von Kapital unterscheidet. Danach wird die historische Entwicklung 

von Bildung und Einkommen betrachtet und die aktuelle Datenlage zu Bildung 

präsentiert. Diese beinhaltet den Bildungsstand der Bevölkerung, aber auch Bil-

dungsmobilität und Bildungshomogamie. Die Situation der Einkommensungleich-

heit wird mittels aktueller Datenlage und nach den Kriterien Bildung und Ge-

schlecht untersucht. Die Analyse der Vermögensverteilung in Österreich gestaltet 

sich noch komplexer als bei der Einkommensverteilung, da es bis 2010 keine 
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brauchbaren Daten gab. Das hat sich 2010 dank des Household Finance and 

Consumption Survey (HFCS) geändert, wo zum ersten Mal Daten zu Sach- und 

Finanzvermögen, Verbindlichkeiten und Ausgaben privater Haushalte erfasst 

wurden. Die Forschungsfragen zur Wirkung von Bildung auf Einkommen und Ein-

kommensverteilung, zur Entwicklung des Gender Pay Gap und zum Zusammen-

hang zwischen Bildung und Vermögen werden beantwortet. Zuletzt gibt es eine 

Zusammenfassung, in der die wichtigsten Ergebnisse der Arbeit, eine Auswahl 

an Herausforderungen für die Zukunft und Empfehlungen für höhere Bildungs-

mobilität präsentiert werden. 
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1 Einleitung 

„Die Kluft zwischen dem, was unsere ökonomischen und politischen Systeme 

leisten sollen – und angeblich leisten –, und dem, was sie tatsächlich leisten, ist 

so groß geworden, dass man sie nicht mehr ignorieren kann. Überall auf der Welt 

versäumten Regierungen es, sich mit ökonomischen Schlüsselfragen zu be-

schäftigen, etwa jener der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit; und in dem Maße, 

in dem universelle Werte wie Gerechtigkeit, trotz gegenteiliger Beteuerungen, der 

Gier einiger weniger geopfert wurden, fühlten sich die Menschen nicht mehr nur 

unfair behandelt, sondern betrogen.“1 

Dieses Zitat ist bereits im Vorwort von Joseph Stiglitz‘ Buch „Der Preis der Un-

gleichheit“ zu finden, in der er vor einer ungleichen Gesellschaft warnt. Denn die 

Risiken, die mit großer Ungleichheit einhergehen, verhindern Wachstum und 

schränken die Chancengerechtigkeit ein. 

Die Ökonomie hat das Thema Ungleichheit lang ignoriert. Obwohl Anthony Atkin-

son und Amartya Sen sich bereits seit den 1970ern mit dieser Thematik beschäf-

tigen, ist der Aspekt der Verteilung in den Wirtschaftswissenschaften erst vor ei-

nigen Jahren richtig angekommen. Dabei hat Sen den Nobelpreis für Wirtschafts-

wissenschaften bereits 1998 für seine Beiträge zur Wohlfahrtsökonomie gewon-

nen. Seine Forschungsthemen sind grundlegende Probleme der Wohlfahrtsöko-

nomie, Sozialwahltheorie, Messung von Wohlstand und Armut.2 

Namhafte Wissenschaftler wie Joseph Stiglitz, Paul Krugman und Thomas Pi-

ketty haben sich dafür eingesetzt, dass auch die Wirtschaftwissenschaft sich mit 

Ungleichheit auseinandersetzt. Thomas Pikettys „Capital in the Twenty-First 

Century“, das als wissenschaftliche Sensation gefeiert wurde, hat einen „Hype“ 

ausgelöst. Krugman kommentierte in der New York Times: „The result has been 

a revolution in our understanding of long-term trends in inequality. Before this 

revolution, most discussions of economic disparity more or less ignored the very 

rich. Some economists tried to shout down any mention of inequality at all.“3 

                                            
1 Stiglitz 2012: 9f 
2 vgl. nobelprize.org o.J.: Amartya Sen - Facts 
3 Krugman 2014: Why we’re in a New Gilded Age 

https://www.nobelprize.org/prizes/economic-sciences/1998/sen/facts/
http://www.nybooks.com/articles/archives/2014/may/08/thomas-piketty-new-gilded-age
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Was ist so einzigartig an diesen fast 700 Seiten? Thomas Piketty hat sich mit der 

Erforschung der langfristigen Evolution von Ungleichheit 15 Jahre lang auseinan-

dergesetzt. Niemand zuvor hat bisher Vermögens- und Einkommensdaten aus 

aller Welt derart akribisch zusammengetragen. Damit nicht genug: Er versucht 

auch „Gesetzmäßigkeiten des kapitalistischen Wirtschaftssystems herzuleiten 

und damit das Fundament von Einkommens- und Vermögensungleichheit zu 

analysieren.“4 

Das Thema Ungleichheit hat also nun endgültig seinen Weg in die Ökonomie 

gefunden und die Medien reagierten prompt. Der Falter hat im August 2014 eine 

Sonderbeilage erstellt mit dem Titel „Die Krise verstehen“, das einen Einblick in 

die aktuellen ökonomischen Probleme gibt5. Das Magazin für Menschenrechte 

widmet sich im Heft Nr. 36 der Steuergerechtigkeit6 und sogar die Technology 

Review, eine Zeitschrift, die sich neuen Technologien und Innovationen widmet, 

fragt sich im Dezember 2014, ob der technische Fortschritt und die Digitalisierung 

Schuld an der wachsenden Ungleichheit haben7. Diese Liste ließe sich weiter 

fortsetzen: die Frankfurter Allgemeine Zeitung nennt im Mai 2014 Piketty einen 

„Rockstar-Ökonom“8, der Spiegel titelt im April 2014 „Neue Reichtumsdebatte: 

Etwas ist faul im Kapitalismus“9 und die Zeit veröffentlicht im Dezember 2014 

einen Artikel mit dem Titel „Reich und Reich vermehrt sich gern“10. 

Selbst zahlreiche namhafte Institutionen haben das Thema Verteilung entdeckt: 

der IWF (Internationaler Währungsfonds), der für sein neoliberales Weltbild oft 

kritisiert wird, hat im Februar 2014 eine Studie mit dem Titel „Redistribution, Ine-

quality and Growth“ veröffentlicht. Ihre Schlussfolgerung ist eindeutig: „It would 

still be a mistake to focus on growth and let inequality take care of itself, not only 

because inequality may be ethically undesirable but also because the resulting 

growth may be low and unsustainable.“11 Die Autoren Ostry, Berg und Tsangari-

des stellten fest: Je gleichmäßiger das Einkommen in einem Land verteilt ist, 

desto höher war das Wirtschaftswachstum in den nächsten 10 Jahren. Eine leicht 

                                            
4 Schnetzer 2014: Verteilungsdebatte nimmt an Fahrt auf (28.04.2015) 
5 vgl. Falter 2014: Ökonomie. Die Krise verstehen 
6 vgl. SOS Mitmensch 2014: Magazin für Menschenrechte #36 
7 vgl. Rotman 2014: 28f 
8 vgl. Welter 2014: Ein Rockstar-Ökonom erobert Amerika 
9 vgl. Kwasniewski et al. 2014: Neue Reichtumsdebatte. Etwas ist faul im Kapitalismus 
10 vgl. Oberhuber 2014: Reich und Reich vermehrt sich gern 
11 Ostry et al. 2014: 25 

https://awblog.at/verteilungsdebatte-nimmt-an-fahrt-auf/
https://www.falter.at/falter/e-paper/lesen/267/okonomie
http://www.sosmitmensch.at/site/momagazin/alleausgaben/36
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/menschen-wirtschaft/thomas-piketty-ein-rockstar-oekonom-erobert-amerika-12931937.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/kapitalismus-und-reichtum-pikettys-das-kapital-im-21-jahrhundert-a-965664.html
https://www.zeit.de/wirtschaft/2014-12/ungleichheit-thomas-piketty-armut-reichtum
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positive Korrelation ließ sich zwischen Umverteilung und Wachstum nachweisen, 

anders gesagt: Es besteht kein negativer Zusammenhang zwischen Umvertei-

lung und Wachstum. 

2014 veröffentlichte die OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung) einen Bericht namens „Society at a Glance 2014. OECD Social 

Indicators“ und thematisiert soziale Ungleichheit. Die Organisation warnt vor den 

sozialen Folgen der Finanzkrise. Staaten, die Kürzungen bei den Sozialausga-

ben vornehmen, würden demnach die sozial schwächsten Gruppen treffen, und 

die haben bereits vom Wachstum vor 2008 am wenigsten profitiert. Die Men-

schen sind bereits unzufriedener, das Vertrauen in die Politik ist gesunken und 

darüber hinaus können Nachwirkungen der Krise die Lebensqualität der Men-

schen lange noch beeinträchtigen in Bereichen wie zum Beispiel Familiengrün-

dung, Geburtenziffern, Gesundheit und Arbeitslosigkeit.12 

In der Publikation „In It Together: Why Less Inequality Benefits All“ von 2015 

warnt die OECD erneut, dass die zunehmende Ungleichheit das Wirtschafts-

wachstum bremst und die Zukunftschancen vieler Haushalte hemmt. Denn wer-

den die untersten 40% einer Gesellschaft abgehängt, und damit auch ein Teil der 

Mittelschicht, nutzen Volkswirtschaften nur einen Teil ihres Potenzials. Die OECD 

nennt auch verschiedene Maßnahmen, die die Ungleichheit bremsen: Umvertei-

lung über Steuer- und Sozialsysteme, Investitionen in Bildung und Förderung von 

Beschäftigungsmöglichkeiten. Vor allem Frauen soll es ermöglicht werden, einer 

Vollzeitarbeit nachzugehen.13 

In der vorliegenden Diplomarbeit sollen die Wechselwirkungen zwischen Bildung 

und Einkommen bzw. Vermögen untersucht werden. Oft lauten Maßnahmen ge-

gen Armut: höhere Investitionen in Bildung, um das Bildungsniveau der Bevölke-

rung zu heben. Auch die Frage, ob der Gender Pay Gap mit dem steigenden 

Bildungsniveau von Frauen gestiegen oder gesunken ist, ist ein weiterer Schwer-

punkt der Arbeit. 

Zu den sozioökonomischen Erträgen von Bildung schreiben die Autoren des na-

tionalen Bildungsberichts 2015: „In modernen Gesellschaften sind Bildungs- und 

Beschäftigungsstruktur eng verknüpft. In sozioökonomischer Hinsicht zeigt sich 

                                            
12 vgl. OECD 2014: 1f 
13 vgl. OECD 2015 
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der Zusammenhang im Zugang zu den knappen beruflichen Positionen. Die im 

Bildungssystem erworbenen Qualifikationen und Kompetenzen bestimmen den 

Arbeitsmarkterfolg in erheblichem Maße. Verschiedene Bildungsabschlüsse sind 

mit unterschiedlichen Beschäftigungschancen und Arbeitslosigkeitsrisiken ver-

bunden, beeinflussen auf der individuellen Ebene die Produktivität und die Ein-

kommensmöglichkeiten und auf der gesellschaftlichen Ebene die Leistungsfähig-

keit einer Volkswirtschaft. Die individuellen Chancen und Risiken im Beschäfti-

gungssystem sind immer auch deshalb ungleich verteilt, weil es wegen der knap-

pen Positionen zu einem Prozess der Verdrängung gering Qualifizierter kommen 

kann. (…) Die Aneignung von Bildung, Kompetenzen und Qualifikation sind somit 

kein Garant für gute Beschäftigungschancen und hohes Einkommen, aber eine 

wichtige Voraussetzung dafür, unter den gegebenen strukturellen Bedingungen 

auf dem Arbeitsmarkt erfolgreich zu sein.“14 

Bildung spielt also eine wichtige Rolle in der Einkommensverteilung, da es Chan-

cen auf dem Arbeitsmarkt schafft. Natürlich lässt sich Bildung nicht auf Bildungs-

abschlüsse reduzieren, allerdings ist dazu die Datenlage für eine wissenschaftli-

che Arbeit am umfassendsten. Kompetenzmessungen eignen sich für internatio-

nale Vergleiche, aber nicht für Untersuchungen von Korrelationen zwischen Bil-

dung und Einkommen, da letztendlich die höchste abgeschlossene (Aus-)Bildung 

zählt. 

Das Thema Ungleichheit polarisiert, denn jede Debatte über die wachsende Kluft 

zwischen Reich und Arm ist auch politisch. Ideologien treffen aufeinander und 

Grundsatzdiskussionen werden entfacht. Ein Beispiel: Die „Agenda Austria“, ein 

wirtschaftsliberaler Thinktank, der sich ausschließlich aus privaten Quellen finan-

ziert, warnt vor zu großer Umverteilung und unterstellt der staatlichen Umvertei-

lung „Nivellierung und (…) Abschöpfung hoher Einkommen“15 und konstatiert, 

„den Abbau der sozialen Ungleichheit mit einem Ausbau der Umverteilung errei-

chen zu wollen, ist ein Mythos. Wirtschaftswachstum und alle Anreize, die es 

ermöglichen und beschleunigen, helfen den wirtschaftlich Schwachen am meis-

ten.“16 Hodoschek von der Tageszeitung Kurier nennt die Agenda Austria eine 

                                            
14 Vogtenhuber et al. 2016b: 222 
15 Agenda Austria 2013: 39 
16 Agenda Austria 2013: 39 
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„Denkfabrik für Millionäre“17, die sich marktwirtschaftlichen und liberalen Grunds-

ätzen verschrieben hat, da Unternehmen und vermögende Privatleute, wie bei-

spielsweise ehemalige Präsidenten der Industriellenvereinigung, diesen finanzie-

ren. 

Es ist wohl keine Wissenschaft von so vielen verschiedenen Paradigmen geprägt 

wie die Wirtschaftswissenschaften. Umso wichtiger ist es, die verschiedenen Per-

spektiven pluraler Ökonomie zu kennen und die Wirtschaftswissenschaften als 

interdisziplinäres Forschungsfeld zu sehen. Ungleichheit aus verschiedenen 

Blickwinkeln zu betrachten soll keine „Neiddebatte“, sondern eine sachlich ge-

führte Diskussion entfachen. Es ist also ein vernünftiges Maß an Ungleichheit 

gefordert und keineswegs Gleichheit, wie manche Vorwürfe lauten. 

1.1 Forschungsfragen 

Die Forschungsfragen lauten: 

• Welche Wirkungen hatten die Veränderungen in Ausbildung und Qualifi-

kation in Österreich auf die Einkommen und Einkommensverteilung? 

• Hat der Gender Pay Gap durch die zunehmend höhere Bildung von 

Frauen abgenommen? 

• Wie stark ist die Korrelation von Bildung und Vermögen? 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit lässt sich in folgende Teile gliedern: 

Das erste Kapitel beschäftigt sich mit den Forschungsfragen, den Begriffsdefini-

tionen, der Datenbeschreibung und Datenlage. Die Erklärungen zu den Daten 

beinhalten auch, woher die Daten stammen und welche Tücken sie bergen. Da-

her wird zwischen Administrativdaten und Daten, die auf Umfragen basieren, un-

terschieden. Es werden weiters verschiedene Definitionen von Mittelschicht und 

auch das Problem mit der „Mitte“ dargestellt.  

                                            
17 Hodoschek 2013: Denkfabrik der Millionäre 

https://kurier.at/meinung/kolumnen/wirtschaft-von-innen/agenda-austria-denkfabrik-der-millionaere/2.880.795
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Das zweite Kapitel ist Bourdieus Kapitalsorten gewidmet, die den Ursprung von 

Ungleichheit aus einer breiten soziologischen Perspektive betrachten. 

Das dritte Kapitel beschäftigt sich mit der historischen Entwicklung des Bildungs-

niveaus und des Einkommens. Die Daten zu Bildung gehen bis ins Jahr 1971 

zurück und geben eine gute Entwicklung des Bildungsniveaus der letzten Jahr-

zehnte wieder. Die steigende Einkommensungleichheit wird anhand der Entwick-

lung der Reallöhne, der Bruttojahreseinkommen und der Lohnquote aus ver-

schiedenen Blickwinkeln wie Quantile oder Geschlecht beschrieben.  

Das vierte Kapitel stellt die aktuelle Datenlage von Bildung dar. Das beinhaltet 

eine Analyse des aktuellen Bildungsstandes der Bevölkerung, der Bildungsmobi-

lität und der zunehmenden Bildungshomogamie. 

Das fünfte Kapitel beschäftigt sich mit der aktuellen Datenlage zur Einkommens-

verteilung, die auch Einkommen aus Vermögen miteinbezieht. Die Verteilung 

nach Bildung und Geschlecht sind weitere Aspekte dieses Kapitels. 

Das sechste Kapitel ist der Vermögensverteilung gewidmet, die weitaus unglei-

cher als Einkommen verteilt ist und wo sich Schwierigkeiten bei der Datenerfas-

sung ergeben. Der Household Finance and Consumption Survey spielt hierbei 

eine wichtige Rolle.  

In Kapitel sieben erfolgt die Ausarbeitung der Forschungsfragen. 

In Kapitel acht wird die vorliegende Arbeit noch einmal zusammengefasst. Her-

ausforderungen für die Zukunft und Empfehlungen für eine höhere Bildungsmo-

bilität werden genannt. 

1.3 Begriffsdefinition 

In diesem Kapitel geht es darum, verschiedene Begriffe genauer zu erläutern, da 

es unzählige Definitionen gibt, die unterschiedliche Faktoren berücksichtigen. 

Berger meint dazu: „Wer sich mit sozialer Ungleichheit und ihrem (…) Gegenteil: 

der Gleichheit, oder gar mit Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit beschäftigt, begibt 

sich auf ein theoretisch wie empirisch schwer zu begehendes, bisweilen normativ 

„vermintes“ Gelände. (…), dass sich sowohl für Gleichheit wie auch für Ungleich-
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heit jeweils moral-philosophisch durchaus anspruchsvolle und plausible, teil-

weise jedoch auch widersprüchliche Begründungen und Rechtfertigungen liefern 

lassen.“18 

In der Wissenschaft beschäftigen sich vor allem die Philosophie, die Soziologie, 

die Rechtswissenschaften und die Wirtschaftswissenschaften mit diesem 

Thema. Eine eindeutige Definition von Gleichheit und Gerechtigkeit ist nicht mög-

lich. Es wurde dennoch versucht, einen Überblick über die Begriffe zu schaffen. 

Oftmals wurde eine sozial- oder wirtschaftswissenschaftliche Definition ausge-

wählt, da diese zu der hier vorliegenden Arbeit am ehesten passen. 

Ungleichheit 

Der Begriff soziale Ungleichheit „bringt zum Ausdruck, dass in einer Gesellschaft 

soziale Positionen und sozialer Status (Ränge) wie Ressourcen (zum Beispiel 

Eigentum und Einkommen, aber auch Macht und Prestige) ungleich verteilt sind, 

diese Verteilung negativ bewertet wird und daher ein gesellschaftliches Problem 

darstellt.“19 

Hradil meint, „soziale Ungleichheit liegt dann vor, wenn Menschen aufgrund ihrer 

Stellung in sozialen Beziehungsgefügen von den „wertvollen Gütern“ einer Ge-

sellschaft regelmäßig mehr als andere erhalten.“20 Der Begriff der sozialen Un-

gleichheit lasse aber offen, was gerecht oder ungerecht sei, da dies eigenen Stu-

dien vorbehalten sei. Er unterscheidet zwischen Verteilungsungleichheit und 

Chancenungleichheit. Ersteres beschreibt die ungleiche Verteilung einer wertvol-

len Ressource, letzteres bezeichnet die ungleichen Möglichkeiten bestimmter 

Bevölkerungsgruppen. 

Hradil zählt auch die wichtigsten Determinanten sozialer Ungleichheit auf, die in-

dividuell oder gesellschaftlich zugeschrieben werden: Bildungs- und Berufsgrup-

pen, Familien und kinderlose Haushalte, Bewohner unterschiedlicher Regionen, 

Geschlecht, Altersgruppen und ethnische Gruppierungen. 21 

Huinink unterscheidet verschiedene Dimensionen sozialer Ungleichheit: ökono-

mische, wohlfahrtsstaatliche, soziale und emanzipatorische Dimensionen. Zu 

                                            
18 Berger 2005: 7 
19 Schäfers 2000: 609 
20 Hradil 2001: 30 
21 vgl. Hradil 2012: Deutsche Verhältnisse. Eine Sozialkunde. Grundbegriffe 

http://www.bpb.de/politik/grundfragen/deutsche-verhaeltnisse-eine-sozialkunde/138437/grundbegriffe
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den ökonomischen Dimensionen gehören Bildung, Einkommen und Vermögen. 

Die wohlfahrtsstaatlichen Dimensionen berücksichtigen die Leistungen eines 

Wohlfahrtsstaates und die dazugehörige Infrastruktur moderner Wohlstandsge-

sellschaften. Zu den sozialen Dimensionen gehören das soziale Kapital, Ent-

scheidungs- und Machtbefugnisse und das soziale Prestige. Zur emanzipatori-

schen Dimension gehören der Grad individueller Handlungsautonomie und Par-

tizipationschancen an gesellschaftlichen Willensbildungsprozessen.22 

Das Gabler Wirtschaftslexikon definiert soziale Ungleichheit als „Tatbestand der 

ungleichen Bewertung der verschiedenen sozialen Positionen und deren Aus-

stattung mit Ressourcen (zum Beispiel Eigentum, Einkommen, Vermögen, aber 

auch Schönheit und Herkunft) und den daraus sich ergebenden vertikalen Unter-

schieden an Macht, Einfluss und Prestige.“23 

Gerechtigkeit 

Hier wird nur auf den Begriff „soziale Gerechtigkeit“ etwas genauer eingegangen, 

da eine allgemeine Diskussion über den Begriff „Gerechtigkeit“ den Rahmen 

sprengen würde. 

Beim Gabler Wirtschaftslexikon findet man bei der Suche nach „Gerechtigkeit“ 

folgendes: „In der heutigen Diskussion dominiert der Begriff der „sozialen Ge-

rechtigkeit“. Er taucht erstmals Mitte des 19. Jh. auf, als im Zuge der Differenzie-

rung des gesellschaftlichen Subsystems Wirtschaft von der Handlungssteuerung 

auf Systemsteuerung umgestellt wird: Jetzt werden nicht mehr Handlungen, son-

dern Regeln bzw. Regelsysteme, nach denen die Handlungen in der Wirtschaft 

erfolgen, auf ihre Gerechtigkeit befragt.24“ 

Opielka, ein deutscher Sozialwissenschaftler, schreibt hingegen: „Gerechtigkeit 

ist multidimensional. (…) Soziale Gerechtigkeit kann auf den ersten Blick vor al-

lem als Programm gegen Ungleichheit verstanden werden. Doch damit gelangt 

man noch nicht zur gewünschten Klarheit. Denn auch Ungleichheit hat verschie-

dene Dimensionen, zum Beispiel Einkommen, Vermögen, Talente, Geschlecht 

                                            
22 vgl. Huinink 2014: 1037 
23 N. N. (2010): Gabler Wirtschaftslexikon. Soziale Ungleichheit 
24 Suchanek und Lin-Hi 2013: Gabler Wirtschaftslexikon. Gerechtigkeit 

 

https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/soziale-ungleichheit-44634/version-267940
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/gerechtigkeit-34985/version-170213
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oder Bildung. (…) Sozialpolitik institutionalisiert und dynamisiert soziale Gerech-

tigkeit.“25 

Ackermann, eine deutsche Politikwissenschaftlerin, stellt einen Paradigmen-

wechsel des Begriffes fest: „Seit dem 19. Jahrhundert hat sich mit dem Aufkom-

men der „sozialen Frage“, dem Erstarken der Arbeiterbewegung und sozialis-

tisch-kommunistischer Parteien der Diskurs über Gerechtigkeit verändert. Einzug 

hielt der Begriff der sozialen Gerechtigkeit, der sich fortan an sozialer Gleichheit 

im Sinne von Ergebnisgleichheit orientiert. Für soziale Gerechtigkeit sollte nun 

der Staat durch Umverteilung sorgen.“26 Sie hält hier vor allem den Bedeutungs-

wechsel von Gleichheit und Gerechtigkeit für wichtig. Als Beispiel führt sie die 

Französische Revolution an, bei der es vor allem um Gleichheit vor dem Gesetz 

ging. In der jetzigen Zeit geht es um Gleichheit der tatsächlichen Lebensverhält-

nisse. 

Nach Liebig und May geht es bei der sozialen Gerechtigkeit „um eine gerechte 

Verteilung von Chancen, also den Möglichkeiten, seine eigenen Lebenspläne zu 

verwirklichen. Dies umfasst nicht nur die materielle Absicherung oder einen Anteil 

am gesellschaftlichen Wohlstand, sondern vor allem auch den Zugang zu Bil-

dung, Kultur und die Ermöglichung politischer Teilnahme.“27  

Liebig und May zählen vier Prinzipien auf, die bei der Definition von sozialer Ge-

rechtigkeit wichtig sind: Gleichheitsprinzip, Leistungsprinzip, Anrechtsprinzip und 

Bedarfsprinzip. Das Gleichheitsprinzip fordert gleiche Rechte und gleichen Anteil 

an Gütern für jeden. Das Leistungsprinzip fordert, dass Leistungen individuell be-

lohnt werden. Das Anrechtsprinzip ist an Status- und Positionsmerkmale gekop-

pelt. Das Bedarfsprinzip sichert die Grundbedürfnisse. 

Felixberger unterscheidet grob zwei Gerechtigkeitskonzeptionen: die Vertei-

lungsgerechtigkeit und die Leistungsgerechtigkeit.  

Bei der Verteilungsgerechtigkeit geht es um „Herstellung umfassender sozialer 

Gerechtigkeit durch Legitimierung gesellschaftlicher Institutionen.“28 Hier soll der 

                                            
25 Opielka 2006: 32ff 
26 Ackermann 2013: 25 
27 Liebig und May 2009: 4 
28 Felixberger 2012: 30 
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Sozialstaat soziale Gleichheit herstellen und soziale Ungleichheiten kompensie-

ren. Der Begriff der Verteilungsgerechtigkeit setzt also eine Steuerung über die 

Politik voraus.  

Bei der Leistungsgerechtigkeit hingegen geht es um die Verteidigung einer libe-

ralen Ökonomie. „Im Mittelpunkt der Leistungsgerechtigkeit steht der Einzelne, 

der über Leistung den Grad seiner persönlichen Freiheit bestimmt. (..) Die soziale 

Steuerung erfolgt über den Markt.“29  

Ungleichheit versus Gerechtigkeit 

Meulemann, ein deutscher Soziologe, unterscheidet drei Konzeptionen: Ergeb-

nisgleichheit, Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit.  

Ad Ergebnisgleichheit: Hier gibt es keine Varianz, sprich: alle sollen denselben 

Bildungsabschluss haben oder dasselbe Einkommen beziehen. „In modernen, 

differenzierten Gesellschaften wird die Ergebnisgleichheit daher nur noch als ein 

Mindeststandard angestrebt, der nur am unteren Ende der Verteilung Ungleich-

heit ausschließt. Niemand sollte deshalb weniger als ein bestimmtes Einkommen 

oder ein bestimmtes Bildungsniveau haben.“30  

Ad Chancengleichheit: „Chancengleichheit ist die Gleichheit der Ergebnisvertei-

lung für unterschiedliche Startbedingungen im Wettbewerb um die Verteilung der 

Ergebnisse. (…) Die Forderung nach Chancengleichheit ist für Gesellschaften 

angemessen, die sich nach sozialen Klassen differenzieren, in die Personen hin-

eingeboren werden und die ohne ihr Zutun Lebenschancen bestimmen.“31 Chan-

cengleichheiten werden also als bedingte Wahrscheinlichkeiten definiert. Das 

Problem hierbei ist jedoch, dass Klassen durch politische Konvention bestimmt 

werden.  

Ad Chancengerechtigkeit: „Weil Leistung Ungleichheit rechtfertigt und weil Her-

kunft und Leistung miteinander zusammenhängen, geht aus der Forderung nach 

gleichen Chancen die Forderung nach gleichen Chancen bei gleicher Leistung 

hervor. Aus Chancengleichheit wird dann Chancengerechtigkeit.“32  

                                            
29 Felixberger 2012: 31 
30 Meulemann 2004: 118 
31 Meulemann: 119 
32 ebd.: 120 
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Nach Meulemann ist daher in modernen Gesellschaften nur das Konzept der 

Chancengerechtigkeit angemessen. In seinen Modellen wird Chancengerechtig-

keit nur dann realisiert, wenn nur die Ausbildung einen Einfluss auf den Zielstatus 

hat. Sobald aber der Herkunftsstatus einen Einfluss auf den Zielstatus hat, 

herrscht keine Chancengerechtigkeit mehr. Dieser „illegitime, leistungsfremde 

Einfluss muss (…) durch „äußere“ Bedingungen erklärt werden, (…), etwa durch 

die Beziehungen der Eltern.“33  

Ha-Joon Chang, ein südkoreanischer Wirtschaftswissenschafter, sieht das etwas 

anders. „Solange es nicht eine gewisse Ergebnisgleichheit gibt (…), hat auch die 

Chancengleichheit nur wenig Sinn.“34 Als Beispiel nennt er ein Kind, das aufgrund 

von Hunger schlechte Noten hat und sich im Unterricht nicht konzentrieren kann. 

Das Kind sollte, damit ein fairer Wettbewerb entstehen kann, keinen Hunger lei-

den müssen. Damit eine gewisse Ergebnisgleichheit gegeben ist, sollte es bei-

spielsweise gratis Essen in der Schule bekommen. 

Nolte zeigt den Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Ungerechtigkeit auf: 

Damit aus einer Ungleichheit auch eine Ungerechtigkeit wird, müsse sie zu einem 

politischen Problem werden, mit der Forderung nach mehr Gerechtigkeit.35  

Welches Maß an Ungleichheit in einer Gesellschaft noch als gerecht empfunden 

wird, ist jedoch durchaus unterschiedlich. Laut einer Befragung des International 

Social Survey Programme von 2009 glaubt mehr als die Hälfte der Deutschen, 

dass die Einkommensunterschiede zu groß sind. In den USA hingegen glaubt 

das nur ein Drittel der Befragten, obwohl dort die Einkommensungleichheiten 

weitaus höher sind.36 Misik, ein österreichischer Journalist, beschreibt dies als 

„lebendiges Gerechtigkeitsempfinden“, das von Geschichte, gesellschaftlichen 

Normen und herrschenden Diskursen beeinflusst wird und sich daher laufend 

verändern.37 

Das Konzept der Verwirklichungschancen von Amartya Sen wird immer wichti-

ger, da „er dem eindimensionalen Nutzen-Konzept einen differenzierteren und 

                                            
33 ebd.: 122 
34 Chang 2010: 281 
35 vgl. Nolte 2005: 22 
36 vgl. Niehues 2014: Gefühlte Ungerechtigkeit 
37 vgl. Misik 2012: 47 
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pluralistischen Rahmen gegenüberstellt.“38 Sen definiert Armut und Reichtum 

mithilfe von Verwirklichungschancen, bei denen unter anderem auch Schulbil-

dung und Lebenserwartung miteinbezogen werden. 

„Verwirklichungschancen sind nach Sen gleichbedeutend mit der Fähigkeit und 

vor allem Freiheit, das Leben nach eigenen Lebensplänen zu gestalten. So sollte 

es jedem Menschen möglich sein, frei von vermeidbaren Krankheiten zu leben, 

am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen oder eine Religion auszuüben. Wich-

tig ist hier immer, dass jedem Menschen die Wahl, etwas zu tun oder nicht, selbst 

überlassen bleibt. Wohlergehen ist nur dann möglich, wenn aus den vorhande-

nen Verwirklichungschancen frei gewählt werden kann. (…) Daraus folgt, dass 

Armut auch als Mangel an Verwirklichungschancen definiert werden kann, wäh-

rend Reichtum sich durch ein sehr hohes Maß an Verwirklichungschancen und 

entsprechenden Freiheiten definiert.“39 

Bildung 

„Bildung ist maßgeblich für individuelle Lebenschancen. Sie gilt als Bürger- und 

sogar als Menschenrecht. Zugleich soll sie wirtschaftliche Entwicklung und sozi-

ale Integration fördern. Individuelle und gesellschaftliche Ansprüche an sie sind 

jedoch teils schwer zu vereinen und seit jeher Anlass für bildungspolitische Aus-

einandersetzungen.“40, schreibt Allmendinger, Professorin für Bildungssoziolo-

gie, und beschreibt die Schwierigkeit von Bildungspolitik mit dem Anspruch von 

Chancengerechtigkeit. 

Artikel 26 der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte lautet: „Jeder Mensch 

hat das Recht auf Bildung.“41 Dort heißt es weiters, dass Grundschulunterricht 

obligatorisch und unentgeltlich sein soll. „Die Bildung muß auf die volle Entfaltung 

der menschlichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den Men-

schenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muß zu Verständnis, Tole-

ranz und Freundschaft zwischen allen Nationen und allen rassischen oder religi-

                                            
38 Eiffe et al. 2010: 39 
39 ÖGPP 2008: 117 
40 Allmendinger 2013: Bildungsgesellschaft 
41 UN 1948: Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 

 

http://www.bpb.de/gesellschaft/bildung/zukunft-bildung/158109/teilhabe-durch-bildung
http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
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ösen Gruppen beitragen und der Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Wah-

rung des Friedens förderlich sein.“42 Hier geht es vor allem um die Funktion des 

Erwerbs von Solidaritätsfähigkeit, Empathie und Chancengleichheit. 

Bildung wird anhand von zwei Indikatoren gemessen: dem Schulabschluss 

und/oder Kompetenzmessungen. In der Wissenschaft ist man sich über die 

Gründe, warum mit Bildung höheres Einkommen einhergeht, nicht einig: 

• Der Humankapitalansatz: Menschen sind aufgrund ihrer höheren Bildung 

und den damit einhergehenden Fähigkeiten und Fertigkeiten produktiver 

und beziehen daher höhere Einkommen. 

• Der Signal-Ansatz: Bildungsabschlüsse sind wichtiger als Kompetenzen. 

• Die Konflikttheorie: Schule wird von gesellschaftlichen Eliten beeinflusst, 

die es Kindern aus weniger privilegierten Verhältnissen schwer machen, 

mithalten zu können. Unter dem Deckmantel der Chancengleichheit 

schafft Schule hier gesellschaftliche Ungleichheiten.43 

Bildungspolitik ist somit eine Herkulesaufgabe, da fast alle Bereiche der Politik, 

nämlich Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik davon betroffen sind. In Ös-

terreich bilden Lehrpläne die pädagogische und rechtliche Grundlage für Schu-

len. Die Kritik, dass die Lehrpläne „überfrachtet“ und unübersichtlich seien, ist 

durchaus berechtigt. So hat die gesamte Rechtsvorschrift für Lehrpläne der AHS 

(Fassung vom 22.03.2019) 583 Seiten. Der Lehrplan wurde 1984 verordnet und 

seither gab es 40 Änderungen. 

Der Lehrplan der AHS-Oberstufe im Fach Geographie und Wirtschaftskunde 

(Stand: 22.03.2019) beginnt mit der Bildungs- und Lehraufgabe, die wie folgt lau-

tet: „Im Mittelpunkt des Unterrichtsfaches Geographie und Wirtschaftskunde 

(GW) steht der Mensch. Der GW-Unterricht fokussiert entsprechend auf die Le-

benswelten der Jugendlichen und lässt eine deutliche Aktualitäts- und Zukunfts-

orientierung erkennen. Es gilt, die Schülerinnen und Schüler in einer Zeit des 

Globalen Wandels entscheidungs- und handlungsfähig für die Zukunft zu ma-

chen. Große globale Herausforderungen sollen sichtbar gemacht und mögliche 

Handlungsoptionen entwickelt werden. Entsprechend sind die Analyse der Hin-

                                            
42 UN 1948: Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
43 vgl. Allmendinger 2013: Bildungsgesellschaft 

http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
http://www.bpb.de/gesellschaft/bildung/zukunft-bildung/158109/teilhabe-durch-bildung
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tergründe und Folgewirkungen menschlichen Handelns in Gesellschaft, Um-

welt(en) und Wirtschaft sowie politisch bildende Lehr- und Lernprozesse zentrale 

Anliegen des GW-Unterrichts. Die räumliche Komponente findet dabei beson-

dere Berücksichtigung. Aus der Perspektive der Kompetenzorientierung vermit-

telt der GW-Unterricht den kompetenten Umgang mit wesentlichen und komple-

xen Fachinhalten und Fachmethoden der Geographie und der Ökonomie, die 

dem letzten Stand der fachlichen und fachdidaktischen Erkenntnisse entspre-

chen, sich speziell aber an den bei Schüler/inne/n ausgeprägten Motivationen, 

Interessen und Bedürfnissen orientieren sollen. Die Existenz verschiedener inte-

ressengeleiteter Wirklichkeiten von der lokalen bis zur globalen Ebene aufzuzei-

gen, zu vergleichen, zu bewerten und kritisch zu hinterfragen, ist Ziel eines mul-

tiperspektivischen Zugangs zum Unterricht. Prozesse und Phänomene interdis-

ziplinär, integrativ und in ihrer Dynamik und Wechselwirkung zu erfassen, fördert 

die Synthesekompetenz.“44 

Die Basiskonzepte der AHS-Oberstufe im GW-Unterricht lauten wie folgt: Raum-

konstruktion und Raumkonzepte, Regionalisierung und Zonierung, Diversität und 

Disparität, Maßstäblichkeit, Wahrnehmung und Darstellung, Nachhaltigkeit und 

Lebensqualität, Interessen, Konflikte und Macht, Arbeit, Produktion und Konsum, 

Märkte, Regulierung und Deregulierung, Wachstum und Krise, Mensch-Umwelt 

Beziehungen, Geoökosysteme und Kontingenz.45 Man merkt, dass die Lehrpläne 

sehr detailreich und umfassend sind. Die Formulierungen zeigen auch, dass das 

Fach ständig einem Wandel unterzogen ist. Es ist ein sehr komplexes und viel-

seitiges Fach, das mit einer Wertigkeit zwischen 6-8 Wochenstunden in der ge-

samten AHS-Oberstufe nicht genug Anerkennung bekommt. Die oben genannten 

Basiskonzepte „bündeln fachliche Zugänge, die darauf abzielen, eine unüber-

sichtliche komplexe Welt für Schülerinnen und Schüler lesbar und verhandelbar 

zu machen. Durch die Brille der Basiskonzepte betrachtet, lernen Schülerinnen 

und Schüler Sachverhalte in geographischer und ökonomischer Perspektive zu 

(de)konstruieren, zu strukturieren, zu problematisieren und hieraus reflektierte 

Handlungen zu entwickeln.“46 

                                            
44 BMWF 2018: Lehrpläne der AHS-Oberstufe 
45 vgl. BMWF 2018: Lehrpläne der AHS-Oberstufe 
46 BMWF 2018: Lehrpläne der AHS-Oberstufe 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008568&FassungVom=2018-09-01
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008568&FassungVom=2018-09-01
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008568&FassungVom=2018-09-01
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Im allgemeinen Teil des Lehrplans findet man unter dem Punkt „Gesetzlicher Auf-

trag“ folgendes: „Die allgemein bildende höhere Schule hat die Aufgabe, den 

Schülerinnen und Schülern eine umfassende und vertiefte Allgemeinbildung zu 

vermitteln und sie zugleich zur Universitätsreife zu führen. (…) Die allgemein bil-

dende höhere Schule hat (…) an der Heranbildung der jungen Menschen mitzu-

wirken, nämlich beim Erwerb von Wissen, bei der Entwicklung von Kompetenzen 

und bei der Vermittlung von Werten. Dabei ist die Bereitschaft zum selbstständi-

gen Denken und zur kritischen Reflexion besonders zu fördern. Die Schülerinnen 

und Schüler sind in ihrem Entwicklungsprozess zu einer sozial orientierten und 

positiven Lebensgestaltung zu unterstützen.“47 Hier wird die Integrations- und Le-

gitimationsfunktion von Bildung angesprochen. Bildung soll zur Stabilisierung der 

sozialen und politischen Verhältnisse beitragen und Schülerinnen und Schüler zu 

kritischen, selbstständigen, reflektierten Menschen erziehen. 

„Bildung ist mehr als die Summe des Wissens, das in den einzelnen Unterrichts-

gegenständen erworben werden kann. Im Folgenden werden daher weitere Ziele 

der Allgemeinbildung in fünf Bildungsbereichen näher erläutert. Sie sind als Be-

nennung wichtiger Segmente im Bildungsprozess zu verstehen und bilden 

ebenso wie die religiös-ethisch-philosophische Bildungsdimension eine Grund-

lage für die fächerverbindende und fächerübergreifende Zusammenarbeit“48, 

heißt es im Lehrplan der AHS-Oberstufe. 

Diese fünf Bildungsbereiche sind: 

• Sprache und Kommunikation 

• Mensch und Gesellschaft 

• Natur und Technik 

• Kreativität und Gestaltung 

• Gesundheit und Bewegung 

Die allgemeinen didaktischen Grundsätze lauten: 

1. Anknüpfen an die Vorkenntnisse und Vorerfahrungen der Schülerinnen 

und Schüler 

2. Interkulturelles Lernen 

                                            
47 BMWF 2018: Lehrpläne der AHS-Oberstufe 
48 BMWF 2018: Lehrpläne der AHS-Oberstufe 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008568&FassungVom=2018-09-01
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008568&FassungVom=2018-09-01
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3. Mehrsprachigkeit 

4. Diversität und Inklusion 

5. Förderung durch Differenzierung und Individualisierung 

6. Förderunterricht 

7. Stärken von Selbsttätigkeit und Eigenverantwortung 

8. Herstellen von Bezügen zur Lebenswelt 

9. Reflexive Koedukation und gendersensible Pädagogik 

Lehrerinnen und Lehrer sollten also neben dem Lehrstoff auch auf Bildungsbe-

reiche, allgemeine didaktische Grundsätze und auf Bildungs- und Lehraufgaben 

beim Unterrichten achten. Zeitlich beschränkt sind Lehrerinnen und Lehrer in der 

Oberstufe aufgrund der Module, die genau vorschreiben, in welchem Semester 

welcher Stoff behandelt werden soll. 

Bildungsmobilität 

Bildungsmobilität ist ein wichtiges Maß für die Durchlässigkeit eines Bildungssys-

tems und bezeichnet Positionsveränderungen der Bildungsschichten, die in Bil-

dungsaufstiegen, aber auch Bildungsabstiegen geschehen kann. Unterschieden 

werden dabei die intragenerationale und intergenerationale Bildungsmobilität. 

Der erste Begriff beschreibt einen Bildungsaufstieg innerhalb eines Lebensab-

schnitts, der zweite Begriff beschreibt Veränderungen der Bildungsniveaus der 

Kinder zu ihren Eltern bzw. Großeltern. „Unter dem Gesichtspunkt der Chancen-

gleichheit im Bildungssystem bzw. der Bildungsgerechtigkeit sind vor allem för-

derliche und hemmende Faktoren für Bildungsaufstiege von Interesse. Aber auch 

der horizontalen Durchlässigkeit kommt ein hoher Stellenwert zu, insofern hierin 

Chancen für individuelle Bildungsbiografien gesehen werden.“49 

Gender Pay Gap 

Der Gender Pay Gap beschreibt den geschlechtsspezifischen Lohnunterschied 

und wird laut Eurostat auf Basis der durchschnittlichen Bruttostundenlöhne der 

unselbstständig Beschäftigten in Unternehmen mit mindestens zehn Beschäftig-

ten berechnet. Der Vorteil der Bruttostundenlöhne liegt vor allem in der direkten 

                                            
49 Klenk und Schmid 2018: Gabler Wirtschaftslexikon. Bildungsmobilität. 

https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/bildungsaufstieg-54039
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/bildungsaufstieg-54039
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/bildungsmobilitaet-54040/version-277095
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Vergleichbarkeit von Voll- und Teilzeitbeschäftigten unabhängig von der Arbeits-

zeit. Berechnet wird der Gender Pay Gap wie folgt: 

Bruttostundenverdienst der Männer −  Bruttostundenverdienst der Frauen

Bruttostundenverdienst der Männer
∙  100 

Unterschieden werden dabei unbereinigte und bereinigte Lohnunterschiede: 

• Der bereinigte Gender Pay Gap: Hier werden strukturelle Unterschiede 

herausgerechnet und die Lohnunterschiede in einen erklärten und uner-

klärten Teil zerlegt. Es werden also vergleichbare Qualifikationen und Tä-

tigkeiten von Männern und Frauen bei der Berechnung berücksichtigt. 

• Der unbereinigte Gender Pay Gap: Hier werden die durchschnittlichen 

Bruttostundenverdienste beider Geschlechter allgemein miteinander ver-

glichen. Dieser Indikator hebt die Diskriminierung von Frauen in bestimm-

ten Berufen oder Führungspositionen stärker hervor.  

Für Interpretationen sollten beide Rechnungsarten berücksichtigt werden, „da der 

bereinigte Indikator die tatsächlichen Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt nicht 

zur Gänze widerspiegelt.“50 

1.4 Datenbeschreibung und Datenlage 

Da es zu diesem Thema zahlreiche Studien und Literatur gibt, habe ich beschlos-

sen, keine weiteren empirischen Untersuchungen durchzuführen, sondern aktu-

elle Studien von namhaften Organisationen und Institutionen zu verwenden. 

1.4.1 Messung und Darstellung von Ungleichheit 

Dieses Kapitel widmet sich der Messung und Darstellung von Ungleichheit. Es 

werden bekannte und weit verbreitete Konzepte vorgestellt. 

Conceição und Ferreira stellen in einem Working Paper des „University of Texas 

Ine-quality Project“ fest: „(…) we are arguing that analyzing inequality often re-

quires grouping individuals and that, even when we are interested in inequality at 

the most fundamental level (between individuals), the reality of data collection 

                                            
50 Geisberger und Glaser 2017: 460 
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almost always entails some level of aggregation, particularly if one is interested 

in frequent sampling.“51 

Sie unterscheiden daher drei „Typen“ von Ungleichheit: die Gesamtungleichheit 

zwischen Individuen, die Ungleichheit zwischen Gruppen und die restliche Un-

gleichheit zwischen Individuen, die nicht einer Gruppe zuordenbar sind. 

Die Erfassung von Ungleichheit ist wichtig, um die verschiedenen Ebenen der 

Disparitäten und ihre Implikationen erfassen und interpretieren zu können. Die 

Messung von Ungleichheit soll bei Fragestellungen zur Effektivität von verschie-

denen politischen Entscheidungen helfen und Daten erzeugen, die Ungleichheit 

in der politischen Analyse als Faktor betrachten.52 Für die Interpretation ist es 

daher unerlässlich, die Vor- und Nachteile der jeweiligen Darstellungs- bzw. 

Messmethode zu kennen.  

Häufigkeitsverteilung 

Die wohl einfachste Möglichkeit der Darstellung von Verteilungen ist die Häufig-

keitsverteilung. Bei stetigen Merkmalen ist es sinnvoll, Klassen zu bilden (zum 

Beispiel Einkommensklassen). Die häufigsten graphischen Darstellungen sind 

das Säulen-, Stab-, Balken-, Linien-, Flächen- und Kreisdiagramm, aber auch ta-

bellarische Darstellungen sind möglich. Es können weiters sowohl absolute als 

auch relative Häufigkeiten bestimmt werden. Ein Vorteil der Häufigkeitsverteilun-

gen ist der schnelle Überblick, den man gewinnen kann. Für genauere Interpre-

tationen sind diese jedoch nicht geeignet. Bei der Einteilung in Klassen können 

wichtige Informationen verloren gehen und es können keine Gewichtungen 

durchgeführt werden. Weiters sind Darstellungen dieser Art nur für kleine Kate-

goriengrößen geeignet. Sie sind auch leicht manipulierbar durch verfälschte gra-

phische Darstellungen.  

Quantil-Vergleiche 

Verteilungen können auch durch ihre Quantile beschrieben werden. Häufig ver-

wendete Quantile sind der Median, die Quartile, die Quintile, die Dezile und die 

Perzentile. Der Median teilt eine geordnete Menge in zwei gleich große Teile, die 

                                            
51 Conceição und Ferreira 2000: 4 
52 vgl. University of Texas Inequality Project (o.J.): Measuring inequality 

http://utip.gov.utexas.edu/tutorials/intro_ineq_studies.ppt


Einleitung 

 

30 

Quartile in vier, die Quintile in fünf, die Dezile in zehn und die Perzentile in hun-

dert gleich große Teile. Der Vorteil bei Quantilen: sie sind ein robusteres Maß als 

beispielsweise das arithmetische Mittel, da sie gegenüber Ausreißern nicht emp-

findlich sind. 

Gini-Koeffizient und Lorenzkurve 

Das wohl am häufigsten verwendete Ungleichheitsmaß ist der Gini-Koeffizient. 

Er ist ein Maß zur Quantifizierung der relativen Konzentration einer Verteilung. 

Bei völliger Gleichverteilung beträgt er 0 und bei maximaler Ungleichverteilung 1. 

Bei der Einkommensverteilung eines Staates würde dies bedeuten: wenn jede/r 

gleich viel verdient, also jede/r das Durchschnittseinkommen des Staates be-

zieht, hätte man eine Gleichverteilung. Wenn nur eine Person das gesamte Ein-

kommen erhält, hätte man eine maximale Ungleichverteilung. Er lässt sich fol-

gendermaßen definieren: Der Gini-Koeffizient ist die „Hälfte der durch den Mittel-

wert der Einkommen dividierten Summe der mittleren absoluten Einkommensdif-

ferenzen.“53  

Es sei �̅� das arithmetische Mittel der Werte 𝑥1, … , 𝑥𝑛 und die Anzahl der Werte 𝑛. 

So ist der Gini-Koeffizient definiert als: 54 

𝐺 =
1

2�̅�
∗
1

𝑛2
 ∑∑|𝑥𝑖 − 𝑥𝑗|

𝑛

𝑗=1

𝑛

𝑖=1

 

Die Lorenzkurve ist eine grafische Darstellung von Ungleichheit und ermöglicht 

es, den Abstand einer gegebenen Verteilung von der egalitären Verteilung zu 

erfassen, siehe Abbildung 1. Von einer egalitären Verteilung spricht man, wenn 

beispielsweise bei einer Einkommensverteilung 10% der Einkommensbezieher 

genau 10% des Gesamteinkommens beziehen, sprich: wenn der Anteil der Be-

zieher genau dem Anteil des Gesamteinkommens entspricht. Dies würde genau 

einer linearen Funktion entsprechen, die als Hauptdiagonale in einem quadrati-

schen Diagramm eingezeichnet wird. Auf der Abszissenachse werden die Anteile 

der Merkmalsträger (zum Beispiel Bevölkerung) abgebildet, auf der Ordinaten-

achse die Anteile der Merkmalsausprägungen (zum Beispiel Einkommen). Um 

                                            
53 Heinemann 2008: 9 
54 vgl. Kamps und Krämer 2013: Gabler Wirtschaftslexikon. Gini-Koeffizient 

https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/gini-koeffizient-33245/version-181726
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eine Lorenzkurve zu zeichnen, muss man die Merkmalsausprägungen und Merk-

malsträger in verschiedene Intervalle teilen, deren relative Anteile berechnen, 

diese kumuliert in einer Tabelle zusammentragen und durch Polygonzüge annä-

hern.55 

 

Abbildung 1: Beispiel für Lorenzkurve; eigene Darstellung 

Man kann die obige Abbildung nun folgendermaßen interpretieren: Die unteren 

40% der Bevölkerung besitzen nur 10% des Gesamteinkommens. Die reichsten 

10% der Bevölkerung besitzen hingegen 40% des Gesamteinkommens. 

Je kleiner die Fläche zwischen der perfekten Gleichverteilungsgeraden (gra-

phisch Hauptdiagonale) und der Lorenzkurve, desto geringer ist die Ungleichheit. 

Oder anders ausgedrückt: je geringer der Abstand zwischen Lorenzkurve und 

Hauptdiagonale ist, desto höher ist der Grad an Egalität der Verteilung.56 

Der Gini-Koeffizient lässt sich daher auch mithilfe der Lorenzkurve veranschauli-

chen und bestimmen: der Gini-Koeffizient ist das Verhältnis der Fläche zwischen 

Hauptdiagonale und Lorenzkurve (in Abbildung 1 auch Gini-Bereich genannt) zur 

Dreiecksfläche unter der Hauptdiagonale. Da die Dreiecksfläche immer gleich 

                                            
55 vgl. Blaas 2005: 38ff 
56 vgl. Blaas 2009: 39 
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bleibt, könnte man auch sagen: der Gini-Koeffizient ist das Zweifache des Gini-

Bereichs. 

Zusammenfassend kann man also sagen, dass der Gini-Koeffizient weder Aus-

kunft über die Ursachen, noch über die genaue Verschiebung einer Verteilung 

gibt. Veränderungen einer Verteilung werden nicht angezeigt, da sich diese auch 

kompensieren können. Ein weiterer Nachteil des Gini-Koeffizienten ist, dass er 

nicht additiv zerlegt werden kann. Es ist also nicht möglich, aus den Gini-Koeffi-

zienten zweier Regionen einen entsprechenden Gini-Koeffizienten für die Ge-

samtregion zu schließen. Für eine genauere Interpretation empfiehlt es sich da-

her, den Gini-Koeffizienten und die Lorenzkurve gemeinsam zu betrachten. 

Theil-Index 

Der Theil-Index gehört zu den Entropie-basierten Maßzahlen, die aus der Infor-

mationstheorie entwickelt wurden. Er ist weniger gebräuchlich als der Gini-Koef-

fizient und wurde nach dem niederländischen Ökonometriker Henri Theil be-

nannt. Er ist nicht so intuitiv erfassbar wie andere Indizes, hat aber den Vorteil, 

dass er bezüglich Subgruppen additiv ist.57  

Es sei 𝑛 die Anzahl der Individuen einer Population, 𝑦 das Einkommen der Per-

sonen 1,… , 𝑛 und µ𝑦 das Durchschnittseinkommen der Population. Für eine dis-

krete Einkommensverteilung 𝑌 = (𝑦1, 𝑦2,…  , 𝑦𝑛) ist der Theil-Index definiert als:58 

𝑇(𝑌) =
1

𝑛
∑

𝑦𝑖
µ𝑦

𝑛

𝑖=1

∗ ln (
𝑦𝑖
µ𝑦
) 

Es gilt daher: 0 ≤ 𝑇(𝑌) ≤ ln(𝑛). Der Theil-Index beträgt 0 bei einer egalitären 

Verteilung und wird mit steigender Ungleichheit größer. Bei einer maximalen Un-

gleichverteilung beträgt der Theil-Index ln(n). Die Nachteile des Theil-Index sind: 

er ist nicht intuitiv und mathematisch komplex. Man kann auch Populationen mit 

unterschiedlichen Größen nicht direkt miteinander vergleichen und der Index ist 

auch sehr empfindlich im unteren Vermögensbereich.59 

                                            
57 vgl. University of Texas Inequality Project (o.J.): Measuring inequality 
58 vgl. Heinemann 2008: 33f 
59 vgl. Wrzeszcz 2010: 18 
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Maß von Atkinson 

Das Maß von Atkinson gehört zu den explizit normativen Ungleichheitsmaßen, 

die axiomatisch begründete soziale Wohlfahrtsfunktionen nutzen.60 Es wurde von 

Atkinson entwickelt, um entscheiden zu können, welche von zwei vergleichbaren 

Verteilungen als die ungleichmäßigere anzusehen ist. Dies konnten gängige 

Maße wie der Gini-Koeffizient und der Theil-Index bislang nicht.61  

Es verbindet zudem Effizienz- und Gleichheitsaspekte der Wohlfahrt. 

Es sei 𝑛 die Anzahl der Einkommensbezieher und 𝑌𝑖 das Einkommen des Wirt-

schaftssubjekts i. Dann ist das Atkinson-Maß wie folgt definiert:62 

𝐴 =

{
 
 

 
 
1 − [
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𝑌𝑖
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und es gilt 0 ≤ 𝐴 ≤ 1. 𝜀 entspricht hierbei dem Maß für die gesellschaftliche Un-

gleichheitsaversion. Je größer also die Aversion der Gesellschaft gegen Un-

gleichheit, desto größer ist auch 𝜀. 63 

Bei 𝜀 = 0 entspricht auch 𝐴 = 0. Dies würde aber bedeuten, dass die gesamtge-

sellschaftliche Wohlfahrt nur vom Gesamteinkommen abhängig ist und nicht von 

dessen Verteilung. 

Ein Beispiel: Es sei 𝐴 = 0,2 = 1 − 0,8. Die Gesellschaft wäre bereit, auf 20% des 

Gesamteinkommens zu verzichten, wenn die Einkommen dafür gleich verteilt wä-

ren. Anders interpretiert: Mit 80% des vorhandenen Nettoeinkommens könnte 

das gleiche Wohlfahrtsniveau erreicht werden, wenn es gleichverteilt wäre. 

Problematisch ist die Auswahl der Ungleichheitsaversion 𝜀, da diese sorgfältig 

ausgewählt werden muss.  

                                            
60 vgl. Schwarze und Elsas 2013: 164 
61 vgl. CESifo Group Munich (o.J.): Atkinson-Maß 
62 Faik 2007: 19 
63 vgl. Faik 2007: 20 

https://www.cesifo-group.de/de/ifoHome/facts/Glossar/07-Verteilung-und-soziale-Sicherung/Atkinson-Mass.html
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1.4.2 Datenbeschreibung 

Die Studie von Mayrhuber et al. 2015 hat als Datengrundlage die Daten der 

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nach den Konzepten des Europäischen 

Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 1995 (ESVG 1995). Diese 

umfassen im Bereich der personellen Einkommensverteilung nur Lohn- und So-

zialversicherungsstatistik und keine Vermögenseinkommen. Sie werden erst in 

den Analysen zur Einkommensverteilung auf Haushaltsebene miteinbezogen, 

die anhand der Europäischen Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Le-

bensbedingungen (EU-SILC) durchgeführt wurde.64 

Die Studie von Humer et al. 2014a hat verschiedene Mikrodatensätze miteinan-

der verglichen, Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Datenquellen herausge-

arbeitet und untersucht, wie diese auf die Einkommensungleichheit wirken. Die 

Datensätze unterscheiden sich in der Erhebungsform, den verwendeten Definiti-

onen, der Datenaufbereitung, im Umfang und der Erhebungsstruktur. Der Fokus 

liegt auf der Bedeutung der Kapitaleinkommen. Dies ist wichtig, da bis vor kurzem 

keine Daten über Einkünfte aus Vermögen verfügbar waren. Der HFCS konnte 

diese Lücke 2010 nun schließen und die Ergebnisse zeigen, dass relevante Ver-

mögenserträge erst ab dem 90. Perzentil verzeichnet werden. So machen im 

reichsten Prozent der Haushalte diese Vermögenseinkünfte mehr als ein Drittel 

des Einkommens aus.65 Die Studien zu Vermögen von Eckerstorfer et al. 2013, 

Ferschli et al. 2017, Humer et al. 2014b basieren alle auf dem HFCS. 

In Österreich mangelte es bisher vor allem am Zugang zu umfangreichem Da-

tenmaterial. Studien auf Aggregatebene seien laut Autoren unzureichend, „da sie 

die Heterogenität der Lebensbedingungen und -entwürfe der Akteure vernach-

lässigen.“66 Daher seien Informationen auf Ebene einzelner Einheiten erforder-

lich, um verlässliche Einschätzungen über Einkommensverteilung zu gelangen. 

Der Zugang zur Lohnsteuerstatistik, einer Vollerhebung, wird aus Datenschutz-

gründen sehr eingeschränkt, beispielsweise in Form von kontrolliertem Fernrech-

nen. Teilerhebungen in Form von Zufallsstichproben beinhalten hingegen eine 

Reihe von methodischen Herausforderungen, wenn repräsentative Aussagen 

                                            
64 vgl. Mayrhuber et al. 2015: 5f 
65 vgl. Humer et al. 2014a: iv 
66 ebd.: 1 
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über die Grundgesamtheit getätigt werden sollen. Die Autoren stellen fest, dass 

besonders bei sensiblen Inhalten wie Einkommen und Vermögen Fragebogen 

und Interviewführungen viele Tücken hätten: eine hohe Datenqualität könnte nur 

gewährleistet werden, wenn die Interviewerinnen und Interviewer fachlich kom-

petent seien, ein gutes Auftreten besäßen und die gesamte Heterogenität abge-

bildet würde.67 Administrative Daten decken die Zielpopulation mit fast 100% ab, 

die Datenqualität ist sehr hoch und liefert somit genaue und sichere Informatio-

nen. Probleme ergeben sich aber, wenn bewusst falsche Angaben über Einkom-

men oder Vermögen gemacht werden, um beispielsweise Steuern zu vermeiden 

oder zu hinterziehen.  

Humer et al. führen eine Studie der Canberra Group an, die zu dem Schluss 

kommt, „dass gesellschaftsspezifische gruppendynamische Prozesse eine Un-

terrepräsentativität der Ränder des Ausprägungsspektrums zur Folge haben.“68 

So sind sehr hohe und niedrige Einkommen wenig bis fast gar nicht erfasst. Dies 

stellt ein großes Problem für alle Untersuchungen zu diesem Thema dar. 

1.4.3 Probleme mit der „Mitte“ 

Ein weiteres Problem stellt der „Drang zur Mitte“ dar: wenn Menschen ihr Ein-

kommen oder Vermögen auf einer Skala selbst einordnen müssten, ordnen sie 

sich tendenziell eher in die Mitte. Andreasch et al. beschreiben, „dass die Mitte 

der Vermögensverteilung zu einer Art Sehnsuchtsort wird. Nur wenige Vermö-

gensarme wissen (oder geben zu), dass sie vermögensarm sind, noch weniger 

Vermögensreiche wissen (oder geben zu), dass sie vermögensreich sind. Dabei 

verschätzen sich die Vermögensarmen nach oben und die Vermögensarmen 

nach unten.“69 

Dieser Drang zur Mitte wird auch sichtbar, wenn der Begriff „Mittelschicht“ fällt. 

Viele Menschen zählen sich zur Mittelschicht, auch wenn gar nicht genau defi-

niert ist, was die Mittelschicht ist. Viele Menschen wollen möglichst unauffällig 

bleiben. Man will weder zu reich noch zu arm sein. Das Sprichwort „Über Geld 

                                            
67 vgl. Humer et al. 2014a: 1f 
68 ebd.: 3 
69 Andreasch et al. 2012: 250 
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spricht man nicht“ ist also nach wie vor sehr zutreffend. Wer arm ist, schämt sich 

dafür und wer reich ist, möchte nicht im Mittelpunkt stehen. 

Dies wurde auch deutlich, als der CDU-Politiker Friedrich Merz, der rund eine 

Million Euro brutto jährlich verdient, sich 2018 zur gehobenen Mittelschicht zählte. 

Dies löste eine Diskussion über den Begriff aus, denn Merz definiert die Mittel-

schicht über Werte wie Fleiß, Disziplin, Stand, Respekt und nicht über sein Ein-

kommen.70 Welche Kriterien gibt es nun also, um zur Mittelschicht zu gehören? 

Es wird auch für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler immer schwieriger, 

den Begriff genauer zu erörtern. Im Sozialbericht des Bundesministeriums für Ar-

beit, Soziales und Konsumentenschutz haben Fessler und Schürz einen Artikel 

namens „Zur Mitte in Österreich“ verfasst, wo sie zwei Konzepte der Mitte unter-

scheiden: „ein einkommensfokussiertes Konzept in der Ökonomie und ein breites 

soziologisches Konzept zur sozialen Sicherung.“71Das erste Konzept orientiert 

sich nur am Haushaltseinkommen und definiert Grenzen nach unten bzw. nach 

oben. Das zweite Konzept hingegen bezieht weitere soziologische Aspekte mit 

ein, wie beispielsweise berufliche Stellung, Anteilnahme am kulturellen Gesche-

hen und Qualifikation.  

Die Statistik Austria definiert das mittlere Einkommen als 60 – 180% des Äquiva-

lenzmedianeinkommens. Die Weltbank wiederum definiert die „middle class“ en-

ger: hier sind es 75 – 125% des Äquivalenzmedianeinkommens. Thomas Piketty 

wiederum betrachtet Perzentile des Nettovermögens und sieht das 50. – 90. 

Perzentil des Nettovermögens als „middle class“.72 Dies zeigt, wie wichtig es ist, 

die Datenbeschreibung genau auszuführen. So können unterschiedliche Kenn-

zahlen getrennt voneinander betrachtet und interpretiert werden. 

1.4.4 Administrativdaten 

a) Lohnsteuerstatistik (LST) 

Die Lohnsteuerstatistik beinhaltet Administrativdaten und erhebt alle in Öster-

reich steuerpflichtigen Personen. Sie ist laut Humer et al. 2014a „eine der am 

                                            
70 vgl. diepresse.at 2018: CDU-Vorsitzkandidat Merz: Millionär und Mittelschicht 
71 Fessler und Schürz 2016: 271 
72 vgl. ebd.: 272 
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besten untersuchten Datenquellen in Bezug auf Einkommensungleichheit.“73 Lei-

der werden Selbstständige nur teilweise erfasst; Nebeneinkünfte von Pensionis-

tInnen und vermögensbezogene Einkommen gar nicht. Aus Datenschutzgründen 

wird aus der Vollerhebung nur eine geschichtete Zufallsstichprobe veröffentlicht.  

b) Integrierte Lohn- und Einkommensteuerstatistik (INT) 

Die integrierte Lohn- und Einkommensteuerstatistik ist die umfangreichste 

Quelle, was Analyse von Erwerbseinkommen in Österreich betrifft. Sie enthält 

unselbstständige Bezüge, Transferzahlungen und Einkünfte aus selbstständiger 

Arbeit (inklusive Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieben, 

Vermietung und Verpachtung, Kapitalvermögen sowie sonstige Einkünfte). Als 

Datenbasis dient die Einkommenssteuererklärung, die nur verpflichtend abzuge-

ben ist, wenn Einkünfte über 11 000 € erzielt wurden. Dies ist auch der größte 

Nachteil dieser Erhebung, da Einkünfte nur teilweise oder gar nicht angegeben 

werden können. Dies ist meist bei Kapitalvermögenseinkünften der Fall. Weiters 

werden aufgrund der Vollpauschalierung für Betriebsgrößen bis zu 100 000 € 

Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft stark unterbewertet. 

c) Arbeitsmarktdatenbank (AMDB) 

Die Arbeitsmarktdatenbank wird vom Arbeitsmarktservice und dem Bundesmi-

nisterium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betrieben. Die Daten 

stammen vom Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

und vom AMS. Die Beschäftigungs- und Versicherungsdaten werden anonymi-

siert in die Arbeitsmarktdatenbank eingefügt. Da DienstgeberInnen verpflichtet 

sind, MitarbeiterInnen fristgerecht beim Sozialversicherungsträger zu melden, 

sind die Daten zu Beschäftigungsverhältnissen, erwerbsfernen Versicherungs-

zeiten und unselbstständigen Erwerbseinkommen im Allgemeinen vollständig. 

Einzigartig an diesen Daten sind die Erwerbsverläufe: das gesamte Erwerbsle-

ben einzelner Personen wird erfasst und damit sind weitere Analysen in Bezug 

auf unselbstständige Beschäftigungsverhältnisse und auf Arbeitsmarktsituatio-

nen möglich. Leider sind die Einkommen top-coded, das heißt, sehr hohe Ein-

kommen werden ab einem gewissen Wert entweder herausgestrichen oder mit 
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diesem Wert angegeben. Zudem handelt es sich um Rohdaten, die für eine ge-

nauere Analyse noch weiterbearbeitet werden müssen und eine hohe Anzahl an 

verweigerten Antworten (item non-response) sind vorhanden.  

1.4.5 Daten basierend auf Umfragen 

a) Mikrozensus (MZ) 

Der Mikrozensus beinhaltet die Arbeitskräfte- und Wohnungserhebungen, die in 

Privathaushalten durchgeführt werden. Es werden Informationen zum Woh-

nungsbestand und -aufwand und zu Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit gesam-

melt. Auch Informationen zu Arbeitsformen, früheren Erwerbstätigkeiten von der-

zeit nicht Erwerbstätigen, Arbeitssuche und Bildungsstand werden gesammelt. 

Der Mikrozensus basiert auf dem Labour Force-Konzept der Internationalen Ar-

beitsorganisation. Die Statistik Austria generiert durch Verknüpfen der Lohnzet-

teldaten und der Daten vom Hauptverband der österreichischen Sozialversiche-

rungsträger Informationen zum Einkommen. Die Befragungen finden über das 

ganze Jahr kontinuierlich statt, die Haushalte werden fünf Quartale lang befragt. 

Die Teilnahme ist verpflichtend. 

b) EU-SILC (SILC) 

EU-SILC ist die Abkürzung für „European Union Statistics on Income and Living 

Conditions“ und führt seit 2003 Erhebungen von Einkommens- und Lebensbe-

dingungen privater Haushalte in der Europäischen Union durch. Die Statistik Aus-

tria führt sowohl persönliche Befragungen als auch telefonische Interviews durch. 

Die Auswahl der Haushalte wird mittels des Zentralen Melderegisters festgelegt, 

jeder vierte Teilnehmer wird vier Perioden hintereinander befragt. 

Interessant an dieser Erhebung ist, dass auf Haushaltsebene das gesamte 

Brutto-Haushaltseinkommen erhoben wird. Dieses setzt sich aus unselbstständi-

gen Einkünften, Einkünften aus Vermögen, Pensionszahlungen und andere 

Transfers zusammen. Es werden auch Bruttoeinkommen aus Vermietung und 

Verpachtung und Einkünfte aus Zinsen, Dividenden und Gewinne aus Kapitalan-

lagen erhoben. 
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c) HFCS 

Auch der „Household Finance and Consumption Survey“ ist eine auf Befragung 

basierende Umfrage. 2010 wurde erstmals die Erhebung des HFCS in 17 teil-

nehmenden Mitgliedsländern des Euroraums durchgeführt. So wurden erstmals 

Daten zu Sach- und Finanzvermögen, Verbindlichkeiten und Ausgaben privater 

Haushalte erfasst. Ländervergleiche sind nun möglich, man sollte jedoch vorsich-

tig sein, weil Haushaltsstrukturen sehr unterschiedlich sein können und weil es in 

manchen Bereichen aufgrund institutioneller Unterschiede zu verschiedenen Be-

rechnungen des Vermögens kommen kann. In Österreich führte die Österreichi-

sche Nationalbank in Zusammenarbeit mit dem Institut für empirische Sozialfor-

schung den Österreich-spezifischen Teil des HFCS durch. Die Zielpopulation 

sind private Haushalte, die freiwillig an der Erhebung teilnehmen können. 

Eine Besonderheit des HFCS sind die multiplen Imputationen: wenn Haushalte 

einzelne Fragen nicht beantwortet haben, wurden diese fehlende Daten unter 

Anwendung statistischer Verfahren, basierend auf dem iterativen Bayesschen 

Modell, geschätzt. „Multiple Imputationen reflektieren zudem die Unsicherheit der 

imputierten Werte. Würde man nicht imputieren, wären die Ergebnisse verzerrt, 

da sich die Teilpopulation der Haushalte, die eine bestimmte Antwort verweigert, 

nicht rein zufällig zusammensetzt. Imputationen sind eine international wissen-

schaftlich anerkannte Vorgehensweise und werden bei zahlreichen internationa-

len Erhebungen angewendet.“74 Das Bruttoeinkommen aus Vermietung und Ver-

pachtung, die Zinserträge und Dividendeneinnahmen und die Gewinne aus Ka-

pitalanlagen in Unternehmen werden gesondert erfasst. 

  

                                            
74 ÖNB (Österreichische Nationalbank) (o.J.): FAQ zum HFCS in Österreich 

https://www.hfcs.at/faq.html
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2 Bourdieus Kapitalsorten 

Pierre Bourdieu unterscheidet in seinen Theorien zu den Kapitalsorten kulturel-

les, soziales und ökonomisches Kapital. Der Soziologe erweitert unter anderem 

in „Die feinen Unterschiede“ das ökonomische Kapital und erklärt mithilfe von 

Kapitalumwandlungen, wie man mit ökonomischem Kapital die anderen Kapital-

arten erwerben kann bzw. deren Zusammenhänge. 

Das Kulturkapital kann in inkorporiertem, objektiviertem und institutionalisiertem 

Zustand existieren. Das inkorporierte Kulturkapital ist körpergebunden, benötigt 

einen Verinnerlichungsprozess und Zeit. Es hinterlässt seine Spuren beispiels-

weise bei der Sprechweise einer bestimmten Klasse, ist mit seiner Trägerin bzw. 

seinem Träger verbunden und kann auch weitervererbt werden. Das objektivierte 

Kulturkapital ist übertragbar und besteht in materieller Form wie zum Beispiel 

Bücher, Gemälde oder PC. Das institutionalisierte Kulturkapital wird in Form von 

Titeln objektiviert. Schulische und akademische Titel sind Zeugnis für kulturelle 

Kompetenz und verleihen einer Person institutionelle Anerkennung. 

Das Sozialkapital besteht aus „Ressourcen, die auf der Zugehörigkeit zu einer 

Gruppe beruhen.“75 Wie groß das Sozialkapital ist, ist abhängig von Größe des 

Netzes von Beziehungen und vom Umfang aller Kapitalsorten der Personen, mit 

denen man in Interaktion steht. Gegenseitige Anerkennung und Beziehungsar-

beit sind notwendig für die Erhaltung bzw. dem Ausbau des Sozialkapitals. Ein 

berühmter Familienname oder Adelstitel sind Beispiele für vererbtes Sozialkapi-

tal. 

Das ökonomische Kapital „ist unmittelbar und direkt in Geld konvertierbar und 

eignet sich besonders zur Institutionalisierung in der Form des Eigentums-

rechts.“76 Die Kapitalumwandlungen können mithilfe von Transformationsarbeit 

stattfinden. 

Für die Umwandlung von ökonomischem Kapital in soziales Kapital benötigt man 

„eine scheinbar kostenlose Verausgabung von Zeit, Aufmerksamkeit, Sorge und 
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Mühe“77. Für die Umwandlung von ökonomischem Kapital in kulturelles Kapital 

ist Zeit notwendig. Zeit, die durch ökonomisches Kapital ermöglicht wird. Bour-

dieu stellt fest, dass vor allem die frei verfügbare Zeit der Mutter in einer Familie 

eine wichtige Rolle für die Weitergabe von Kulturkapital spielt, da der spätere 

Eintritt ins Erwerbsleben mit höherer Bildung einhergeht. Das ist nur dann mög-

lich, wenn genügend ökonomisches Kapital vorhanden ist. 

Bourdieu schreibt weiters, dass die Übertragung von kulturellem Kapital sich 

heimlich vollzieht und durch das Schulsystem bestätigt wird. Schulische oder 

akademische Titel werden somit „zur Vorbedingung für den legitimen Zugang zu 

einer immer größeren Zahl von Positionen, insbesondere herrschenden Positio-

nen (…). Das Unterrichtssystem - ein Reproduktionssystem mit besonderer Fä-

higkeit zur Verschleierung der eigenen Funktion - gewinnt dabei an Bedeutung, 

und der Markt für soziale Titel, die zum Eintritt in begehrte Positionen berechtigt, 

vereinheitlicht sich.“78 

Die Schulbildung hängt seiner Meinung nach zu stark von sozialer Herkunft ab. 

Kultur und Bildung sind nicht zu den Ärmeren der Gesellschaft durchgedrungen, 

kritisiert er. Für Bourdieu ist der Machtkampf gegen Autorität ein ständiger Be-

gleiter. Beziehungen, Wandlungsprozesse und Strukturen müssen seiner Mei-

nung nach offengelegt werden, um gesellschaftliche Verhältnisse genauer be-

trachten zu können. Der gesellschaftliche Raum ist seiner Meinung nach verän-

derbar, jedoch mit enormem Kraftaufwand verbunden, da der Zusammenhang 

zwischen Lebensstilen und Klassen zu groß ist. Auch das Verständnis für Kunst 

und Kultur hängt von der sozialen Herkunft und Schulbildung ab: So haben Men-

schen in einer Kunstgalerie einen anderen Lebensstil und Geschmack als Men-

schen auf einem Volksfest. Diese sozialen Unterschiede manifestieren sich laut 

Bourdieu in allen Lebensbereichen: Essen, Essgewohnheiten, Syntax, richtige 

Aussprache, Kleidung, Wohnung, Sport, Liebe, Religion und der Hang zur Selbst-

darstellung.79 

Schulische oder akademische Titel sind nur ein Teil des kulturellen Kapitals. In-

korporiertes und objektiviertes Kapital sind weitere Kulturkapitalarten und werden 
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in den meisten Fällen vererbt. So haben Haushalte mit einem großen Bücherbe-

stand ganz andere Startbedingungen für Kulturkapital als Haushalte, in denen 

Bücher kaum oder wenig gelesen werden. Auch das Sozialkapital wird in den 

meisten Fällen vererbt, da das Netzwerk von Beziehungen oft weitergegeben 

wird. 

In einem Interview sagt Bourdieu: „Die Korrelation zwischen der Position der El-

tern und dem Schulerfolg, also dem sozialen Erfolg, ist sehr stark. In Frankreich 

und anderen europäischen Ländern mit unentgeltlichen höheren Schulen ist der 

Erfolg vor allem kulturell bestimmt, d.h., er steht in Relation mit dem kulturellen 

Kapital einer Familie, der Bildung der Eltern und ihrer Kultur im engeren Sinn: 

was sie wissen, was sie lesen, den Büchern im Haushalt etc. (…) In vielen Ge-

sellschaften gibt es immer mehr Schulen für das Großbürgertum - die es übrigens 

ja immer gegeben hat - wo man Sport macht, reitet, und ökonomisches Kapital in 

schulisches umwandelt. Diese Schulen vervielfältigen sich in allen Ländern. (…) 

Heute gibt es eine internationale Elite mit internationalen Gymnasien.“80 

Bourdieus Kapitalsorten zeigen, dass Ungleichheiten in verschiedenen Formen 

auftreten können und nicht nur auf Einkommen, Vermögen oder Schulbildung 

beschränkt sind. Da die drei oben genannten Faktoren leicht erfasst werden kön-

nen, spielen diese aber die wichtigste Rolle in dieser Arbeit. 

  

                                            
80 Kneihs 1998: Transkript eines Gesprächs mit Pierre Bourdieu 
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3 Historische Entwicklung von Bil-

dung und Einkommen 

In diesem Kapital geht es um die historische Entwicklung von Bildung und Ein-

kommensungleichheit. Dieses Kapitel soll die Basis für die Beantwortung der ers-

ten beiden Forschungsfragen bilden, da es die Wechselwirkungen zwischen Bil-

dung, Einkommen und Gender Pay Gap aus historischer Sicht betrachtet. 

3.1 Entwicklung des Bildungsniveaus 

Das Bildungsniveau in Österreich ist in den letzten Jahrzehnten stark angestie-

gen. Besaßen 1971 noch rund 58% der 25- bis 64-Jährigen als höchsten Bil-

dungsabschluss die Pflichtschule, waren es 2016 nur mehr 18%. Große Zu-

wächse gab es vor allem bei den Maturantinnen und Maturanten: Hier hat sich 

der Anteil seit 1971 mehr als verdoppelt. Der Anteil von Personen mit Hochschul-

abschluss hat sich seit 1971 sogar verfünffacht von knapp 3% auf 15% im Jahr 

2016. In den letzten Jahrzehnten haben vor allem Frauen bezüglich ihres Bil-

dungsstandes deutlich aufgeholt. 1971 verfügten noch 70,4% der Frauen zwi-

schen 25 und 64 Jahren lediglich über einen Pflichtschulabschluss; 2016 waren 

es nur noch 21,5%. Allerdings besteht hier noch immer ein deutlicher Ge-

schlechtsunterschied: Bei Männern zwischen 25 und 64 Jahren hatten 2016 nur 

15,2% keinen über den Pflichtschulabschluss hinausgehenden Abschluss.81 

In Abbildung 2 wird die Entwicklung des Bildungsniveaus der Bevölkerung im Al-

ter von 25 bis 64 Jahren von 1981 bis 2015 dargestellt. Der Bevölkerungsanteil 

der Personen mit der Pflichtschule als höchste abgeschlossene Ausbildung ist 

stark zurückgegangen: 1981 betrug der Anteil noch 46%, 1991 bereits nur mehr 

34,2%, 2001 26,2% und seit 2011 stagniert der Anteil bei etwa 19%. Der Anteil 

der Personen mit einem Lehrabschluss betrug 1981 31% und stieg bis 2001 auf 

39,4% und sinkt seither. 2015 betrug der Anteil 34,3%. 

                                            
81 Statistik Austria 2018: Entwicklung des Bildungsstandes 
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Der Anteil der Personen mit einem Abschluss einer mittleren bzw. höheren 

Schule betrug 1981 noch 18,4%, 2015 waren es bereits 30%. Ein genauerer Blick 

auf die Zahlen zeigt, dass es hier Unterschiede zwischen mittleren und höheren 

Schulen gibt. Der Anteil der Bevölkerung mit einem Abschluss der berufsbilden-

den mittleren Schulen hat sich zwischen 1981 und 2015 von 11,2% auf 15,1% 

erhöht. Der Anteil der Personen mit einem Abschluss einer allgemein bildenden 

höheren Schule erhöhte sich zwischen 1981 und 2015 leicht von 4% auf 5,7%. 

Den größten Zuwachs hat der Anteil der Bevölkerung mit einem Abschluss einer 

berufsbildenden höheren Schule, der zwischen 1981 und 2015 von 3,2% auf 

8,4% stieg. Der Anteil der Bevölkerung mit einem Hochschulabschluss betrug 

1981 4,5%. Davon waren 6,1% männlich und 3,1% weiblich. Es gab in diesem 

Jahr also doppelt so viele Männer im Alter von 25 bis 64 Jahren mit einem Hoch-

schulabschluss als Frauen. Im Jahr 2001, also 20 Jahre später, beträgt der Anteil 

der Personen mit Hochschulabschluss bereits 9,9%, davon 10% männlich und 

9,8% weiblich. Weitere 10 Jahre später, im Jahr 2011, beträgt der Anteil von 

Hochschulabsolventen 13,9%, der Anteil der Absolventinnen bereits 15,4%.82 

 

Abbildung 2: Entwicklung des Bildungsniveaus der Bevölkerung im Alter von 25 bis 64 

Jahren von 1981 bis 2015 

Quelle: Statistik Austria 2018: 101, Abb. 1 
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Immer mehr Menschen haben Bildungsabschlüsse von Hochschulen, mittleren 

und höheren Schulen, während der Anteil der Personen mit Pflichtschulab-

schluss sich seit 1981 von 46% auf 19% im Jahr 2015 reduziert hat. Das ent-

spricht einem Rückgang von 27 Prozentpunkten. 

Betrachtet man die Graphen in Abbildung 2 stellt man fest, dass die Anteile der 

verschiedenen Abschlüsse 1981 noch sehr weit auseinanderlagen: 46% der Per-

sonen haben einen Pflichtschulabschluss als höchste abgeschlossene Ausbil-

dung, 31% der Personen haben einen Lehrabschluss, 18,4% der Personen einen 

Abschluss einer mittleren bzw. höheren Schule und nur 4,5% der Personen ha-

ben einen Hochschulabschluss. Die Spannweite der Anteile beträgt 41,5. 

2015 beträgt die Spannweite der Anteile nur mehr 17,6, da die Anteile sich zuei-

nander entwickelt haben. Das liegt vor allem am hohen Anteil mit 16,7% von Per-

sonen mit Hochschulabschluss und am niedrigen Anteil mit 19% von Personen 

mit Pflichtschulabschluss. Der Anteil von Personen mit Lehrabschluss beträgt 

34,3% und der Anteil der Personen mit einem mittleren und höheren Schulab-

schluss beträgt 30%. 

Betrachtet man Abbildung 3, die das Bildungsniveau der Bevölkerung im Alter 

von 25 bis 34 Jahren nach Geschlecht von 1981 bis 2015 darstellt, ergeben sich 

weitere Schlüsse. Wichtig ist auch hier darauf hinzuweisen, dass es sich nur um 

Personen zwischen 25 und 34 Jahren, also um die jüngere Generation, handelt 

und nicht mehr um Personen im erwerbsfähigen Alter zwischen 25 und 64 Jahren 

(siehe Abbildung 2). Auch hier ist eine Annäherung der verschiedenen Graphen 

hin zur Mitte sichtbar und es stellt sich heraus, dass die Veränderungen im Bil-

dungsniveau je nach Geschlecht sich unterschiedlich entwickelt haben. 

Der große Rückgang der Personen im Alter von 25 bis 34 Jahren mit Pflichtschul-

abschluss ist vor allem auf Frauen zurückzuführen. Deren Anteil ging von über 

40% im Jahr 1981 auf 17% im Jahr 2015 zurück und liegt nun nur mehr knapp 

unter dem Anteil der Männer. Einen Zuwachs verzeichneten auch Abschlüsse 

einer mittleren und höheren Schule, das gilt für Frauen und Männer. Vor allem 

aber Hochschulabschlüsse verzeichneten den größten Anstieg bei Frauen. In 

dieser Altersgruppe haben anteilsmäßig bereits Ende der 1980er Jahre mehr 

Frauen als Männer einen Hochschulabschluss. Seit 2001 steigt dieser Anteil ra-
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pide und 2015 hatte knapp jede vierte Frau in dieser Altersgruppe einen Hoch-

schulabschluss; bei Männern liegt dieser Anteil bei knapp 18%. Der Unterschied 

beträgt ca. 7 Prozentpunkte. Die größten geschlechtsspezifischen Unterschiede 

gibt es bei der Lehre. Bereits 1981 betrug der Unterschied circa 20 Prozentpunkte 

und dies blieb bis etwa 2001. Danach wurde der Unterschied kleiner und beträgt 

2015 nur mehr circa 10 Prozentpunkte.  

 

Abbildung 3: Bildungsniveau der Bevölkerung im Alter von 25 bis 34 Jahren nach Ge-

schlecht von 1981 bis 2015 

Quelle: Statistik Austria 2018: 101, Abb. 2 

Ein genauer Blick auf die bisher zusammengefassten mittleren und höheren 

Schulen zeigt Unterschiede bezüglich Geschlecht und Schultyp, wie man in Ab-

bildung 4 sieht. Der Anteil von 25-jährigen Frauen mit einem Abschluss einer 

höheren Schule hat sich von ca. 6% im Jahr 1955 auf knapp 28% im Jahr 2015 

erhöht. Auch bei Männern gab es eine Erhöhung bei Abschlüssen von höheren 

Schulen: Der Anteil von 25-jährigen Männern hat sich im Jahr 1955 von 10% auf 

knapp 25% im Jahr 2015 erhöht. Im Jahr 1990 haben erstmals mehr Frauen als 

Männer im Alter von 25 Jahren einen Abschluss einer höheren Schule. Diese 

große Zunahme bei höheren Schulen ist vor allem auf die hohe Steigung seit 

2010 zurückzuführen. Mittlere Schulen erlebten bis Anfang der 1990er Jahre vor 

allem bei Frauen einen Boom, der seitdem aber wieder rückläufig ist und die An-

teile liegen für beide Geschlechter 2015 leicht unter dem ursprünglichen Wert 
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vom Jahr 1955. Im Jahr 1966 ist bei Männern erstmals ein höherer Anteil von 

höheren Schulen als von mittleren Schulen festzustellen. Bei Frauen findet diese 

Umkehrung erst sieben Jahre später statt. 

 

Abbildung 4: Bevölkerung mit einer mittleren bzw. höheren Schule als höchstem Ab-

schluss nach Alter 

Quelle: Statistik Austria 2018: 107, Abb. 12 

In Abbildung 5 wird die Bevölkerung mit Hochschule oder Akademie als höchs-

tem Abschluss nach Alter und Geschlecht dargestellt. Aufpassen muss man hier 

bei der Interpretation der jüngsten Jahrgänge, da sich hier Studentinnen und Stu-

denten noch in Ausbildung befinden können. Bei der älteren Generation bis Jahr-

gang 1945 haben fast mehr als doppelt so viele Männer als Frauen einen Hoch-

schulabschluss. Innerhalb von 10 Jahren schrumpfte dieser Unterschied und im 

Jahr 1980 haben erstmals mehr Frauen als Männer im Alter von 25 Jahren einen 

Hochschulabschluss. Seither liegt der Anteil der Frauen immer über dem der 

Männer und seit 2005 haben diese Unterschiede rapide zugenommen. Zwei 

Gründe führt die Statistik Austria für den Zuwachs von Frauen mit Hochschulab-

schluss an: die Einführung der Studienbeihilfe 1963 und die Umwandlung der 

Lehrerbildungsanstalten in pädagogische Akademien.83 

                                            
83 vgl. Statistik Austria 2018: 106 
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Abbildung 5: Bevölkerung mit Hochschule oder Akademie als höchstem Abschluss nach 

Alter 

Quelle: Statistik Austria 2018: 107, Abb. 13 

3.2 Entwicklung der Einkommen 

In diesem Kapital wurden die Entwicklung der Einkommen aus verschiedenen 

Perspektiven betrachtet: die Entwicklung der Reallöhne, der Bruttojahreseinkom-

men, der Lohnquote und die steigende Einkommensungleichheit anhand der Ent-

wicklung verschiedener Quantile von Geschlecht bzw. sozialer Stellung. 

3.2.1 Entwicklung der Realeinkommen 

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass die Reallöhne bis zur Jahrtausend-

wende über die Verteilung hinweg mit gleicher Rate anstiegen. Seit 2000 stag-

nieren die mittleren Einkommen, das Realeinkommen der niedrigen Einkommen 

hat abgenommen und das Realeinkommen über dem Median hat zugelegt. In 

den letzten 10 Jahren sind vor allem die Preise von Lebensmitteln, Energie und 

Mieten überproportional gestiegen und treffen vor allem untere Einkommens-

schichten stark. Die Autoren schreiben: „Die Reallohnentwicklung wird daher am 
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unteren Ende zu positiv dargestellt, am oberen Ende hätten die niedrigeren Infla-

tionsraten sogar noch stärkere Zuwächse der Konsummöglichkeiten zur Folge.“84 

In Abbildung 6 wird die Entwicklung der Reallöhne seit 1991 in Veränderungsra-

ten dargestellt. Unterteilt werden die Graphen in die Reallöhne des Medians, des 

25. und 75. Perzentils. Mit Daten vom Hauptverband der Sozialversicherungsträ-

ger wurde die Einkommensverteilung seit 1991 nachgezeichnet. Bei Männern ist 

bis 1999 ein Anstieg der Reallöhne festzustellen, danach eine Stagnation und 

seit 2003 driften die verschiedenen Graphen auseinander. Vor allem die Verän-

derungsraten der Einkommen des 25. Perzentils haben seit 2008 stark abgenom-

men. Bei Frauen tritt die Spreizung der verschiedenen Graphen bereits ein paar 

Jahre früher ein. Die Reallöhne des 25. Perzentils stagnieren, während der Me-

dian moderat zulegen konnte und das 75. Perzentil sogar große Steigungen auf-

weist. 

Nominell sind die Unterschiede aber nach wie vor sehr groß: So betrug im Jahr 

2014 die Differenz der Bruttoeinkommen von männlichen und weiblichen Ange-

stellten knapp 2 000 €. Insgesamt ist ein Auseinanderdriften der verschiedenen 

Graphen festzustellen; vor allem niedrige Löhne haben sich unterdurchschnittlich 

entwickelt, hohe Löhne hingegen überdurchschnittlich. Nicht berücksichtigt wur-

den hierbei der Anstieg der Teilzeitbeschäftigten und befristete Beschäftigungs-

verhältnisse.85 

Für das 75. Perzentil der Reallöhne gab es für alle den größten Zugewinn mit 

etwa 11% seit 1991. Für Frauen beträgt dieser Zugewinn 15%, für Männer etwa 

13%. Der Median hat für alle ca. 8% zugelegt, das gilt für Männer als auch für 

Frauen. Nur das 25. Perzentil konnte kaum zulegen und erreichte 2014 in etwa 

den Wert von 1991, obwohl es bis 1998 knapp 6% zulegen konnte. Das 25. 

Perzentil bei Frauen hat seit 1991 Werte zwischen 0 und 4% angenommen; bei 

Männern ist seit 2003 eine Abnahme von fast 9% im Jahr 2003 auf knapp 5% im 

Jahr 2014 festzustellen. 

                                            
84 Altzinger et al. 2016: 257 
85 vgl. Altzinger et al. 2016: 258 
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Abbildung 6: Entwicklung der Reallöhne von 1991 bis 2014 

Quelle: Altzinger et al. 2016: 258 

Da bisher die Entwicklung der Reallöhne von allen Frauen bzw. Männern abge-

bildet wird, lohnt sich ein genauer Blick in die Altersgruppen. In Tabelle 1 wird 

speziell die Gruppe von jungen Erwachsenen zwischen 20 und 24 Jahren bzw. 

zwischen 25 und 29 Jahren in den Jahren 1991, 2000 und 2014 betrachtet und 

deren absolute und relative Differenz zu 2014 berechnet.  

Die Mediane haben sich zwischen 1991 und 2014 leicht zum Positiven verändert. 

So hat der Median der Reallöhne von 20- bis 24-Jährigen um 1,4% zur vorigen 

Generation in diesem Alter zugelegt, bei 25- bis 29-Jährigen beträgt diese Zu-

nahme sogar 4,2%. Stark abgenommen haben vor allem die niedrigen Löhne: 

Das 25. Perzentil hat für 20- bis 24-Jährige zwischen 1991 und 2014 8,1% Ver-

luste erlitten. Davon waren Frauen mit -10,4% betroffen, Männer mit -7,1%. Bei 

den 25- bis 29-Jährigen gab es für Frauen sogar eine leichte Zunahme von 2,7%, 

für Männer eine leichte Abnahme von 3,1%. Hohe Löhne am 75. Perzentil hinge-

gen konnten ihre Löhne innerhalb einer Generation für 20- bis 24-Jährige um 5% 

erhöhen. Für 25- bis 29-Jährige gibt es auch ein Plus von 4,4% zur vorigen Ge-

neration, allerdings sind hier Geschlechtsunterschiede zu erkennen. Während 

das 75. Perzentil bei Frauen 9,1% zur vorigen Generation zulegen konnte, gelang 

das bei Männern nur 3,4%. Rechnet man diese Zahlen auf ein ganzes Jahr hoch, 

hat das 25. Perzentil der 20- bis 24-Jährigen fast ein ganzes Monatseinkommen 
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verloren, der Median hat ein knappes Fünftel des Monatseinkommens dazuge-

wonnen und jene Personen am 75. Perzentil sogar zwei Drittel eines Monatsein-

kommens. Bei 25- bis 29-Jährigen hat das 25. Perzentil ein knappes Drittel des 

Monatseinkommens verloren, der Median und das 75. Perzentil haben etwa ein 

halbes Monatseinkommen dazugewonnen. Vor allem 25- bis 29-jährige Frauen 

konnten im Vergleich zur vorigen Generation zulegen: Das 25. Perzentil konnte 

ein Drittel eines Monatseinkommens dazugewinnen, der Median sogar 110% ei-

nes Monatseinkommens und das 75. Perzentil sogar 120%.  

Tabelle 1: Entwicklung der Reallöhne nach Altersgruppen in den Jahren 1991, 2000 und 

2014 

Quelle: Altzinger et al. 2016: 259 

Bisher wurden Vergleiche zwischen 1991 und 2014 angestellt, was vor allem an 

der großen Dynamik zwischen 1991 und 2000 liegt. Seit 2000 haben fast alle 

Einkommen unter dem Median große Verluste erlitten, während die Reallöhne 

des 75. Perzentils stagnieren.  

In Abbildung 7 werden Veränderungen der Nominal- und Reallöhne in Österreich 

von 2008 bis 2018 gegenüber dem Vorjahr abgebildet. Reallohnverluste gab es 

in den Jahren 2010, 2011 und 2017. Obwohl im Jahr 2018 die Nominallöhne um 

2,5% stiegen, betrug die Zunahme der Reallöhne nur 0,4% gegenüber dem Vor-

jahr. 
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Abbildung 7: Veränderung der Nominal- und Reallöhne in Österreich von 2008 bis 2018 

gegenüber dem Vorjahr 

3.2.2 Entwicklung der Bruttojahreseinkommen 

Die Entwicklung der Bruttojahreseinkommen wird in diesem Kapitel aus verschie-

denen Blickwinkeln betrachtet: Geschlecht, Voll- oder Teilzeitbeschäftigung, Ver-

gleich von hohen und niedrigen Einkommen und soziale Stellung werden berück-

sichtigt. Die Daten dazu stammen aus dem Allgemeinen Einkommensbericht 

2018, der vom Rechnungshof erstellt und veröffentlicht wird. Das Medianbrutto-

jahreseinkommen der unselbstständig Erwerbstätigen hat sich von 1998 bis 2017 

von 20 040 € auf 27 545 € erhöht. Dem Nominalanstieg von 37,5% in dieser Zeit-

spanne steht allerdings eine Preissteigerung von 42% gegenüber. Das Median-

bruttojahreseinkommen im Jahr 2017 lag somit unter dem Basiswert des Jahres 

1998.86 Das mittlere Einkommen der Frauen ist in dieser Zeit von 14 551 € auf 

21 178 € gestiegen, das mittlere Einkommen der Männer von 24 006 € auf 

33 776 €. 

                                            
86 vgl. Rechnungshof 2018: 43 
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In Abbildung 8 werden die jährlichen Veränderungsraten des Verbraucherpreis-

index und der mittleren Bruttojahreseinkommen der unselbstständig Erwerbstäti-

gen nach Geschlecht von 1999 bis 2017 dargestellt. 

 

Abbildung 8: Jährliche Veränderungsraten des Verbraucherpreisindex und der mittle-

ren Bruttojahreseinkommen der unselbstständig Erwerbstätigen nach Geschlecht von 

1999 bis 2017 

Quelle: Rechnungshof 2018: 48 

Dieser Abbildung nach hatten Frauen in den Jahren 2001, 2002, 2005 und ab 

2009 höhere Veränderungsraten der mittleren Bruttojahreseinkommen als Män-

ner. Dies darf allerdings nicht darüber wegtäuschen, dass der Median des Brut-

tojahreseinkommen der Frauen im Jahr 1998 nur etwa 60,6% des Medianein-

kommens der Männer betrug. Im Jahr 2017, fast 20 Jahre später, beträgt dieser 

Wert nach wie vor nur 62,7%.87 

In Tabelle 2 wird die Entwicklung der mittleren Brutto- und Nettojahreseinkom-

men der unselbstständig Erwerbstätigen nach Geschlecht von 1998 bis 2017 dar-

gestellt. So hatten Männer und Frauen im Jahr 1998 im Schnitt ein Bruttojahres-

einkommen von 20 040 €, 2017 waren es 27 545 €. Bei Frauen gab es zwischen 

1998 und 2017 einen Nominalanstieg von 46%, bei Männern 41%. Im Jahr 2017 

betrug das mittlere Bruttojahreseinkommen von Männern 33 776 €, von Frauen 

                                            
87 vgl. Rechnungshof 2018: 47 
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21 178 €. Die Differenz beträgt knapp 12 600€. Betrachtet man die Nettojahres-

einkommen, verkleinert sich die Geschlechterdifferenz aufgrund der progressi-

ven Besteuerung von Einkommen. Vor allem niedrige Einkommen profitieren da-

von. Frauen und Männer hatten im Jahr 1998 im Schnitt ein Nettojahreseinkom-

men von 14 686 €, 2017 waren es 20 821 €. Bei Frauen gab es zwischen 1998 

und 2017 einen Nominalanstieg von 50%, bei Männern betrug dieser 43%. Das 

mittlere Nettojahreseinkommen betrug 2017 bei Frauen 16 931 €, bei Männern 

24 564 €. Die Differenz beträgt etwa 7 600 €. 

Tabelle 2: Entwicklung der mittleren Jahreseinkommen der unselbstständig Erwerbstä-

tigen nach Geschlecht 1998 bis 2017 

 

Quelle: Rechnungshof 2018: 48 

In Tabelle 3 wird die Entwicklung der mittleren Bruttojahreseinkommen der ganz-

jährig Voll- und Teilzeitbeschäftigten nach Geschlecht von 2004 bis 2017 darge-

stellt. Der Rechnungshof stellt fest, dass das mittlere Bruttojahreseinkommen von 

ganzjährig Vollzeitbeschäftigten von 2004 bis 2017 um 37,1% stieg. Dies ist deut-

lich mehr als bei den Einkommen aller unselbstständig Erwerbstätigen, die im 

selben Zeitraum um nur 25,4% stiegen. 

Die ganzjährig Vollzeitbeschäftigten hatten im Jahr 2004 ein Bruttojahreseinkom-

men von 30 269 €, 2017 waren es 41 510 €. 2004 verdienten vollzeitbeschäftigte 

Frauen im Schnitt 25 500 €, Männer hingegen 32 885 €. 2017 verdienten Frauen 

36 985 € und Männer 43 838 €. Die Geschlechterdifferenz stieg in diesem Zeit-

raum von 6 853 € auf 7 385 €, was angesichts der steigenden Einkommen nicht 

verwunderlich ist. Vergleicht man die Anteile, verdienten im Jahr 2004 Frauen 
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etwa 78% des Männergehalts, 2017 stieg dieser Anteil auf 84%. Der Einkom-

mensunterschied bezüglich der Geschlechter ging also bei ganzjährig Vollzeitbe-

schäftigten leicht zurück. Allerdings geben die Studienautorinnen und -autoren 

zu bedenken, dass rund zwei Drittel aller Frauen hier nicht berücksichtigt wurden, 

da sie nicht das ganze Jahr oder Teilzeit beschäftigt waren. 

Ganzjährig teilzeitbeschäftigte Frauen und Männer hatten im Jahr 2004 im 

Schnitt ein Bruttojahreseinkommen von 12 907 €. Frauen verdienten im Schnitt 

12 858 €, Männer 13 432 €. Im Jahr 2009 hatten teilzeitbeschäftigte Frauen mit 

15 286 € ein höheres mittleres Bruttojahreseinkommen als Männer mit 14 702 €. 

Im Jahr 2017 hatten Teilzeitbeschäftigte im Schnitt ein Bruttojahreseinkommen 

von 19 045 €, Frauen 19 086 € und Männer 18 753 €. Die Darstellung von Teil-

zeitbeschäftigten ist allerdings mit Vorsicht zu genießen, da das Ausmaß der Ar-

beitszeit dazu fehlt und die Struktur der Teilzeitbeschäftigung hier nicht berück-

sichtigt wird.  

Tabelle 3: Entwicklung der mittleren Bruttojahreseinkommen der ganzjährig Voll- und 

Teilzeitbeschäftigten nach Geschlecht 2004 bis 2017 

 

Quelle: Rechnungshof 2018: 49 
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In Tabelle 4 werden die inflationsbereinigten Bruttojahreseinkommen von un-

selbstständig Erwerbstätigen (ohne Lehrlinge) mithilfe von Quantilen über den 

Zeitraum 1998 bis 2017 verglichen. Während beim 90%-Quantil von 1998 bis 

2017 inflationsbereinigt ein leichter Anstieg von 4% zu verzeichnen war, sank das 

10%-Quantil um 31%. Auch die Medianeinkommen haben kleinen Verlust von 

3% erlitten. 

Tabelle 4: Entwicklung der inflationsbereinigten Bruttojahreseinkommen der unselbst-

ständig Erwerbstätigen von 1998 bis 2017 (Basis 1998) 

Quelle: Rechnungshof 2018: 57 

Betrachtet man Frauen- und Männereinkommen getrennt, sind große Unter-

schiede festzustellen. Bei Frauen nahm das 10. Perzentil seit 1998 10% ab, der 

Median legte um 2% zu und das 90. Perzentil konnte knapp 10% zulegen. Bei 

Männern nahm das 10. Perzentil seit 1998 um über 51% ab, der Median blieb 

fast gleich mit einem Verlust von 1% und das 90. Perzentil konnte leicht mit 3% 

zulegen. Die großen Verluste von niedrigen Einkommen der Männer könnte auf 

einen großen Lohndruck im Niedriglohnbereich deuten. 

In Abbildung 9 wird die inflationsbereinigte Entwicklung der hohen und niedrigen 

Bruttojahreseinkommen der unselbstständig Erwerbstätigen nach Geschlecht 

von 1998 bis 2017 dargestellt. Mit hohen Einkommen wird hier das 3. Quartil 

bezeichnet, niedrige Einkommen das 1. Quartil. Während hohe Einkommen bei 

beiden Geschlechtern in diesem Zeitraum gestiegen sind, verhält es sich bei 

niedrigen Gehältern genau andersrum: Im Jahr 2017 lag das 1. Quartil von 

Frauen und Männern bei nur mehr 83% des Wertes von 1998. Bei Frauen betrug 
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dieser Wert 96%, bei Männern lag der Wert mit 75% sogar weit darunter. Starke 

Verluste der niedrigen Einkommen gab es bis 2005, danach einen leichten An-

stieg bis 2007 und seither sinken sie weiter. Seit 2013 ist bei Frauen ein Auf-

wärtstrend zu beobachten, bei Männern erst seit 2016. 

 

Abbildung 9: Inflationsbereinigte Entwicklung der hohen und niedrigen Bruttojahresein-

kommen der unselbstständig Erwerbstätigen nach Geschlecht von 1998 bis 2017 

Quelle: Rechnungshof 2018: 59 

Es lohnt sich auch die sozialen Stellungen genauer zu betrachten, wie Tabelle 5 

zeigt. Hier wurden Arbeiterinnen und Arbeiter, Angestellte inkl. Vertragsbediens-

tete und Beamtinnen und Beamte unterschieden. Während Arbeiterinnen seit 

1998 einen Einkommensrückgang von 16% beim Median des Bruttojahresein-

kommens verzeichnen, sind es bei Arbeitern nur 7%. Nominell wuchsen die Ein-

kommen der Arbeiterinnen von 1998 bis 2017 von 9 700 € auf 11 570 €. Das 

entspricht einem durchschnittlichen Wachstum von knapp 1% pro Jahr. Bei Ar-

beitern stieg der Median des Bruttojahreseinkommens um knapp 1,5% pro Jahr, 

von 19 900 € im Jahr 1998 auf 26 239 € im Jahr 2017.88 Dieser Geschlechtsun-

terschied ist bei Angestellten nicht so stark ausgeprägt, Frauen konnten seit 1998 

ihr Medianbruttojahreseinkommen sogar um 5% erhöhen, bei Männern betrug 

das Wachstum nur 1%. Bei Beamtinnen und Beamten gab es in den letzten 20 

                                            
88 vgl. Rechnungshof 2018: 55f 
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Jahren einen großen Zuwachs beim Einkommen mit 30% bei Frauen bzw. 27% 

bei Männern. Beamtinnen und Beamten hatten ein jährliches Wachstum von 

3,3% bzw. 3,2% und kamen 2017 auf ein Medianbruttojahreseinkommen von 

55 870 € bei Frauen bzw. 57 026 € bei Männern. 

Tabelle 5: Entwicklung der inflationsbereinigten mittleren Bruttojahreseinkommen der 

unselbständig Erwerbstätigen nach sozialer Stellung und Geschlecht von 1998 bis 2017 

(Basis 1998) 

 

Quelle: Rechnungshof 2018: 55 

3.2.3 Entwicklung der Lohnquote 

Die Lohnquote ist ein wichtiger Indikator, wie Einkommen auf die Faktoren Arbeit 

und Kapital verteilt werden. Die unbereinigte Lohnquote gibt den Anteil der un-

selbstständig Erwerbstätigen in Relation zum Volkseinkommen wieder. Die be-

reinigte Lohnquote berücksichtigt die Veränderungen in der Struktur der Erwerb-

stätigen.89 Die Lohnquote wird aus den Daten der volkswirtschaftlichen Gesamt-

rechnung ermittelt und ist ein wichtiger Bestimmungsindikator für die funktionale 

Einkommensverteilung. Die Lohnquote sinkt, wenn die Zunahme der Reallöhne 

unter dem Produktivitätswachstum liegt. Langfristig gesehen ist in Österreich die 

Lohnquote gesunken. 90 

                                            
89 vgl. Mayrhuber et al. 2015: 5 
90 vgl. Glocker et al. 2014: 251ff 
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Abbildung 10: Entwicklung der Lohnquote Österreichs von 1960 bis 2015 

Quelle: Altzinger et al. 2016: 234 

Abbildung 10 zeigt die bereinigte bzw. unbereinigte Lohnquote von 1960 bis 

2015. Von 1960 bis 1980 blieb die bereinigte Lohnquote konstant auf sehr hohem 

Niveau. Dies ist den Autoren zufolge dem Anstieg der unselbstständig Beschäf-

tigten in der Industrie und der hohen Wachstumsraten zu verdanken; auch der 

Aufbau des Wohlfahrtsstaates und eine relativ stabile Einkommensverteilung 

prägten den Begriff der goldenen 60er Jahre.  

Von 1980 bis 2007 sank die bereinigte Lohnquote. Gründe dafür sind technischer 

Fortschritt, die Auswirkungen der Globalisierung auf Finanz-, Güter- und Arbeits-

markt und der Anstieg der Erträge in der Finanzbranche.  

Der sprunghafte Anstieg zwischen 2008 und 2009 ist auf den Rückgang der Un-

ternehmens- und Vermögenseinkommen zurückzuführen, eine Folge der Finanz-

krise. Der Anstieg der Lohnquote seit 2011 ist auf die rückläufige Ertragsentwick-

lung der Unternehmen zurückzuführen. Seit 2014 sinkt die Lohnquote wieder. 

Die Nettolohnquote gibt die Verteilung des Nettovolkseinkommens auf die Fak-

toren Arbeit und Kapital wieder. Wären Arbeit und Kapital gleich hoch belastet, 

entspräche die Brutto- auch der Nettolohnquote. Ist die Bruttolohnquote jedoch 

höher als die Nettolohnquote, dann ist der Faktor Arbeit stärker belastet, wie das 

auch in Österreich der Fall, siehe Abbildung 11. 
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Abbildung 11: Entwicklung der Brutto- und Lohnquote von 1988 bis 2012 

Quelle: Glocker et al. 2014: 255 

Der Abstand zwischen den beiden Lohnquoten hat sich in den letzten Jahrzehn-

ten vergrößert. Zwischen 1990 und 1996 betrug der Abstand zwischen Brutto- 

und Nettolohnquote etwa 5 bis 6 Prozentpunkte. Nur zehn Jahre später, 2006, 

betrug der Abstand beträchtliche 9 Prozentpunkte. Im Jahr 2012 betrug die un-

bereinigte Nettolohnquote etwa 61%, die Bruttolohnquote hingegen fast 70%. Die 

sprunghaften Anstiege der Nettolohnquote sind übrigens auf die Einkommen-

steuerreformen im Jahr 2000 und 2009 zurückzuführen. Ursachen für den Rück-

gang der Lohnquote sind laut Steiner der Anstieg der Arbeitslosigkeit und der 

Teilzeitbeschäftigung, prekäre Beschäftigungsformen, die zu niedrigen Lohnstei-

gerungen, das überproportionale Wachstum der Vermögenseinkünfte und die In-

ternationalisierung der Wirtschaft. Die OECD sieht weitere Ursachen in der 

schwächer werdenden Rolle der Gewerkschaft und dem Abbau des arbeitsrecht-

lichen Schutzes.91 

Mayrhuber et al. nennen weitere Ursachen für die fallende Lohnquote. So erset-

zen neue Technologien eher gering qualifizierte ArbeitnehmerInnen und der Be-

darf an höher qualifizierten Arbeitskräften kann den Rückgang der Geringqualifi-

zierten nicht aufwiegen. Mit der Globalisierung kam es zu einer Zunahme des 

internationalen Handels und einer zunehmenden Mobilität von Kapital und Arbeit. 

                                            
91 vgl. Steiner 2012: 51 



Historische Entwicklung von Bildung und Einkommen 

61 

Speziell in Österreich erfolgte aufgrund der engen wirtschaftlichen Verflechtun-

gen mit Ländern in Osteuropa der Rückgang der Lohnquote in den letzten 20 

Jahren schneller als in vielen anderen westeuropäischen Ländern.92 

Eine weitere Ursache sehen die ForscherInnen des WIFO in der zunehmenden 

Finanzialisierung, die immer größer und wichtiger werdende Finanztätigkeiten 

und Finanzinstitutionen mit sich bringt. Diese umfassen vor allem steigende Ver-

schuldungsquoten der Haushalte und Unternehmen und eine steigende Einfluss-

nahme der Kapitaleigner an den Gewinnen der Unternehmen. So haben Aktio-

näre und Kapitaleigner eine stärkere Position, wenn es um Lohnverhandlungen 

geht als ArbeitnehmerInnen. Obwohl sich seit den 1980er Jahren der Anteil der 

ArbeitnehmerInnen an allen Erwerbstätigen erhöht hat, sind in den meisten eu-

ropäischen Ländern die bereinigten Lohnquoten gefallen. So stellen Glocker et 

al. fest, dass in den letzten 30 Jahren die Reallohnentwicklungen deutlich hinter 

dem Produktivitätswachstum zurückgeblieben sind. 

3.2.4 Steigende Einkommensungleichheit 

Eng geknüpft an die sinkende Lohnquote ist die steigende Einkommensungleich-

heit. So stellen Guger und Marterbauer fest, dass in den letzten drei Jahrzehnten 

die Ungleichheit der Einkommensverteilung zwischen den unselbstständig Be-

schäftigten stark zugenommen hat. Sie beziehen sich dabei auf Daten der öster-

reichischen Sozialversicherungsträger und der Lohnstatistik. In nur zwei Phasen 

wurde die Verteilung der Bruttobezüge gleichmäßiger: in den 1970er Jahren auf-

grund des Arbeitskräftemangels und 1991/92, als die Gewerkschaften eine An-

hebung der Mindestlöhne erreichten. 93 

Vor allem die Verteilung an den Rändern trug zu dieser Ungleichheit bei, siehe 

Tabelle 6. So stiegen die Bezüge der höheren Einkommen stark an, während die 

Bezüge der niedrigen Einkommen stagnierten oder sogar zurückfielen. So hatte 

das erste Quintil, sprich die untersten 20%, 1995 noch einen Anteil von 2,9% des 

Gesamteinkommens. 2012 waren das nur mehr 1,9%. Auch das zweite Quintil 

verlor von 1995 bis 2012 1,9 Prozentpunkte, das dritte Quintil verlor 0,9 Prozent-

punkte. Nur das vierte und fünfte Quintil konnten Wachstum verzeichnen. 

                                            
92 vgl. Mayrhuber et al. 2015: 13 
93 vgl. Guger und Marterbauer 2005: 615 
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Tabelle 6: Verteilung der lohnsteuerpflichtigen Einkommen nach Quintilen von 1995 bis 

2012 

  

Quelle: Mayrhuber et al. 2015: 29 

Förster nennt als wichtigen Grund für die steigende Einkommensungleichheit die 

Verteilung der Bruttoeinkommen aus Arbeit, Kapital und aus Ersparnissen: „Zu-

sammengenommen stieg die Ungleichheit all dieser Bruttoeinkommen wesent-

lich stärker als die Ungleichheit bei den verfügbaren Einkommen. Innerhalb die-

ser Elemente wiederum spielen Bruttolöhne und -gehälter die herausragendste 

Rolle, (…) Dies war generell darauf zurückzuführen, dass Spitzenverdienste stär-

ker zugenommen haben als niedrige Löhne, aber auch stärker als Durchschnitts-

löhne.“94 

Weitere Faktoren für diese Entwicklungen sind laut Förster der demografische 

Wandel und die Änderungen in den Steuer- und Transfersystemen. Der Trend zu 

kleineren Haushalten und die damit verloren gehenden Einspareffekte erklären 

aber nur einen Teil der Entwicklung der Einkommensverteilung. Steuern und öf-

fentliche Geldtransfers haben einen Umverteilungseffekt, der in den letzten Jah-

ren jedoch zurückgegangen ist. Der Einkommensbericht 2018 vergleicht die Ent-

wicklung der hohen und niedrigen Einkommen und kommt zum Schluss, „dass 

die Einkommensschere seit 1998 generell auseinandergeht. Während die inflati-

onsbereinigten hohen Einkommen leicht stiegen, fielen die niedrigen Einkommen 

sehr stark ab. Ob sich das im Jahr 2017 zu beobachtende leichte Schließen der 

Lücke als Trendwende interpretieren lässt, oder es wie bereits 2007 ein Ausrei-

ßerjahr bleibt, wird sich in den folgenden Jahren zeigen.“95 

  

                                            
94 Förster 2008: 98 
95 Rechnungshof 2018: 57 
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4 Aktuelle Datenlage von Bildung 

Dieses Kapitel soll Bildung in Österreich genauer betrachten: Der aktuelle Bil-

dungsstand der Bevölkerung, Bildungsmobilität und Bildungshomogamie werden 

erörtert. 

4.1 Bildungsstand der Bevölkerung 

Der aktuelle Bildungsstand der Bevölkerung ist wichtig für weiterführende Analy-

sen. Denn Bildung „trägt sowohl gesellschaftlich als auch auf individueller Ebene 

zum wirtschaftlichen Potenzial bei und gibt somit Hinweise auf die weitere Ent-

wicklung des Wohlstands einer Gesellschaft. Ein hoher Bildungsstand steigert 

die Chancen eines Landes, aus dem technologischen Wandel und der zuneh-

menden Internationalisierung Nutzen zu ziehen und wirkt sich auch positiv auf 

die sozialen Bedingungen aus. Auf der individuellen Ebene gehen höhere Quali-

fikationen durchschnittlich mit besseren Beschäftigungschancen, höheren Ein-

kommen und geringeren Arbeitslosigkeitsrisiken sowie mit besserer Gesundheit, 

zufriedenerer Lebensführung und höherer sozialer Teilhabe einher.“96, schreiben 

Vogtenhuber et al. im Nationalen Bildungsbericht 2015. 

Der Bildungsstand der Bevölkerung im Haupterwerbsalter zwischen 25 und 64 

Jahren im Jahr 2013 nach Bundesland und Geschlecht, nach Gemeindegrößen 

und nach Altersgruppen und Geschlecht wird in Abbildung 12 dargestellt. 

Im Haupterwerbshalter haben 17% der Frauen und 15% der Männer einen Hoch-

schulabschluss. Höchstens Pflichtschule abgeschlossen haben in Österreich 

23% der Frauen und 15% der Männer. Eine mittlere bzw. höhere Schule haben 

33% der Frauen und 27% der Männer in Österreich abgeschlossen. Das dreht 

sich bei Lehrabschlüssen: Österreichweit haben 43% der Männer im Haupter-

werbsalter einen Lehrabschluss, bei Frauen nur 27%. Das Bundesland mit den 

meisten Hochschulabschlüssen ist Wien mit 22% der Männer bzw. 25% der 

Frauen. Im Burgenland trifft das nur auf 10% der Männer und 13% der Frauen 

zu. Hier sind große regionale Unterschiede festzustellen. 

                                            
96 Vogtenhuber et al. 2016b: 208 
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Auffällig ist auch, dass in allen Bundesländern über 40% der Männer einen Lehr-

abschluss erworben haben; in Kärnten trifft das sogar auf 51% der Männer zu. 

Die größte Differenz besteht hier im Bundesland Burgenland, wo fast jeder zweite 

Mann im Haupterwerbsalter einen Lehrabschluss hat, aber nur 22% der Frauen. 

Österreichweit haben 33% der Frauen und 27% der Männer einen Abschluss von 

mittleren und höheren Schulen.  

 

Abbildung 12: Bildungsstand der Bevölkerung 2013 

Quelle: Vogtenhuber et al. 2016b: 209 
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Allgemein gilt: je größer die Gemeinde, desto größer der Anteil der Personen mit 

Hochschulabschluss. Auffallend ist die sehr hohe Anteil von Personen mit Hoch-

schulabschluss in großen Gemeinden mit über 200 000 Personen. Das trifft näm-

lich nur auf eine Stadt in Österreich 2013 zu: Graz. In Wien weisen 24% der Per-

sonen im Haupterwerbsalter einen Hochschulabschluss auf, in kleinen Gemein-

den bis zu 2 500 Einwohnern haben dies wiederum nur bis zu 10% der Personen.  

Die Studienautoren schreiben: „Dass das Bildungsniveau trotz Bildungsverer-

bung in den vergangenen Jahrzehnten großen Veränderungen unterworfen war, 

wird bei Betrachtung der Abbildung nach Altersgruppen und Geschlecht evident. 

Der größte Beitrag zur Steigerung des Bildungsniveaus der Bevölkerung geht 

von der gestiegenen Bildungspartizipation der Frauen aus. In den Altersgruppen 

zwischen 25 und 54 Jahren liegen die Frauen beim Anteil an Hochschul- und 

Akademieabschlüssen jeweils vor den Männern. Besonders bei den Altersgrup-

pen über 65 Jahren zeigt sich noch ein deutlicher Vorsprung der Männer.“97  

Fast jede vierte Frau im Alter zwischen 25 und 34 Jahren hat einen Hochschul-

abschluss. Für Frauen zwischen 35 und 44 Jahren trifft das auf etwa jede fünfte 

Frau zu. Auch bei Männern gibt es eine Zunahme von Hochschulabschlüssen, 

wenn auch viel kleiner als bei Frauen und in den ersten beiden Altersgruppen 

bleibt der Anteil mit 17% konstant. Auch der Anteil von Personen mit Abschlüssen 

von mittleren und höheren Schulen hat zugenommen. 

Der Anteil von Personen mit höchstens Pflichtschulabschluss wird sowohl bei 

Männern als auch bei Frauen kleiner und beträgt in der Altersgruppe zwischen 

25 und 34 Jahren bei beiden Geschlechtern 17%. Bei Frauen ist dieser Rückgang 

jedoch viel größer als bei Männern: 42% der Frauen zwischen 65 und 74 Jahren 

bzw. 64% der Frauen zwischen 75 und 84 Jahren haben einen Pflichtschulab-

schluss. Bei Männern betragen diese Anteile lediglich 20% bzw. 33%. 

Auch der Anteil der Personen mit Lehrabschluss verringert sich: Hier ist der Rück-

gang vor allem bei Männern ausgeprägter als bei Frauen. In der Alterskohorte 

von 65 bis 74 Jahren beträgt der Anteil bei Männern noch 46%, bei Frauen nur 

27%. In der Klasse zwischen 25 bis 34 Jahren beträgt der Anteil bei den Männern 

                                            
97 Vogtenhuber et al. 2016b: 208f 
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nur mehr 36%, das ist ein Rückgang von 10 Prozentpunkten. Bei Frauen beträgt 

der Anteil 23%, also einen Rückgang von 4 Prozentpunkten. 

In der Alterskohorte von 25 bis 34 Jahre haben 60% der Frauen eine mittlere 

bzw. höhere Schule besucht oder einen Hochschulabschluss. Bei den über 85-

jährigen Frauen beträgt dieser Anteil nur 23%, bei Frauen zwischen 65 und 

74 Jahren 31%. Bei Männern haben zwischen 25 und 34 Jahren 47% eine mitt-

lere bzw. höhere Schule besucht oder einen Hochschulabschluss. Bei den über 

85-jährigen Männern betrug dieser Anteil noch 32%, bei Männern zwischen 65 

und 74 Jahren 34%. 

Die Studienautoren schreiben: „In Österreich und in allen Vergleichsländern so-

wie im Durchschnitt der EU-27 halten die Bildungsexpansion und der Trend zur 

Höherqualifizierung der Bevölkerungen relativ konstant an. In Österreich haben 

mittlerweile (2014) rund 84 % der 25- bis 64-Jährigen einen Schultyp der höheren 

Sekundarstufe abgeschlossen, also zumindest eine Lehre, eine AHS oder BMHS 

absolviert. (…) Österreich bildet international eine Ausnahme, denn hier haben 

junge Frauen und Männer gleich hohe – und im Ländervergleich die höchsten – 

Sekundarstufenabschlussraten. Allgemein haben die jungen Frauen stark aufge-

holt. (…) In Österreich zeigen sich die Bildungsprobleme der Burschen bzw. jun-

gen Männer weniger in den Abschlussraten als im hohen Anteil leseschwacher 

männlicher Jugendlicher (…). Im Hinblick auf den Qualifikationserwerb wirken die 

Integration in das duale System der Lehrausbildung sowie die niederschwelligen 

Angebote der überbetrieblichen Ausbildung kompensatorisch.“98 

4.2 Bildungsmobilität 

Linsinger und Zöchling schreiben in ihrem Artikel „Chancengleichheit: Bildung 

wird in Österreich nach wie vor vererbt“ für das Nachrichtenmagazin profil: „Wenn 

Anfang dieser Woche drei Kinder geboren werden - Marie, Kevin und Bülent -, 

dann würde selbst der unseriöseste Wettanbieter keine brauchbaren Quoten stel-

len. Der Weg der Kinder ist zu deutlich vorgezeichnet. Maries Eltern sind Akade-

miker in Wien. Also wird Marie studieren und mindestens doppelt so viel verdie-

nen wie Kevin. Dessen Eltern sind über die Pflichtschule nicht hinausgekommen, 

                                            
98 Vogenhuber et al. 2016b: 210 
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damit ist Kevins Zukunft klar: Hauptschule, höchstens eine Lehre. Er wird sechs 

Jahre früher sterben als Maries Bruder (ebenfalls Akademiker). Besonders 

schlecht hat es Bülent in der Geburtslotterie erwischt: türkische Eltern, Hilfsarbei-

ter, die am Land leben. Bülent kann froh sein, wenn er den Pflichtschulabschluss 

schafft - und er wird drei Mal so oft arbeitslos sein wie Marie. Marie, Kevin und 

Bülent sind erfunden, ihre Biografien aber Realität: Bereits im Moment der Geburt 

ist weitgehend festgelegt, wer einmal aufs Gymnasium gehen oder die Universi-

tät besuchen, ein höheres Einkommen, eine höhere Lebenserwartung haben 

wird - und wer nicht. Die Idee, dass alle, die sich anstrengen, den Aufstieg schaf-

fen, ist Illusion. Bildung wird nach wie vor vererbt. Der Status der Eltern ist ent-

scheidend für den Bildungsweg der Kinder - und die Schule verstärkt diesen 

Startvorteil, anstatt ihn auszugleichen.“99 Die Autorinnen kritisieren, dass nur 5% 

der Kinder, deren Eltern einen Pflichtschulabschluss haben, einen Hochschulab-

schluss erreichen und zählen einige Punkte auf, warum die Bildungsmobilität in 

Österreich so gering ist. 

1. Der Begabungsschwindel: Es gehe nicht um die echten Begabungen ei-

nes Kindes, sondern um kulturelle und soziale Bedingungen. Kinder aus 

ärmeren Verhältnissen werden aufgrund von Vorurteilen (seitens der Leh-

rerschaft bzw. auch der Eltern) von höherer Bildung ferngehalten. 

2. Das Elitenprivileg: Lange war Bildung nur einem kleinen Teil der Bevölke-

rung möglich. Erst mit der Alleinregierung Bruno Kreisky gab es Anreize, 

Kinder aus bildungsfernen Schichten zu höherer Bildung zu verhelfen. 

Wichtige Erneuerungen aus dieser Zeit sind die kostenlose Aufnahmeprü-

fung ins Gymnasium, die Schülerfreifahrt und kostenlose Schulbücher. 

3. Hilfsarbeiterkinder: „Von allen 15- bis 34-Jährigen, deren Eltern lediglich 

Pflichtschulabschluss haben, schaffen 14 Prozent der Nicht-Migranten 

ebenfalls nur die Pflichtschule - bei der Gruppe mit Migrationshintergrund 

schnellt dieser Wert hingegen auf 53 Prozent.“100 Kinder aus armen Haus-

halten werden tendenziell schlechter benotet und ihre Sprachen werden 

auch nicht als Fach in der Schule angeboten. 

                                            
99 Linsinger und Zöchling 2013: Chancengleichheit: Bildung wird in Österreich nach wie vor ver-
erbt 
100 Linsinger und Zöchling 2013: Chancengleichheit: Bildung wird in Österreich nach wie vor 
vererbt 

https://www.profil.at/home/schule-chancengleichheit-bildung-oesterreich-360100
https://www.profil.at/home/schule-chancengleichheit-bildung-oesterreich-360100
https://www.profil.at/home/schule-chancengleichheit-bildung-oesterreich-360100
https://www.profil.at/home/schule-chancengleichheit-bildung-oesterreich-360100
https://www.profil.at/home/schule-chancengleichheit-bildung-oesterreich-360100
https://www.profil.at/home/schule-chancengleichheit-bildung-oesterreich-360100
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4. Lehrerinnen und Lehrer: Das aktuelle Schulsystem hat keine Strukturen, 

die Kinder aus bildungsfernen Familien unterstützen. Diese Kinder würden 

mehr Anleitung und Coaches benötigen, die sie individuell unterstützen 

können. Neuere didaktische Konzepte, wie Freiarbeit oder Projektarbeit 

setzen viel Eigenverantwortung voraus und das helfe vor allem Kindern 

aus bildungsnahen Familien. 

„Das formale Bildungsniveau der Eltern ist ein wesentlicher Bestimmungsfaktor 

für die Bildungsaspiration der Kinder und das Bildungsniveau, das sie in ihrer 

Bildungslaufbahn erreichen können. In Österreich wirkt die Bildungsherkunft so 

stark, dass in diesem Zusammenhang häufig von einer Bildungsvererbung ge-

sprochen wird. Die intergenerationelle Bildungsmobilität ist als besonders niedrig 

einzustufen, im internationalen Vergleich schneidet Österreich hier schlecht 

ab.“101, schreiben Oberwimmer et al. im Nationalen Bildungsbericht 2015.  

In Abbildung 13 wird der Bildungsstatus von 17-Jährigen im Zeitraum 2012 bis 

2014 nach Schultyp und Elternbildung dargestellt. Da die Schulstatistiken keine 

sozioökonomischen Merkmale beinhalten, wird auf Daten des Mikrozensus zu-

rückgegriffen, die die Statistik Austria zur Verfügung stellt. 

 

Abbildung 13: Bildungsstatus von 17-Jährigen nach Schultyp und Elternbildung (2012-

2014) 

Quelle: Oberwimmer et al. 2016: 141 

                                            
101 Oberwimmer et al. 2016: 140 
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Das Alter von 17 Jahren wurde nicht willkürlich gewählt, sondern aus zwei Grün-

den: Mit 17 Jahren wohnen etwa 95% der Jugendlichen noch im gemeinsamen 

Haushalt mit ihren Eltern und haben in etwa ihren Bildungsweg nach der Sekun-

darstufe I bereits gewählt. Im Alter von 15 oder 16 Jahren wäre der Anteil von 

Personen mit niedriger Bildungsherkunft höher. 

Dass Bildung vererbt wird, wird in Abbildung 13 noch einmal bestätigt: Mehr als 

jeder fünfte 17-Jährige, dessen Eltern einen niedrigen Schulabschluss haben, 

erwirbt auch maximal einen Pflichtschulabschluss. Fast 90% der 17-Jährigen, 

deren Eltern einen Hochschulabschluss haben, besuchen eine höhere Schule. 

Die größte intergenerationale Bildungsmobilität findet wie bereits erwähnt bei 

Frauen statt. Mehr als jede zweite weibliche 17-Jährige, deren Eltern einen mitt-

leren Schulabschluss vorweisen, besucht eine BHS oder eine AHS-Oberstufe. 

Wenn die Eltern eine höhere Schule abgeschlossen haben, beträgt der Anteil der 

17-jährigen in höheren Schulen sogar 80%. Auch die hohe Selektivität der AHS-

Oberstufe wird deutlich: Knapp 40% der 17-Jährigen, deren Eltern eine höhere 

Schule abgeschlossen haben, besuchen die AHS-Oberstufe. Bei 17-Jährigen, 

deren Eltern einen Hochschulabschluss haben, sind es über 60%. Bei 17-Jähri-

gen, deren Eltern maximal eine Pflichtschule abgeschlossen haben, sind es 

nur 10%. 

Der intergenerationelle Bildungsvergleich in Abbildung 14 zeigt, welchen Bil-

dungsabschluss 25- bis 44-Jährige bzw. 45- bis 65-Jährige im Jahr 2016/17 sel-

ber haben und welchen Bildungsstand ihre Eltern hatten. Die Bildungsmobilität in 

Österreich zwischen den Generationen ist wenig ausgeprägt. Nach wie vor ist die 

soziale Herkunft der Eltern entscheidend für den Bildungsweg der Kinder. Hat 

mindestens ein Elternteil einen Hochschulabschluss, so hatten 57,6% der 45- bis 

65-Jährigen auch einen Hochschulabschluss bzw. 57,3% der 25- bis 44-Jähri-

gen. Hatten die Eltern einen Pflichtschulabschluss, verringert sich der Anteil der 

Personen mit Hochschulabschluss auf 5,6% bei 45- bis 65-Jährigen bzw. auf 

6,9% der 25- bis 44-Jährigen. 
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Abbildung 14: Intergenerationeller Bildungsvergleich 

Quelle: Statistik Austria 2018: 105, Abb. 9 

Einen Anstieg zwischen den Generationen gab es bei Personen mit Hochschul-

abschluss oder einem Abschluss einer höheren Schule, wenn deren Eltern eine 

Lehre oder Pflichtschule absolviert haben. Bedenklich ist die Vererbung des 

Pflichtschulabschlusses, die zwischen den Generationen von 28,7% auf 32,6% 

weiter zugelegt hat. Die Anzahl der Absolventinnen und Absolventen von Hoch-

schulen hat sich zwischen den Generationen etwa verdoppelt und höhere Schu-

len konnten fast 70% zulegen, während die Lehre bzw. berufsbildende mittlere 

Schulen nur leicht zulegten. Die Anzahl der Personen mit Pflichtschulabschluss 

konnte mehr als halbiert werden. 

An höheren Schulen und Universitäten ist die Bildungsmobilität besonders 

schwach ausgeprägt. 16,7% der Eltern aller 18- bis 20-Jährigen in Österreich 

haben einen Hochschulabschluss. Wenn man dies auf 18- bis 20-jährige Matu-

rantinnen und Maturanten einschränkt, so steigt der Anteil der Eltern mit Hoch-

schulabschluss auf 31,2%. In der AHS sind es sogar 45,5%, in den BHS wiede-

rum nur 18,3%. Die AHS ist sozial undurchlässiger und dadurch elitärer als die 

BHS, wie man in Abbildung 15 sehen kann. Vor allem Schülerinnen und Schüler, 

deren Eltern eine Lehre oder Fachschule abgeschlossen haben, besuchen eher 

eine BHS (53,3%) als eine AHS (28,2%). 
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Abbildung 15: Bildung der Eltern von 18- bis 20-jährigen Maturantinnen und Maturan-

ten 2014/15 

Quelle: Statistik Austria 2017: 133, Abb. 2 

In Abbildung 16 werden Bachelor- und Diplomstudien im ersten Semester an öf-

fentlichen Universitäten nach Bildung der Eltern dargestellt.  

 

Abbildung 16: Bachelor- und Diplomstudien im ersten Semester an öffentlichen Univer-

sitäten nach Bildung der Eltern 2015/16 

Quelle: Statistik Austria 2017 133, Abb. 3 
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Etwa 65% der Studierenden von künstlerischen Studien im ersten Semester im 

Wintersemester 2015/16 haben zumindest einen Elternteil mit Hochschulab-

schluss. Ähnlich hoch ist der Anteil auch bei medizinischen Studien mit 61,1%. 

Den geringsten Anteil mit 37,6% haben Lehramtsstudien. Insgesamt haben 

44,3% der Studierenden im ersten Semester an öffentlichen Universitäten zumin-

dest einen Elternteil mit Hochschulabschluss. 

In Abbildung 17 werden Bachelorstudien im ersten Semester an Fachhochschu-

len nach Bildung der Eltern dargestellt. An den Fachhochschulen haben etwa 

33% der Studierenden von technisch-ingenieurwissenschaftlichen Studien im 

Wintersemester 2015/16 zumindest einen Elternteil mit Hochschulabschluss. Die 

soziale Durchlässigkeit an Fachhochschulen besser als an Universitäten. Große 

Unterschiede gibt es an den Fachhochschulen zwischen berufsbegleitenden Stu-

dien und Vollzeitstudien. Bei berufsbegleitenden Studien gibt es einen viel höhe-

ren Anteil von Studierenden mit Eltern, die keine Matura abgeschlossen haben. 

 

Abbildung 17: Bachelorstudien im ersten Semester an Fachhochschulen nach Bildung 

der Eltern 2015/16 

Quelle: Statistik Austria 2017: 133, Abb. 4 

Altzinger et al. haben in einem Beitrag für die Statistischen Nachrichten mit Daten 

der EU-SILC-Befragung 2011 die soziale Mobilität von Bildung über zwei Gene-

rationen in Österreich untersucht. Sie schreiben: „Die vorliegende Untersuchung 
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zeigt auch, dass die Persistenz von Bildung und ökonomischer Situation bei Per-

sonen mit Migrationshintergrund besonders stark ausgeprägt ist. Zentral dafür 

sind die geringen Aufstiegsmöglichkeiten von Personen mit Migrationshinter-

grund in Bezug auf das Bildungsniveau. (…) Dies bedeutet, dass die Bildungs-

mobilität bei Personen mit Migrationshintergrund wesentlich geringer ist als bei 

jenen ohne Migrationshintergrund. Somit besteht für diese Personen ein doppel-

tes Risiko: Zusätzlich zu den schwierigen finanziellen Verhältnissen des Eltern-

hauses haben die betroffenen Kinder nur relativ geringe Aufstiegsmöglichkeiten 

in der Bildungshierarchie, womit bestehende soziale und ökonomische Probleme 

verfestigt werden. (…) Die Ergebnisse der vorliegenden Studie zeigen, dass so-

wohl das Bildungsniveau als auch der finanzielle Hintergrund der Eltern mit dem 

Besuch einer vorschulischen Betreuungseinrichtung stark positiv korrelieren. (…) 

Weiters zeigt sich, dass Personen mit vorschulischer Erziehung überdurch-

schnittlich häufig eine AHS besuchen und darüber hinaus in allen Alterskohorten 

- sowohl bei Männern als auch bei Frauen - signifikant höhere Bildungsniveaus 

aufweisen, womit auch höhere Einkommen verbunden sind.“102 

Bei Kindern mit Migrationshintergrund ist eine Kumulation sozioökonomischer Ri-

siken festzustellen. Die Risiken sind nichtdeutsche Alltagssprache, bildungsfer-

ner Haushalt und/oder niedriger Berufsstatus der Eltern. Auf ein Drittel der Volks-

schulkinder trifft mindestens eines dieser Risiken zu. „7 % der Schüler/innen wei-

sen zwei oder mehr Herkunftsrisiken auf, 1 % gehört allen drei Risikogruppen an. 

Mehrfachzugehörigkeit zu Risikogruppen ist im dünn besiedelten ländlichen 

Raum wesentlich seltener als im dicht besiedelten Umfeld, wo 12 % der Kinder 

mehrere Bildungsrisiken tragen, darunter 3 % alle drei Risiken.“103 

Etwa jede fünfte Person, die in Österreich lebt, hat Migrationshintergrund. 15% 

davon gehören der ersten Generation an, also Personen, die selbst und deren 

Eltern im Ausland geboren wurden, und 5% der zweiten Generation, die bereits 

in Österreich geboren wurden. In Wien ist der Anteil der Bevölkerung mit Migra-

tionshintergrund mit 44% am höchsten, gefolgt von Vorarlberg mit 25% und Salz-

burg mit 21%. In den restlichen Bundesländern liegt der Anteil zwischen 10 und 

18%. In Ballungsräumen ist der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 

                                            
102 Altzinger et al. 2013: 61 
103 Vogtenhuber et al. 2016a: 30 
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höher und erfordert daher andere pädagogische Rahmenbedingungen als eine 

Schule in einer dünn besiedelten Gegend.104 Bei der Überprüfung der Bildungs-

standards in der Volksschule wurden auch Daten zur familiären Herkunft und zum 

Sprachgebrauch erhoben. Durch das Ansteigen des Bildungsniveaus sinkt der 

Anteil der Eltern mit maximal Pflichtschulabschluss in der Gesamtbevölkerung 

auf 8% im Jahr 2013. Bei einheimischen Kindern haben nur 4% der Kinder Eltern 

mit Pflichtschulabschluss, bei 49% haben die Eltern einen Lehrabschluss oder 

eine mittlere Schule und bei 48% mindestens eine Matura abgeschlossen. 

Bei Kindern mit Migrationshintergrund hat jedes vierte Kind Eltern mit Pflicht-

schulabschluss, 34% haben Eltern mit Lehrabschluss, 24% haben eine Schule 

mit Matura abgeschlossen und 17% einen Hochschulabschluss, wie man in Ab-

bildung 18 ablesen kann.  

 

Abbildung 18: SchülerInnen der 4. Schulstufe nach dem höchsten Bildungsabschluss 

der Eltern und Migrationshintergrund 2013 

Quelle: Vogtenhuber 2016a: 29, Abb. A2.a 

Interessant ist auch der Vergleich zwischen erster und zweiter Generation, da 

hier ein Trend zur Lehre zu beobachten ist. Der Anteil der Eltern mit Pflichtschul-

                                            
104 vgl. Vogtenhuber et al. 2016a: 26f 
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abschluss bleibt quasi unverändert von 26 auf 25%, der Anteil der Eltern mit Lehr-

abschluss erhöht sich enorm von 26 auf 36%, der Anteil der Eltern mit mindes-

tens Maturaabschluss verringert sich von 48 auf 38%. Auch ein Blick auf die Her-

kunftsregionen offenbart große Unterschiede. So hat fast jedes zweite Kind mit 

türkischem Migrationshintergrund Eltern mit max. Pflichtschulabschluss. Das Ge-

genteil trifft auf Kinder mit deutschem Migrationshintergrund zu: Hier haben 48% 

der Kinder Eltern mit einem Hochschulabschluss. 

Die Studie „Bildung auf einen Blick 2018: OECD-Indikatoren“ enthält Informatio-

nen zu den verschiedenen Bildungssystemen, gibt Empfehlungen zum Aufbau, 

zur Finanzierung und Leistung der Bildungssysteme. In Österreich lag der Anteil 

an Personen im erwerbsfähigen Alter (25 bis 64 Jahren) im Jahr 2017 bei 32%, 

der OECD-Schnitt liegt bei 37%. Allerdings werden Schulabschlüsse der BHS als 

tertiäre Kurzausbildung mitgezählt und über einen Hochschulabschluss verfügen 

in Österreich nur 17%, der OECD-Schnitt liegt bei 30%. Die Ausgaben pro Schü-

ler betrugen 2015 von der Volksschule bis zur Hochschule etwa 12 000 € und 

waren somit weit höher als der OECD-Schnitt von etwa 8 500 €. Die Bildungs-

ausgaben, gemessen am BIP, betragen in Österreich 4,9% und lagen nur wenig 

unter dem OECD-Schnitt von 5%.105 Auch die UNICEF veröffentlichte 2018 eine 

Studie „An Unfair Start. Inequality in Children’s Education in Rich Countries“, wel-

che die Ungleichbehandlung von Kindern in der Bildung aufzeigt. „Unser Bericht 

zeigt, dass Staaten ihren Kindern das Beste aus beiden Welten bieten können: 

Sie können hervorragende Bildungsstandards erreichen bei gleichzeitiger relativ 

geringer Ungleichheit. Aber alle reichen Länder können und müssen viel mehr 

für Kinder aus benachteiligten Familien tun, da sie am ehesten den Anschluss 

verlieren.“106, fordert Priscilla Idele, Direktorin von UNICEF Innocenti. 

4.3 Bildungshomogamie 

Bildungshomogamie schafft immer mehr Haushalte, in denen beide entweder ge-

ring qualifiziert oder beide hoch qualifiziert sind. Mau formuliert es spitz: „Heira-

teten Chefs früher ihre Sekretärinnen und Ärzte ihre Sprechstundenhilfen über 

                                            
105 vgl. ORF 2018: Bildungsstudie: Zahlen und Schlaglichter 
106 UNICEF Österreich 2018: Presseaussendung. Neue UNICEF Studie 

https://orf.at/stories/3012781/
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20181029_OTS0167/neue-unicef-studie-wohlstandsniveau-der-staaten-garantiert-keine-gleichberechtigung-von-kindern-in-der-bildung
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Schichtgrenzen hinweg, lässt sich heute ein Trend zu Bildungshomogamie be-

obachten. Immer mehr Paare haben einen ähnlichen Bildungs- und Sozialstatus, 

wodurch die Gelegenheiten seltener werden, bei denen man andere Milieus ken-

nen lernt und versteht, wie sie ticken und was sie bewegt. Im Grunde entstehen 

auf diese Weise jene Parallelgesellschaften, die in Bezug auf Menschen mit Mig-

rationshintergrund vermieden werden sollen.“107 

In den USA wurden hunderttausende Paare zwischen 1960 und 2005 untersucht 

und man stellte fest, dass die veränderte Paarungsplanung zur Einkommensun-

gleichheit in Haushalten beiträgt. Ihren Ergebnissen zufolge müsste der Gini-Ko-

effizient im Jahr 2005 von 0,43 auf 0,34 korrigiert werden, wenn die Heiratsmus-

ter zufällig wären. Sozialer Aufstieg durch eine Heirat wird immer seltener und 

das verringert allgemein Aufstiegschancen. Man darf jedoch nicht außer Acht las-

sen, dass der Anteil von höher gebildeten Frauen in den letzten Jahrzehnten sehr 

stark gestiegen ist und es dementsprechend für Männer auch leichter geworden 

ist, Frauen mit demselben Bildungsgrad kennenzulernen. Dieser Trend führt al-

lerdings dazu, dass sich höhere Gehälter, die oft von Akademikerinnen und Aka-

demikern bezogen werden, auch auf Haushaltsebene konzentrieren und somit 

Einkommensungleichheiten sich weiter verschärfen. 108 

In Österreich haben Augustin et al. 2015 untersucht, welchen Einfluss verschie-

dene Bildungskombinationen der Paare auf die österreichische Vermögensver-

teilung haben, da „in rund 70% der Paarhaushalte in Österreich beide Partner 

den gleichen Bildungsgrad haben.“109 In Tabelle 7 werden diese Ergebnisse dar-

gestellt, die auf den Daten des HFCS 2010 basieren. Alle Paarhaushalte haben 

ein Durchschnittsnettovermögen von etwa 382 000 €, der Median beträgt 

170 278 €. Das Bildungsniveau wurde in „Pflichtschule“, „Lehre/Matura“ und „Uni-

versität“ geteilt. Abgesehen vom Bildungsabschluss „Pflichtschule & Lehre/Ma-

tura“ im Vergleich zu „beide Pflichtschule“ gilt: Je höher der Bildungsabschluss, 

umso höher ist auch das Nettovermögen. Dass die letzte Zeile mit dem Bildungs-

abschluss „Pflichtschule & Universität“ in eckiger Klammer geschrieben wurde, 

                                            
107 ORF 2012: Lebenschancen 
108 vgl. The National Bureau of Economic Research 2014: Marry Your Like: Assortative Mating 
and Income Inequality 
109 vgl. Augustin et al. 2015: 385 

https://oe1.orf.at/artikel/312455
https://www.nber.org/papers/w19829
https://www.nber.org/papers/w19829
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liegt an der niedrigen Anzahl von sechs Haushalten mit dieser Bildungskombina-

tion, davon war ein Haushalt mit einem Nettovermögen von etwa 1,7 Mio. € dabei. 

Diese Zeile ist daher nicht aussagekräftig. Den höchsten Median haben Paare, 

die beide einen Universitätsabschluss haben, nämlich 245 806 €, das sind 144% 

des Medians aller Paarhaushalte. Danach folgt die Kombination „Lehre/Matura & 

Universität“ mit einem Nettovermögen von 196 747 €, das entspricht 116% des 

Medians aller Paarhaushalte. Den niedrigsten Median haben Paarhaushalte mit 

der Bildungskombination „Pflichtschule & Lehre/Matura“ mit 95 792 €, das ent-

spricht 56% des Medians. 

Tabelle 7: Nettovermögen nach Bildungskombinationen der Paare in Euro im Jahr 2010 

 

Quelle: Augustin et al. 2015: 395, Daten: HFCS Daten mit Berechnungen unter Ver-

wendung der Haushaltsgewichte, N = 1 242 

Dass Bildungshomogamie Auswirkungen auf die Vermögensakkumulation hat, 

erklären die Autorinnen so: „Wenn zwei Personen mit Universitätsabschluss zu-

sammenleben (…) sind auch potenziell beide besser über Investitionsmöglich-

keiten informiert bzw. können sich darüber austauschen und haben beide häufig 

selber gut ausgebildete, vermögende Eltern. (…) Das hier zur Verfügung ste-

hende soziale Kapital besteht aus nicht finanziellen Ressourcen, die unter ande-

rem mit der Arbeitsmarktpartizipation, dem Zugang zu Informationen, Wissen und 

Fähigkeiten verbunden sind und gleichzeitig den Zugang zu Netzwerken beein-

flusst. Dieses soziale Kapital ist jedoch segregiert, was bedeutet, dass die höhe-

ren sozialen Klassen in einer größeren Bandbreite an Netzwerken eingebettet 

sind. (…) Aufgrund der Ähnlichkeit der PartnerInnen teilen diese nicht nur finan-

zielle Ressourcen, sondern [sic!] gegebenfalls auch arbeitsbezogenes Wissen 
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und Ressourcen sowie den Zugang zu Netzwerken. (…) Der Zugang zu Netz-

werken und Informationen ergibt sich aus dem sozialen Kapital und stellt eine 

zentrale Größe für die Akkumulation von Vermögen dar.“110 Die Autorinnen war-

nen, dass diese Ungleichheiten über Generationen hinweg vertieft und Bildungs-

chancen dadurch immer ungleicher verteilt werden. Sie empfehlen daher die Ein-

dämmung von geographischer Segregation (z. B. eine Erweiterung des sozialen 

Wohnbaus), höhere Mobilität bei Bildung (z. B. kostenlose Vorschule) und Ein-

kommen und Erbschaftssteuern. 

  

                                            
110 Augustin et al. 2015: 395f 
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5 Einkommensverteilung 

Dieses Kapitel widmet sich der Einkommensungleichheit in Österreich, deren 

Entwicklung und deren Charakteristika. Zu Beginn werden einige Begriffe defi-

niert, die in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle spielen.  

Beim Einkommen handelt sich um eine Flussgröße, die in einer Zeiteinheit, wie 

zum Beispiel pro Jahr oder pro Monat gemessen wird. Man unterscheidet zwei 

Konzepte bei der Einkommensverteilung: die funktionale und personelle Einkom-

mensverteilung. 

Die funktionale Einkommensverteilung betrachtet, „wie groß der Anteil des Volks-

einkommens ist, der vom Faktor Arbeit beansprucht wird im Gegensatz zu dem 

Anteil, der den Kapitaleignern zufließt.“111 

Die personelle Einkommensverteilung ist die „Verteilung der Einkommen zwi-

schen Personen und Haushalten, ist facettenreicher als die funktionale Einkom-

mensverteilung und dadurch schwieriger zu beschreiben.“112 Die Bezugsgrößen 

können sowohl einzelne Personen als auch Haushalte umfassen und hängen von 

der Fragestellung ab. 

Eine weitere wichtige Größe in diesem Zusammenhang ist das Volkseinkommen, 

auch Sozialprodukt genannt. Hier werden alle Einkommen summiert: unselbst-

ständige wie auch selbstständige Tätigkeiten, Vermögenseinkommen, Miet-, 

Zins- und Pachteinkommen.113 

ArbeitnehmerInnenentgelte berücksichtigen Geld- und Sachleistungen der un-

selbstständig Beschäftigten und beinhalten neben Bruttolöhnen und -gehältern 

auch Sozialbeiträge der ArbeitgeberInnen.  

Weitere wichtige Größen sind das Primär- und Sekundäreinkommen. Die Primär-

einkommen umfassen Bruttolöhne und Bruttokapitaleinkünfte. Sekundäreinkom-

men hingegen umfassen das tatsächlich verfügbare Einkommen. Bei den verfüg-

                                            
111 Stein 2013: 2 
112 ebd. 
113 vgl. Glocker et al. 2014: 250 
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baren Haushaltseinkommen werden die direkten Steuern von den Primäreinkom-

men abgezogen und andere Leistungen wie Familienbeihilfe, Arbeitslosengeld 

etc. hinzugefügt. 

Über die Verteilung der Einkommen ist schon immer mehr bekannt gewesen als 

über die Verteilung der Vermögen. Dies war jedoch auf Einkommen aus Arbeit 

beschränkt, da Kapitaleinkommen oft ausgeblendet wurden. Forschungsergeb-

nisse zur Verteilung von Kapitaleinkommen wurden erst mithilfe der HFCS-Daten 

möglich. Der HFCS ist die Abkürzung für Household Finance and Consumption 

Survey und ist „die erste Erhebung, die eine umfassende wissenschaftliche Ana-

lyse der finanziellen Situation privater Haushalte gemäß internationalen Stan-

dards ermöglicht.“114 Das Projekt wurde in Österreich von der Österreichischen 

Nationalbank in Zusammenarbeit mit der Europäischen Zentralbank (EZB) reali-

siert. Die ersten Daten wurden April 2013 veröffentlicht. 

Durch die Umverteilungen des Sozialstaats sind die Einkommensunterschiede 

zwischen Arm und Reich in Österreich nicht ganz so groß wie in anderen Län-

dern. Doch auch hier öffnet sich die Einkommensschere zusehends, wie Studien 

zeigen. 

Folgende Studien wurden primär zur Analyse der Einkommensungleichheit in 

Österreich herangezogen: 

• Humer, S. , Moser, M. , Schnetzer, M. , Ertl, M. , Kilic, A. (2014a): Einkom-

mensverteilung in Österreich. Eine komparative Analyse von Mikrodaten-

sätzen. Herausgegeben von der Abteilung für Wirtschaftswissenschaft 

und Statistik der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien. 

• Mayrhuber, C. , Glocker, C. , Horvath, T. , Rocha-Akis, S. (2015): Entwick-

lung und Verteilung der Einkommen in Österreich. WIFO-Beitrag zum So-

zialbericht 2014-2015. 

Es wurden diese beiden Studien ausgewählt, da sie zum einen sehr aktuell sind 

und zum anderen, weil sie viele verschiedene Datensätze verwenden und so Da-

tenlücken schließen konnten, die bisher nicht genauer betrachtet werden konn-

ten. Der Rechnungshof veröffentlicht gemeinsam mit der Statistik Austria alle 

                                            
114 ÖNB (o.J.): Household Finance and Consumption Survey 

https://www.oenb.at/Geldpolitik/Erhebungen/Household-Finance-and-Consumption-Survey.html
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zwei Jahre (zuletzt 2018) den allgemeinen Einkommensbericht, der die durch-

schnittlichen Einkommen, getrennt nach Branchen, Berufsgruppen und Funktio-

nen für die letzten zwei Jahre beinhaltet. Hier fehlen jedoch wichtige Daten, die 

bei der Studie von Humer et al. aufgegriffen werden. 

5.1 Aktuelle Datenlage zu Einkommen 

Marterbauer und Schürz stellen fest: „Unterschiede in der Entlohnung können 

wenigstens theoretisch aufgrund von unterschiedlichen Anstrengungen und Leis-

tungen begründet werden, auch wenn praktisch die wachsende Kluft zwischen 

Spitzengehältern von Managern und Durchschnittsbezügen von Arbeitnehmern 

kaum zu rechtfertigen ist.“115 Laut dem Wirtschaftsmagazin trend war Wolfgang 

Leitner, Vorstandsvorsitzender der Andritz AG, 2015 mit 3,7 Mio. € der bestbe-

zahlte Manager Österreichs.116 Das mittlere Bruttojahreseinkommen von un-

selbstständig Erwerbstätigen ohne Lehrlinge betrug laut Statistik Austria 

26 273 € im Jahr 2015.117 Leitner hat 2015 somit das fast 140-fache eines Durch-

schnittserwerbstätigen verdient. 

Diese Ungleichmäßigkeiten sind in den USA noch viel ausgeprägter: So haben 

Chefs großer US-Konzerne 2015 laut einer Studie des Gewerkschaftsverbands 

AFL-CIO (American Federatioin of Labor and Congress of Industrial Organiza-

tions) im Schnitt das 335-fache eines Arbeiters derselben Firma verdient. Richard 

Trumka, Präsident der AFL-CIO, kritisiert die Einkommensungleichheit stark: 

1980 betrug das Chefgehalt etwa das 40-fache der Belegschaft; 1990 war es 

schon das 100-fache.118 Diese Ungleichheit macht selbst vor den US-Präsident-

schaftswahlen im Jahr 2016 nicht Halt: Bernie Sanders unterlag Hilary Clinton 

bei der Vorwahl, obwohl er im Wahlkampf ein zentrales Thema hatte, das viele 

Emotionen bei vor allem jungen WählerInnen hervorrief: die wachsende Kluft zwi-

schen Arm und Reich. So setzt sich der selbsternannte demokratische Sozialist 

für einen bundesweiten Mindestlohn, einer höheren Besteuerung von Reichtum, 

                                            
115 Marterbauer und Schürz 2008: 153 
116 vgl. trend.at 2016: So viel verdienen Österreichs Top-Manager 
117 vgl. Statistik Austria 2016: Jährliche Personeneinkommen 
118 vgl. kurier.at 2016: US-Konzernchefs verdienen 335 Mal mehr als Arbeiter 

 

http://www.trend.at/wirtschaft/so-oesterreichs-top-manager-6317423
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/soziales/personen-einkommen/jaehrliche_personen_einkommen/index.html
http://kurier.at/wirtschaft/us-konzernchefs-verdienen-335-mal-mehr-als-arbeiter/199.383.638
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eine Reform des Finanzsystems und für eine gleichere Einkommensverteilung 

ein.119 

Humer et al. haben in ihrer Analyse das Einkommenskonzept der Canberra 

Group verwendet, um die verschiedenen Datensätze besser vergleichen zu kön-

nen. So werden Einkommen aus Erwerbstätigkeit und Einkommen aus Vermö-

gen unterschieden. Bei Einkommen aus Erwerbstätigkeit wird wiederum in Ein-

kommen aus unselbstständiger und selbstständiger Arbeit unterteilt. 

5.1.1 Verteilung der Einkommen aus Erwerbstätigkeit 

Das WIFO stellt fest, dass „die Entwicklung und Verteilung der Löhne und Geh-

älter in Österreich (…) sowohl von der Anzahl und der Struktur der Beschäftigun-

gen als auch von der Entlohnungshöhe bestimmt wird. Hier wiederum ist die 

Struktur des Arbeitskräfteangebotes wie auch die Arbeitskräftenachfrage bestim-

mend. (…) Das Arbeitskräfteangebot ist gekennzeichnet durch die Zunahme des 

Anteils der über 45-jährigen Erwerbspersonen und vom Rückgang des Anteils 

der Jüngeren.“120 Laut ForscherInnen des WIFO fordert die Berufswelt formal im-

mer höhere Bildungsabschlüsse bei gleichzeitiger Zunahme prekärer Beschäfti-

gungsverhältnisse. Sie stellen fest: „Diese Entwicklung verschlechtert die Ein-

kommenschancen jener, die schwächer am Arbeitsmarkt integriert sind und häu-

figer arbeitslos sind.“121 

Zum Einkommen aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit zählen auch Urlaubs-

zahlungen, Abfindungen, Aufsichtsratsvergütungen, Provisionszahlungen und 

vieles mehr. Bei den selbstständig Erwerbstätigen setzt sich das Einkommen aus 

Gewinn oder Verlust der EigentümerInnen von Personengesellschaften und den 

geschätzten Werten von selbsterzeugten Waren und Dienstleistungen zusam-

men. Die Statistiken fokussieren sich wegen des Datenumfangs auf Löhne und 

Gehälter von ArbeitnehmerInnen und Gewinne oder Verluste der Unternehme-

rInnen. 

  

                                            
119 vgl. faz.net 2016: Bernie Sanders. Das will der „demokratische Sozialist“ 
120 Mayrhuber et al. 2015: 18 
121 Mayrhuber et al. 2015: 18 

http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/bernie-sanders-das-will-der-demokratische-sozialist-14047871.html
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Einkommen aus unselbstständiger Arbeit 

Tabelle 8 stellt die Verteilung der Einkommen aus unselbstständiger Arbeit dar 

im Jahr 2009. So beträgt der Median für Bruttolöhne laut Berechnungen für LST, 

SILC und HFCS zwischen 21 500 und 24 500 €. Die Berechnungen für INT un-

terscheiden sich hier durch den Abzug der Sozialversicherungsbeiträge. Die für 

Einkommen typische rechtsschiefe Verteilung ist ersichtlich, da das Durch-

schnittseinkommen in allen Fällen höher ist als der Median.  

Tabelle 8: Verteilung der Einkommen aus unselbstständiger Arbeit 

 

Quelle: Humer et al. 2014a: 23 

Das unterste Dezil zeigt sehr unterschiedliche Zahlen in den verschiedenen Da-

tenquellen. Die Werte aus den Administrativdaten, nämlich LST und INT sind um 

ein Vielfaches niedriger als die Werte aus den Haushaltserhebungen SILC und 

HFCS. Die Autoren führen dafür zwei mögliche Begründungen an: Erstens sind 

in der LST auch Gehälter unter der Steuerfreibetragsgrenze von PraktikantInnen 

und FerialarbeiterInnen enthalten, und zweitens werden ärmere Haushalte in Be-

fragungen oft untererfasst. 
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Das Bruttoeinkommen der unteren 10% betrug weniger als 2 334 €, während das 

reichste 1% über mehr als 118 692 € verdiente. So verfügten die Top 10% (die 

reichsten 10%) bei allen vier Berechnungen etwa 30% des Gesamteinkommens 

und die Top 5% etwa 20% des Gesamteinkommens. Die reichsten 25% verdien-

ten im Schnitt das Zwei- bis Vierfache der unteren 25%, die reichsten 10% das 

bis zu 23-fache der unteren 10%. Der Gini-Koeffizient beträgt für LST und IT 0,45 

bzw. 0,46. SILC und HFCS haben einen Gini-Koeffizienten von 0,39 bzw. 0,37. 

Die Haushalte, deren Berechnungen auf SILC und HFCS basieren, erhalten für 

die Einkommensanteile der Top 10%, Top 5% und Top 1% ähnliche Werte wie 

für die Individuen. Der Median beträgt je nach Berechnung zwischen 31 300 und 

36 700 €, der Durchschnitt zwischen 38 700 und 45 000 €. Auch hier ist eine 

rechtsschiefe Verteilung festzustellen. 

Einkommen aus selbstständiger Arbeit 

Tabelle 9 stellt die Verteilung der Einkommen aus selbstständiger Arbeit dar.  

Tabelle 9: Verteilung der Einkommen aus selbstständiger Arbeit 

 

Quelle: Humer et al. 2014a: 27 
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Die Autoren verweisen auch auf andere Untersuchungen, bei denen die Einkom-

men der Selbstständigen inklusive Einkommen aus unselbstständiger Arbeit ana-

lysiert wurden, da eine Zusammenführung beider Einkommen deutlich höhere 

Durchschnittswerte aufweist. 

Interessant sind hier auch die Partizipationswerte: so hat jede 10. Person ein 

Einkommen aus selbstständiger Arbeit, bei den Haushalten hingegen ist es fast 

jeder 5. Haushalt. Auch das Verhältnis Durchschnitt/Median ist bei den Selbst-

ständigen deutlich höher als bei den Unselbstständigen. 

Bei den Quantilen gibt es wieder große Unterschiede zwischen den verschiede-

nen Datensätzen. Das unterste Dezil hat laut SILC weniger als 603 €, laut INT 

weniger als 810 € und laut HFCS weniger als 1 899 € verdient. Die Autoren füh-

ren das darauf zurück, dass lediglich in den SILC-Daten negative Einkommen zu 

finden sind. Bei den INT-Daten werden negative Einkommen zu „Nullfällen“ und 

bei den HFCS-Daten gab keine befragte Person Negativeinkommen an. Das hat 

natürlich auch Auswirkungen auf die Quantil-Vergleiche: Während das P75/P25-

Verhältnis zwischen 7,23 und 8,43 beträgt, beträgt das P90/P10-Verhältnis be-

reits zwischen 26,86 und 74,86.  

Die Administrativdaten der Lohnsteuerstatistik weisen eine stärkere Konzentra-

tion bei den Top-Einkommen auf als die Befragungsdaten. So erhalten die 

Top 10% bei INT fast 60% des Gesamteinkommens, während es beim SILC bzw. 

beim HFCS nur 43 bzw. 46% sind. Auch bei den Top 1 % ist die Schwankungs-

breite groß: bei INT nehmen sie 22%, beim SILC hingegen nur 12% des Gesamt-

einkommens ein. 

5.1.2 Verteilung des Primäreinkommens 

Das Primäreinkommen setzt sich aus Einkommen aus Erwerbstätigkeit, Vermö-

gen und Produktion zusammen. Das Einkommen aus Produktion hingegen setzt 

sich aus Einkommen aus selbstständiger und unselbstständiger Arbeit und Ein-

kommen aus Haushaltsproduktion zusammen. In dieser Studie wurde die Haus-

haltsproduktion aufgrund mangelnder Datenverfügbarkeit ausgeklammert. 

Da Vermögenseinkommen nur in den Haushaltsdaten des SILC und HFCS hin-

reichend abgedeckt werden, wurden hier nur Befragungsdaten verwendet. Kern 
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der Studie war herauszufinden, wie sich die Einkommensverteilung ändert, wenn 

auch Einkommen aus Vermögen dazugezählt werden. Daher haben die Autoren 

ein zusätzliches Einkommenskonzept eingeführt, das auch die Vermögensein-

kommen der Haushalte miteinbezieht, die bereits Einkünfte aus Erwerbstätigkeit 

beziehen.  

Tabelle 10: Vergleich Primäreinkommen der Erwerbstätigen und Einkommen aus Pro-

duktion 

 

Quelle: Humer et al. 2014a: 35 

In Tabelle 10 ist ein Vergleich zwischen der Verteilung der Primäreinkommen 

und der Verteilung der Einkommen aus Produktion abgebildet. Das Verhältnis 

Durchschnitt/Median hat sich im Vergleich vergrößert und deutet auf eine in 

Wirklichkeit ungleichere Verteilung hin. Ein Vergleich der Quantile bestätigt 

diese Annahme. So hat das reichste Prozent der Haushalte ein Einkommen von 

mindestens 215 701 bzw. 227 335 € in der neuen Berechnung. Bisher waren es 

202 871 bzw. 193 109 €. Der Vergleich zeigt auch, dass sich Veränderungen 
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vor allem bei den oberen 10% ergeben haben. Vor allem beim HFCS sind 

große Unterschiede zu bemerken. Da sich der HFCS bei der Erhebung auf Ver-

mögen fokussiert hat, sind diese Daten dem SILC hier überlegen. 

 

Abbildung 19: Zusammensetzung des Primäreinkommens aus Erwerbstätigkeit 

Quelle: Humer et al. 2014a: 36 

Abbildung 19 zeigt die Zusammensetzung des Primäreinkommens aus Erwerbs-

tätigkeit. Die erste Abbildung zeigt das nach Höhe sortierte Durchschnittseinkom-

men der Primäreinkommen von Erwerbstätigen. Die zweite Abbildung bildet die 

Zusammensetzung von Haushaltseinkommen ab. 

Hier erzielen die untersten 10% der Haushalte kurioserweise einen höheren An-

teil der Zinsen am Primäreinkommen. Der Grund dafür: Es gibt Haushalte, deren 

größter Anteil am Gesamteinkommen aus Pensionen oder anderen öffentlichen 

Transfers besteht. Diese öffentlichen Transfers werden für die Berechnung des 

Primäreinkommens jedoch abgezogen und somit bleiben nur mehr geringe Ein-

künfte, wie zum Beispiel aus einer geringfügigen Beschäftigung oder aus einem 
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freien Dienstvertrag. Auch geringe Zinseinkommen machen sich hier bemerkbar; 

in den höheren Dezilen spielen sie aber keine große Rolle mehr. 

Die Autoren stellen fest, dass Einkommen aus Vermögen erst ab dem neunten 

Dezil eine größere Rolle spielen. Das reichste Prozent erwirtschaftet etwa ein 

Drittel des gesamten Primäreinkommens aus Vermögen, das entspricht circa 

100 000 € pro Jahr, also etwa 8 000 € pro Monat. Auch am oberen Rand der 

Verteilung ist eine ausgeprägte Heterogenität der Vermögenseinkommen ersicht-

lich, siehe Abbildung 20. Das reichste Prozent lukriert hohe Beiträge aus Unter-

nehmensbeteiligungen, die Anteile aus Zins- und Mieteinkommen um ein Vielfa-

ches übertreffen.  

 

 

 

 

Die Autoren Humer et al. heben am Schluss ihrer Studie noch einmal hervor, wie 

wichtig Haushaltserhebungen wie SILC und HFCS sind, da herkömmliche Admi-

nistrativdaten unterschiedliche Vermögensarten wie Unternehmensbeteiligungen 

oder Finanz- und Immobilienbesitz nicht abbilden. Neue Erkenntnisse lassen sich 

damit nun ableiten und bestätigen die Vermutung, dass Vermögenserträge für 

den Großteil der Bevölkerung nicht relevant sind. 

Abbildung 20: Primäreinkommen des 9. Dezils 

Quelle: Humer et al. 2014a: 36 
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Erst ab dem 9. Dezil stellen Vermögenseinkommen einen relevanten Beitrag zum 

Gesamteinkommen dar. Die Autoren kritisieren die hohe Besteuerung von Arbeit 

gegenüber Kapital, da Arbeit progressiv besteuert wird und Einkünfte aus Kapi-

talvermögen der Kapitalertragssteuer von 25% unterliegen. Mathias Moser, ein 

Studienautor, erklärt in einem Interview mit der Wiener Zeitung: "Wir sind über-

zeugt, dass dies eine konservative Berechnung ist, weil die sehr großen Vermö-

gen im Land nach wie vor statistisch nur unzureichend erfasst sind."122 

Auch Gerhard Zahler-Treiber von Attac Österreich kritisiert die Steuerprivilegien 

für Kapitaleinkommen scharf: „Wer sein Geld für sich „arbeiten“ lassen kann, ist 

derzeit extrem begünstigt. Auch die höchsten leistungslosen Einkommen aus 

Zinsen, Dividenden sowie Aktien-Spekulationsgewinne sind mit 25% weit weni-

ger besteuert wie mittlere Arbeitseinkommen. Sie sind zudem nicht sozialversi-

cherungspflichtig“.123 

Die Autoren stellen eine Besserstellung von vermögenden Haushalten gegen-

über vermögensarmen Haushalten fest und fordern: „(…) im Sinne des horizon-

talen sowie vertikalen Leistungsfähigkeitsprinzips, sowie der Gleichmäßigkeit der 

Besteuerung, ist eine Gleichstellung der Einkunftsarten im Steuersystem zu be-

fürworten. Es ist aus dieser Perspektive nicht nachvollziehbar, weshalb Kapital-

erträge gegenüber Arbeitseinkommen begünstigt werden.“124 

Steiner geht noch weiter und fordert bessere Voraussetzungen für eine faire Ver-

teilung der Erwerbseinkommen, um „das Auseinanderdriften der materiellen Le-

benschancen zu verhindern.“125 Dazu gehören seiner Meinung nach: Verringe-

rung der Arbeitslosigkeit, Erhöhung der Mindestlöhne, bessere Rahmenbedin-

gungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und Verbesserung der Karri-

erechancen von Personen im Niedriglohnbereich. 

  

                                            
122 Göweil 2014: Die totale Ungleichheit 
123 Attac 2014: Attac Presseaussendung 
124 Humer et al. 2014a: 40 
125 Steiner 2012: 55 

https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/oesterreich/politik/599459_Die-totale-Ungleichheit-Viele-Fuer-und-Wider-im-Kampf-um-Vermoegenssteuern.html
https://www.attac.at/presse/attac-presseaussendung/datum/2014/01/13/attac-zu-wu-studie-steuerprivilegien-fuer-kapitaleinkommen-abschaffen.html
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5.2 Verteilung nach Bildung und Geschlecht 

In Abbildung 21 werden die mittleren Bruttojahreseinkommen der ganzjährig Voll-

zeitbeschäftigten nach Bildung und Geschlecht 2017 dargestellt. Es gilt, außer 

bei Frauen, die eine höhere Schule abgeschlossen haben: Je höher die abge-

schlossene Ausbildung, desto höher auch das mittlere Bruttojahreseinkommen. 

Das Durchschnittseinkommen erreichen Frauen mit Hochschulabschluss, Män-

ner ab einem Fachschulabschluss.  

Die geringsten Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern sind bei 

Absolventinnen und Absolventen von Fachschulen zu finden. Die größten Ein-

kommensunterschiede gibt es bei einem Abschluss einer höheren Schule bzw. 

einer Hochschule.  

 

Abbildung 21: Mittlere Bruttojahreseinkommen der ganzjährig Vollzeitbeschäftigten 

nach Bildung und Geschlecht 2017 

Quelle: Rechnungshof 2018: 29, Datengrundlage: Statistik Austria 2018 

Während Frauen nur mit einem Hochschul- oder Universitätsabschluss das mitt-

lere Gesamtbruttojahreseinkommen übertreffen, erreichen dies Männer bereits 

ab einem Fachschulabschluss.  

In Tabelle 11 werden die mittleren Bruttojahreseinkommen der ganzjährig Voll-

zeitbeschäftigten (unselbstständig Erwerbstätige ab 15 Jahren mit Wohnsitz in 

Österreich ohne Lehrlinge) nach Bildungsabschluss und Geschlecht 2017 darge-

stellt.  
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Tabelle 11: Mittlere Bruttojahreseinkommen der ganzjährig Vollzeitbeschäftigten nach 

Bildungsabschluss und Geschlecht 2017 

 

Quelle: Rechnungshof 2018: 141f, Datengrundlage: Statistik Austria 2018 

In der Studie wird darauf hingewiesen, dass die Ergebnisse teilweise zu hinter-

fragen sind: „Insgesamt haben aber nur 8 % aller ArbeiterInnen eine höhere 

Schule oder eine Hochschule/Universität abgeschlossen und die wenigen Perso-

nen mit Hochschul-/Universitätsabschluss unter den ArbeiterInnen sind möglich-

erweise in Jobs tätig, die nicht ihrem Qualifikationsniveau entsprechen. Daher 
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sind diese Ergebnisse einerseits aufgrund der relativ geringen Fallzahl und an-

dererseits aufgrund der inhaltlichen Besonderheiten mit Vorsicht zu interpretie-

ren.“126 

Insgesamt kann jedoch festgehalten werden, dass mit höherem Bildungsab-

schluss auch höhere Bruttojahreseinkommen einhergehen. Angestellte sind mit 

930 000 Personen die größte Gruppe, gefolgt von 729 600 ArbeiterInnen, 

230 100 Vertragsbediensteten und 157 700 BeamtInnen. Wichtig ist, hier noch 

einmal darauf zu verweisen, dass nur ganzjährig Vollzeitbeschäftigte erfasst wur-

den. Der Frauenanteil der Teilzeitbeschäftigten beträgt 82% (786 100 Personen), 

bei Vollzeitbeschäftigten nur 33% (682 300 Personen). 

Bei Angestellten gibt es einen großen Einkommensunterschied zwischen den Bil-

dungsabschlüssen einer höheren Schule und einer Hochschule bzw. einer Uni-

versität. So erhöht sich das mittlere Bruttojahreseinkommen von Frauen und 

Männern von 48 124 € auf 60 935 €. Betrachtet man Frauen und Männer ge-

trennt, wird der Einkommensunterschied zwischen den Geschlechtern noch deut-

licher. Weibliche Angestellte mit einem höheren Schulabschluss verdienen im 

Schnitt 37 193 €, mit Hochschulabschluss 48 955 €. Männliche Angestellte mit 

einem höheren Schulabschluss verdienen 58 954 €, mit Hochschulabschluss 

sind es sogar 68 951 €. Bei Angestellten verdienen Männer mit dem Abschluss 

einer Fachschule (50 392 €) bereits mehr als Frauen mit einem Hochschulab-

schluss (48 955 €). Der Frauenmedian beträgt bei Angestellten mit Abschluss 

einer höheren Schule nur 63% des Männermedians. Hier ist der Unterschied zwi-

schen den Geschlechtern am größten. In der Studie verweist man auf die unter-

schiedlichen Schultypen. Viele Burschen besuchen höhere technische Lehran-

stalten, Mädchen hingegen besuchen eher humanberufliche Schulen, wie bei-

spielsweise die Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik. Auch bei ArbeiterIn-

nen mit einem Lehrabschluss beträgt der Frauenmedian nur 68% des Männer-

medians. Auch hier verweist man auf „sogenannte Frauen- und Männerberufe 

(…), zwischen denen die Einkommensunterschiede stark ausgeprägt sind.“127 

                                            
126 Rechnungshof 2018: 141 
127 Rechnungshof 2018: 142 
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Wie erwartet sind die Geschlechtsunterschiede bei Vertragsbediensteten (92%) 

eher niedrig. Unter BeamtInnen verdienen Frauen sogar um 1% mehr als Män-

ner. Aber auch hier sollte man die Zahlen mit Vorsicht genießen, denn der Frau-

enanteil ist mit 34% bei BeamtInnen eher niedrig. 

Laut dem allgemeinen Einkommensbericht 2018 des Rechnungshofes betrug 

das mittlere Bruttojahreseinkommen von unselbstständig erwerbstätigen Frauen 

im Jahr 2017 nur 63% des mittleren Männereinkommens. In Zahlen ausgedrückt: 

Frauen erzielten ein mittleres Bruttojahreseinkommen von 21 178 €, Männer hin-

gegen 33 776 €. Die Progressivbesteuerung in Österreich verringert diesen Ein-

kommensnachteil auf 69% des Männereinkommens bei Nettoeinkommen, da 

niedrigere Einkommen niedriger besteuert werden.128 Die Studienautoren schrei-

ben, dass ein großer Teil dieser Einkommensdifferenz auf den hohen Anteil der 

Frauen in Teilzeitberufen zurückzuführen ist. Werden allerdings nur ganzjährig 

Vollzeitbeschäftigte miteinander verglichen, erreicht das Bruttojahreseinkommen 

der Frauen trotzdem nur 83% des mittleren Männereinkommens. Es bleibt also 

ein signifikanter Unterschied zwischen dem Einkommen von Männern und 

Frauen.  

Auf diese Ungerechtigkeit macht auch der internationale Aktionstag „Equal Pay 

Day“ aufmerksam, der 2019 in Österreich am 26. Februar stattfand. In diesem 

Jahr haben Frauen (symbolisch) 58 Tage unbezahlt gearbeitet.129 

In Abbildung 22 werden die unselbstständig Erwerbstätigen ohne Lehrlinge in 

vier Einkommensgruppen geteilt und ihre Balken nach Geschlecht eingefärbt. Es 

ist eindeutig zu erkennen, dass viele Frauen in der unteren Hälfte der Einkom-

mensgruppen vertreten sind. Je höher die Einkommensgruppe, desto geringer 

ist der Frauenanteil. In der unteren Hälfte der Einkommensgruppen sind Frauen 

überdurchschnittlich vertreten. In den höheren Einkommensgruppen hingegen 

sinkt ihr Anteil rapide. Der Frauenanteil insgesamt beträgt 47%. Im niedrigsten 

Viertel der Einkommen sind 57% Frauen vertreten; im zweiniedrigsten Viertel 

sind es sogar 63%. Das höchste Viertel hat einen Frauenanteil von nur mehr 

29%. 

                                            
128 vgl. Rechnungshof 2018: 78f 
129 vgl. Business and Professional Women Austria 2019: EPD 2019 in Österreich 

https://www.equal-pay-day.at/at/epd2019/
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Quelle: Rechnungshof 2018, Datengrundlage: Statistik Austria 2018 

Die Studienautorinnen und -autoren haben auch die soziale Stellung genauer 

betrachtet und hierfür vier Gruppen gebildet: ArbeiterInnen, Angestellte, Ver-

tragsbedienstete und BeamtInnen. Es gilt: Je höher die soziale Stellung, desto 

geringer die Geschlechtsunterschiede und desto höher auch die Einkommen. 

Auch eine genauere Betrachtung der Branchen soll zeigen, wo weitere Unter-

schiede liegen. Laut dem Einkommensbericht 2018 sind die Branchen mit den 

höchsten mittleren Bruttojahreseinkommen die Energieversorgung, Erbringung 

von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen und Information und Kommuni-

kation. Die niedrigsten Einkommen hingegen gibt es in der Beherbergung und 

Gastronomie, Kunst, Unterhaltung und Erholung und sonstigen wirtschaftlichen 

Dienstleistungen wie zum Beispiel Gebäudereinigung und -betreuung.130 

Die Einkommensungleichheit zwischen den Branchen korreliert auch mit der 

oben beschriebenen Geschlechterungleichheit. Die Branche mit dem höchsten 

Bruttojahreseinkommen 2017 war laut dem Einkommensbericht des Rechnungs-

hofes die Energieversorgung mit 56 152 €. Der Frauenanteil beträgt hier nur 20%, 

der Anteil der Vollzeitangestellten ist mit 88% sehr hoch.  

Die niedrigsten Einkommen hingegen gibt es in der Beherbergung und Gastro-

nomie. Das Bruttojahreseinkommen betrug nur 11 395 €, der Frauenanteil beträgt 

                                            
130 vgl. Rechnungshof 2018: 108f 

Abbildung 22: Unselbstständig Erwerbstätige nach Einkommensgruppen und Geschlecht 

2017 
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hier 58%, der Anteil der Vollzeitangestellten nur 56%. Auch im Gesundheits- und 

Sozialwesen mit einem Frauenanteil von 78% verdient man im Schnitt mit 

23 338 € unterdurchschnittlich. Der Anteil der Vollzeitbeschäftigten liegt hier 

bei 37%.131  

Auch die Kollektivvertragsabschlüsse im Jahr 2018 spiegeln wider, was bisher 

mit den bisher genannten Zahlen gezeigt wurde: Der Handelskollektivvertrag er-

hielt eine Erhöhung der Gehälter um mindestens 2,5% ab 1.1.2019 für etwa 

400 000 Personen. Es gibt einen Rechtsanspruch auf die 4-Tage-Woche, auf Al-

tersteilzeit und Bildungskarenz und höhere Anrechnungszeiträume von Karenz-

zeiten.132 Der Handel ist geprägt von eher niedrigen Gehältern, niedrigen Quali-

fikationen und einer hohen Frauenquote. Im Einzelhandel ist die Hälfte der Be-

schäftigten geringfügig oder teilzeitangestellt. Einige der oben genannten Eini-

gungen wie zum Beispiel Bildungskarenz und 4-Tage-Woche bleiben für den 

Großteil der Frauen wohl Illusion.133 

Ganz anders sieht der Abschluss der Metaller-Kollektivvertrag Mitte November 

2018 aus. Rückwirkend gibt es für die etwa 130 000 Beschäftigten rund 3,46% 

mehr Lohn. Es werden elfte und zwölfte Stunde am Tag mit 100% Zuschlag ab-

gegolten, bei Arbeitszeiten von mehr als zehn Stunden gibt es eine bezahlte 

Pause von mindestens zehn Minuten. Auch der 150%-Zuschlag bei Sonn- und 

Feiertagsarbeit wurde dauerhaft verankert.134 

Die Unterschiede zwischen den Branchen zeigen sich also nicht nur in den Ein-

kommen, sondern auch in den Abschlüssen der Kollektivverträge. 

  

                                            
131 vgl. Rechnungshof 2018: 91ff 
132 vgl. Löffler 2018: Nächtliche Einigung im Handel: Rechtsanspruch auf Vier-Tage-Woche 
kommt 
133 vgl. Hausbichler 2018: Frauenarbeit bleibt billiger 
134 vgl. Hoepke und Schaffer 2018: Einigung bei Metaller-KV: Im Schnitt gibt es plus 3,46 Pro-
zent 

https://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/5548034/Naechtliche-Einigung-im-Handel_Rechtsanspruch-auf-VierTageWoche-kommt
https://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/5548034/Naechtliche-Einigung-im-Handel_Rechtsanspruch-auf-VierTageWoche-kommt
https://derstandard.at/2000094252727/Handels-KV-Frauenarbeit-bleibt-billiger
https://kurier.at/wirtschaft/metaller-kv-einigung-erzielt-plus-3-bis-43-prozent/400328220
https://kurier.at/wirtschaft/metaller-kv-einigung-erzielt-plus-3-bis-43-prozent/400328220
https://kurier.at/wirtschaft/metaller-kv-einigung-erzielt-plus-3-bis-43-prozent/400328220
https://kurier.at/wirtschaft/metaller-kv-einigung-erzielt-plus-3-bis-43-prozent/400328220
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6 Vermögensverteilung 

Dieses Kapitel handelt von Vermögensungleichheit, Superreichen, dem House-

hold Finance and Consumption Survey (HFCS), dessen Zielen, Zusammenset-

zung und Korrekturen. Anschließend werden die Ergebnisse der letzten Welle 

des HFCS zusammengefasst und ein abschließendes Fazit präsentiert. 

Warum es überhaupt so wichtig ist, die Bestände und Konzentration privater Ver-

mögen zu betrachten, begründen die Studienautoren Ferschli et al. so: „Ein prä-

ziser Wissenstand über die Bestände und Verteilung der privaten Vermögen ei-

ner Volkswirtschaft ist nicht nur Ausgangspunkt wirtschaftspolitischer Richtungs-

entscheidungen, sondern leistet auch einen wesentlichen Beitrag zum wissen-

schaftlichen und öffentlichen Diskurs, der so transparenter und objektiver geführt 

werden kann. Aus akademischer Sicht ist derartiges Wissen zentral für die Beur-

teilung und Diskussion unterschiedlicher ökonomischer Theorien und Modelle, 

während in praktischer Hinsicht pragmatische Fragen nach den sozialen Folgen 

der Vermögensungleichheit oder möglichen Steueraufkommen relevant erschei-

nen.“135 

Wenn es um die Forschung zur Verteilung von Vermögen geht, unterscheidet 

man im Groben zwei wichtige Bereiche: 

1. Verteilung und Konzentration von höhen Vermögen, die daraus resultie-

renden demokratiepolitischen und sozioökonomischen Effekte wie auch 

deren steuerpolitische Implikationen 

2. Struktur von Vermögen mit dem Fokus auf die verschiedenen Arten von 

Vermögen136 

Erhebungen über Vermögen erweisen sich als sehr schwierig. Schenk, ein Sozi-

alexperte, glaubt, es gebe zu wenig Interesse, Reichtum zu erforschen. Er pran-

gert an, dass Reiche auf Privatsphäre pochen dürfen, während Arme ihr Einkom-

men offenlegen müssen.137 

                                            
135 Ferschli et al. 2017: 5 
136 vgl. Humer et al. 2014b: 1  
137 vgl. Linsinger 2013: Warum wir so wenig über Reichtum und Vermögen wissen 

https://www.profil.at/home/waum-reichtum-vermoegen-359556
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Diese Geheimhaltung wird auch von Michael Hartmann, einem deutschen Eliten-

forscher, kritisiert. Hartmann unterscheidet sehr genau zwischen Elite und Reich-

tum, da diese Begriffe fälschlicherweise synonym verwendet werden. „Wenn je-

mand Millionär ist und sein Geld bloß auf dem Sparbuch liegen lässt, gehört er 

nicht zur Elite. Wenn er es nutzt, um Einfluss zu nehmen, dann schon.“138 

Bei der Reichtumskonferenz 2013 in Wien erklärt Hartmann, dass Reichtum und 

Macht zwar korrelieren, aber nicht jeder Mensch mit Macht auch reich sei. Das 

Problem liege allerdings woanders, denn über Reichtum werde kaum gespro-

chen und auch Reiche reden ungern über ihren Reichtum. Das spiegelt sich auch 

im Armuts- und Reichtumsbericht 2017 in Deutschland wider, der stolze 656 Sei-

ten lang ist, aber dem Reichtum nur rund 45 Seiten widmet.139 

Im Sozialbericht, der alle zwei Jahre vom Sozialministerium herausgegeben wird, 

steht 2017: „Österreich ist ein reiches Land. Die Pro-Kopf Einkommen sind höher 

als jemals zuvor in der Geschichte Österreichs und beträchtliche private Vermö-

gen wurden seit Jahrzehnten kontinuierlich aufgebaut. Das darf jedoch nicht den 

Blick darauf verstellen, dass die Einkommen und Einkommenschancen sehr un-

gleich und die Vermögen extrem ungleich verteilt sind.“140 Vor allem die beson-

ders hohe Konzentration der Vermögen und die mangelnde Datenlage werden 

kritisiert. 

Die Österreichische Gesellschaft für Politikberatung und Politikentwicklung 

(ÖGPP) hat mit dem ersten Armuts- und Reichtumsbericht 2004 für Österreich 

geleistet, „dass in Österreich nicht nur Armut, sondern auch Reichtum offenkun-

dig gleichzeitig zunehmen. Es konnte aufgezeigt werden, dass Verteilungspro-

zesse im Gang sind, welche auf der einen Seite eine wachsende Zahl von ar-

mutsgefährdeten Menschen produzieren, und auf der anderen Seite zu einem 

enormen Wachstum von Einkommen und Vermögen, insbesondere Geldvermö-

gen, führen.“141 2008 erschien der zweite Armuts- und Reichtumsbericht. 

                                            
138 Cwiertnia 2018: Interview mit Michael Hartmann 
139 vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales Deutschland 2017: Lebenslagen in Deutsch-
land. Der Fünfte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 
140 BMASK 2017: 5 
141 ÖGPP 2008: 3 

 

https://www.zeit.de/2018/33/michael-hartmann-eliten-soziologie-soziale-gerechtigkeit/komplettansicht
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/SharedDocs/Downloads/Berichte/5-arb-langfassung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/SharedDocs/Downloads/Berichte/5-arb-langfassung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/SharedDocs/Downloads/Berichte/5-arb-langfassung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/SharedDocs/Downloads/Berichte/5-arb-langfassung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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Seit die Vermögenssteuer 1994 und die Erbschaftsteuer 2008 abgeschafft wur-

den, gibt es kaum Daten zu Reichtum. So plädiert sogar Erste-Group-Chef An-

dreas Treichl für beide Steuern. Eine Erbschaftsteuer sorge für mehr Chancen-

gleichheit halte eine Gesellschaft in Schwung, denn: „Ich bin ein Vertreter der 

Leistungsgesellschaft, und erben ist keine Leistung."142 Treichl forderte Transpa-

renz und prangerte die Steuerschlupflöcher an, die in den Panama Papers auf-

tauchten und legte noch nach, denn: "Je reicher man ist, desto einfacher ist es, 

Steuern zu vermeiden."143 

Dass mittlerweile sogar Millionäre selbst diese zunehmende Schere zwischen 

Arm und Reich erkannt haben, beweisen die „Patriotic Millionaires“, eine Gruppe 

von mehr als 200 Menschen in den USA, die entweder ein Jahreseinkommen 

von über 1 Million US-Dollar oder Vermögen von 5 Millionen US-Dollar besitzen. 

Sie sind für eine Anhebung des Mindestlohns, wollen den Einfluss von Korruption 

in der Politik bekämpfen und befürworten eine progressive Steuerstruktur. Sie 

glauben, dass die wachsende wirtschaftliche Ungleichheit sowohl für die Gesell-

schaft als auch für die Wirtschaft schlecht ist. Vorsitzender der „Patriotic Millio-

naires“ ist Morris Pearl, ehemaliger Manager bei BlackRock, einer der größten 

Investmentfirmen der Welt.144 

Die Vision der „Patriotischen Millionäre“: 

1. Every American deserves as much political power as millionaires. 

2. Every American who works full time should be able to afford their basic 

needs. 

3. Millionaires and large corporations – who have benefitted most from our 

country’s assets – should pay a larger percentage of the tab for running 

the country.145 

Das sozioökonomische Panel (SOEP) ist ein Projekt zu Deutschlands größter 

Haushaltsumfrage und gehört zum Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung. 

Auch in Deutschland werden keine Vermögensteuern mehr erhoben und bei Ka-

pitelerträgen greift die pauschale Abgeltungsteuer. SOEP-Direktor Jürgen 

                                            
142 derstandard.at 2018: Erste-Group-Chef Treichl: „Erben ist keine Leistung“ 
143 ebd. 
144 vgl. Patriotic Millionaires 2010: Who we are 
145 Patriotic Millionaires 2010: Our Values 
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Schupp fordert: „Um die Vermögensverteilung vernünftig analysieren zu können, 

brauchen wir eine neue Stichprobe im obersten Vermögenssegment.“146 Derzeit 

müssen Forscherinnen und Forscher ökonometrische Schätzverfahren anwen-

den und Simulationen berechnen, die dann weniger aussagekräftig sind. 

Bei Reichtum gibt es keine einheitlichen Definitionen. Man kann Armut über das 

Einkommen definieren (zum Beispiel gilt laut Eurostat-Definition jemand als ar-

mutsgefährdet, wenn dieser Person weniger als 60 Prozent des Medianeinkom-

mens zur Verfügung stehen), bei Reichtum ist das jedoch schwierig. Da Vermö-

gen ungleicher als Einkommen verteilt ist, ist eine Definition von Reichtum basie-

rend auf Einkommen wie beispielsweise das oberste Einkommensprozent, will-

kürlich und nicht nachvollziehbar. Es gibt Reichenlisten, die allerdings auch nur 

auf Schätzungen basieren. 

Der Großteil des Volksvermögens gehört in einer marktwirtschaftlich orientierten 

Volkswirtschaft den inländischen privaten Haushalten. Wichtig ist hier die Unter-

scheidung zwischen Inlandskonzept und Inländerkonzept: das Inlandskonzept 

berücksichtigt das Volksvermögen innerhalb eines Landes; das Inländerkonzept 

berücksichtigt das Vermögen der in einem Land Ansässigen. Das Volksvermö-

gen nach dem Inländerkonzept besteht daher aus dem Eigentum des Staats, der 

Organisationen ohne Erwerbszweck, wie zum Beispiel Kirchen, Vereine oder Ge-

werkschaften, der privaten Haushalte und dem Nettoauslandsvermögen.147 

Da die vorliegende Arbeit die Vermögensungleichheit zwischen privaten Haus-

halten vergleicht, ist es unerlässlich, die Komponenten von Vermögen genauer 

zu betrachten: 

- Sachvermögen in Form von Grundeigentum in In- und Ausland 

- Gebrauchsvermögen, wie zum Beispiel Gold, Schmuck, wertvolle Samm-

lungen, Hausrat und Kraftfahrzeuge 

- Geldvermögen in Form von Forderungen gegenüber dem Staat, Unter-

nehmen, Finanzinstitutionen und dem Ausland 

- Beteiligungsvermögen von börsenmäßig gehandelten Aktien und Eigen-

tumsrechte an Unternehmen und Finanzinstitutionen im In- und Ausland 

                                            
146 Losse 2017: Warum wir so wenig über Reiche wissen 
147 vgl. Frick und Grabka 2008: 152f 

https://www.wiwo.de/politik/deutschland/forschung-warum-wir-so-wenig-ueber-reiche-wissen/20478250.html
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- Negatives Geldvermögen als Verbindlichkeiten, wie zum Beispiel Hypo-

theken oder Konsumentenkredite 

Der Saldo aller oben genannten Komponenten bildet das Nettovermögen des 

Haushaltssektors.148  

Zu den Funktionen von Vermögen zählen:  

1) Einkommensfunktion: Durch Zinserträge kommt es zu weiterem Einkom-

menszuwachs. 

2) Nutzungsfunktion: Sachvermögen kann selbst genutzt werden oder Frei-

heitsspielräume schaffen. 

3) Sicherungsfunktion: Vermögen kann bei Bedarf aufgebraucht werden. 

4) Machtfunktion: Große Vermögen verleihen wirtschaftliche und politische 

Macht. 

5) Soziale Statuserhaltungsfunktion: Bewahrung eines hohen Status 

6) Sozialisationsfunktion: Erziehung und Ausbildung von Kindern 

7) Vererbungsfunktion: Vermögen kann vererbt oder verschenkt werden.149 

Vermögen nimmt also viele verschiedene Funktionen ein, die mitunter ganz 

selbstverständlich sind. Die Einkommens- bzw. Nutzungsfunktion trifft bei Men-

schen zu, die zum Beispiel ihre Eigentumswohnung vermieten bzw. sie selbst 

nutzen. Die Sicherungsfunktion ist vor allem für Menschen wichtig, die eher ein 

niedriges Einkommen beziehen. Macht- und Statuserhaltungs- und Vererbungs-

funktion ist wiederum eher für Reiche besonders wichtig. Leider wird die Macht-

funktion in der ökonomischen Literatur vernachlässigt, kritisieren die Autoren 

Mooslechner und Schürz.150  

In einem Interview spricht Bach, Verteilungsforscher am Deutschen Institut für 

Wirtschaftsforschung über Vermögen: „Global gesehen gibt es durch die Vermö-

genskonzentration Tendenzen zu Plutokratie und Refeudalisierung. (…) Aber 

Unternehmerfamilien - und dabei handelt es sich meist bei unseren Superrei-

                                            
148 vgl. Frick und Grabka 2008: 153 
149 vgl. Frick und Grabka 2008: 154f 
150 vgl. Mooslechner und Schürz 2009: 276 
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chen - haben auch hierzulande enormen Einfluss auf die Politik. Sie haben direk-

ten Zugang zu Kanzlerin, Ministerpräsidenten und Parteien. Ihre Verbände haben 

viel Geld, um Medienkampagnen zu führen.“151 

Folgende Studien wurden primär zur Analyse der Vermögensungleichheit in Ös-

terreich herangezogen: 

• Eckerstorfer, P. , Halak, J. , Kapeller, J. , Schütz, B. , Springholz, F. , 

Wildauer, R. (2013): Vermögen in Österreich. Bericht zum Forschungspro-

jekt „Reichtum im Wandel“.  

• Ferschli, B. , Kapeller, J. , Schütz, B. , Wildauer, R. (2017): Bestände und 

Konzentration privater Vermögen in Österreich. ICAE Working Paper Se-

ries, No. 72. 

• Humer, S. , Moser, M. , Schnetzer, M. , Ertl, M. , Kilic, A. (2014b): Sozio-

ökonomische Charakteristika der Vermögensverteilung in Österreich. Eine 

Analyse des HFCS 2010. Herausgegeben von der Abteilung für Wirt-

schaftswissenschaft und Statistik der Kammer für Arbeiter und Angestellte 

für Wien. 

Die Studie von Ferschli et al. 2017 verwendet als Ausgangspunkt die Studie von 

Eckerstorfer et al. 2013 und erweitert die bisherige Annahme einer Pareto-Ver-

teilung um den Aspekt selektiver Antwortverweigerungen.152 

6.1 HFCS in Österreich 

Analysen zu Vermögen sind erst seit dem Household Finance and Consumption 

Survey in Österreich wirklich möglich, denn die Datenqualität bei Vermögen ist 

im Gegensatz zu Einkommensdaten deutlich schlechter. Der HFCS wurde be-

reits auf Seite 39 kurz erklärt und wird in diesem Kapitel eine wichtige Rolle ein-

nehmen. Erstmals wurden Daten zu Sach- und Finanzvermögen, Verbindlichkei-

ten und Ausgaben privater Haushalte erfasst. Die Daten des HFCS erklären „in-

wiefern sich die sozioökonomische Struktur von Haushalten an verschiedenen 

Positionen der Vermögensverteilung unterscheidet.“153 

                                            
151 Diekmann 2018: Das verhöhnt die Chancengleichheit 
152 vgl. Ferschli et al. 2017: 2 
153 Humer et al. 2014b: 2 

http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/vermoegen-der-superreichen-das-verhoehnt-die-chancengleichheit-a-1189919.html
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Somit ist eine wissenschaftliche Analyse der finanziellen Situation privater Haus-

halte gemäß internationalen Standards nun erstmals möglich, denn der HFCS ist 

die bisher umfassendste Erhebung von Vermögen im europäischen Wirtschafts-

raum. „Das Projekt wird in Österreich von der Österreichischen Nationalbank 

(OeNB) in enger Zusammenarbeit mit den anderen nationalen Zentralbanken des 

Eurosystems und der EZB realisiert. Das Institut für empirische Sozialforschung 

(IFES) führte gemeinsam mit der OeNB alle drei Wellen der Befragung der priva-

ten Haushalte durch. Die ersten beiden Wellen des euroraumweiten HFCS er-

folgten in Österreich in den Jahren 2010/2011 und 2014/2015.“154 Im Jänner 2019 

wurden die ersten Ergebnisse der dritten Welle, die in den Jahren 2016/2017 

stattfand, veröffentlicht.155 

6.1.1 Ziele des HFCS 

Ziel der Erhebung ist es, „Informationen zur Struktur der Vermögensbestandteile 

und Verbindlichkeiten der Haushalte im Eurowährungsgebiet zu erlangen. (…) 

Gerade für eine Zentralbank sind Daten zu den Finanzen und zu den Ausgaben 

der Haushalte unverzichtbar, da sie dazu beitragen, die wirtschaftliche Analyse 

in Bezug auf Geldpolitik und Finanzmarktstabilität zu verbessern. Die jüngste Fi-

nanzkrise hat gezeigt, dass nicht nur die Höhe der Haushaltsverschuldung im 

Aggregat – wie sie aus Makrodaten berechnet werden kann – für Stabilitätsrisi-

ken wichtig ist, sondern die spezifische Belastung unterschiedlicher Einkom-

mens-, Berufs- und Altersgruppen. (…) Im Euroraum liefert der HFCS vergleich-

bare Strukturinformationen über die privaten Haushalte, die auch der Weiterent-

wicklung von Prognosemodellen und Mikrosimulationen dienen.“156 

Die befragten Haushalte der HFCS-Erhebung wurden zufällig ausgewählt. Die 

Teilnahme war freiwillig. Auf Basis privat genutzter Briefkästen wurde sicherge-

stellt, dass alle Haushalte in Österreich eine positive Wahrscheinlichkeit haben, 

an der Befragung teilzunehmen. Die Interviewerinnen und Interviewer wurden in-

tensiv geschult, um die computergestützten Interviews professionell durchführen 

zu können. Zudem gab es programmierte Konsistenzchecks, die während des 

                                            
154 ÖNB (o.J.): Über die Erhebung 
155 vgl. Fessler et al. 2017: Eurosystem Household Finance and Consumption Surves 2017. 
First results for Austria 
156 ÖNB (o.J.): Ziele der Erhebung 

https://www.hfcs.at/ueber.html
https://www.hfcs.at/ueber/ziele.html
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Interviews die Angaben überprüft haben. Danach wurden stichprobenartig Haus-

halte telefonisch kontaktiert und das Interview geprüft. Die Haushaltsdaten wur-

den zusätzlich noch von Experten kontrolliert und bei Problemen wurden die 

Haushalte noch einmal kontaktiert und die erhobenen Informationen kontrolliert. 

War dies jedoch nicht möglich, wurden die Daten dieser Haushalte entfernt. Ziel 

der HFCS-Erhebung ist, „die komplette Haushaltsbilanz der Haushalte abzubil-

den, in der sowohl Flussgrößen (wie Einkommen und Konsum) als auch Bestand-

größen (wie Verschuldung und Vermögen) enthalten sind. Der Themenfokus der 

HFCS-Erhebung wird von keiner Erhebung in Österreich abgedeckt. Obschon 

unterschiedliche Einkommensarten von der EU-SILC-Erhebung erfasst werden, 

fehlen hier Informationen zu den Verbindlichkeiten und zum Vermögen. Des Wei-

teren werden im HFCS (…) alle Haushalte in Österreich in die Erhebung mitein-

bezogen. Somit ermöglichen die Informationen des HFCS in Österreich die kom-

plette Haushaltsbilanz und das Netto-Vermögen zu untersuchen.“157 

Der Fragebogen besteht aus einem gemeinsam beschlossenen, harmonisierten 

Teil, der für alle teilnehmenden Länder gleich ist, und aus einem national spezi-

fischen Teil. Im gemeinsamen Teil wurden Fragen zum Sachvermögen und des-

sen Finanzierung, andere Verbindlichkeiten, Unternehmungen, Finanzvermö-

gen, Schenkungen und Erbschaften, Konsum und Sparen beantwortet. Im natio-

nal spezifischen Teil wurden Fragen zu einzelnen Haushaltsmitgliedern, zu deren 

demografischen Charakteristika, Beschäftigung, Altersvorsorge und Einkommen 

beantwortet.158 

Wie in Abbildung 23 zu sehen ist, setzen sich die Vermögenspositionen der 

Haushalte aus Sach- und Finanzvermögen zusammen. Bei Sachvermögen sind 

das primär Immobilienvermögen und Fahrzeuge. Auch Wertgegenstände wie 

zum Beispiel Schmuck gehören dazu. Erst für Vermögende spielt Unternehmens-

eigentum eine wichtige Rolle. Finanzvermögen beziehen sich vor allem auf Spar-

einlagen, Girokonten und Investmentprodukte. Das Nettovermögen berechnet 

man dann aus der Differenz zwischen Bruttovermögen und Verschuldung. 

                                            
157 ÖNB (o.J.): FAQ zum HFCS in Österreich 
158 vgl. ÖNB (o.J.): Inhalte der Erhebung 

https://www.hfcs.at/faq.html
https://www.hfcs.at/ueber/inhalte.html
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Abbildung 23: Vermögensbilanz der privaten Haushalte nach HFCS 

Quelle: Andreasch et al. 2012: 255 

Die Erhebungseinheit des HFCS ist ein Haushalt und der kann eine Person sein, 

aber auch eine „Gruppe von Personen, die gemeinsam in einem privaten Haus-

halt leben oder gemeinsam wirtschaften, also die Ausgaben des Lebensunter-

halts gemeinsam tragen und darüber entscheiden.“159 

Die Bruttostichprobe der ersten Welle im Jahr 2010/2011 betrug 4 436 Haushalte, 

wobei 2 380 erfolgreich interviewt wurden und somit die Nettostichprobe bilden. 

In der zweiten Welle im Zeitraum 2014/2015 betrug die Bruttostichprobe 6 308 

Haushalte, die Nettostichprobe 2 997. In der dritten Welle betrug die Bruttostich-

probe 6 280 Haushalte, es nahmen 3 072 Haushalte erfolgreich teil.160 Laut EZB 

                                            
159 ÖNB 2016: 11 
160 vgl. ÖNB 2018: Dokumentation 

https://www.hfcs.at/publikationen/dokumentation.html
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werden voraussichtlich ab Herbst 2019 die Daten aller Euroraum-Länder aus der 

dritten Welle für Forschungszwecke zur Verfügung gestellt. 

Aufgrund des Anstiegs der selektiven Antwortverweigerungen bei der zweiten 

Welle der Erhebung wurde die Methode zur Schätzung des oberen Verteilungs-

randes um den Aspekt selektiver Antwortverweigerungen (non-response bias) 

erweitert. Probleme bestehen in der unzureichenden Erfassung der sehr großen 

Vermögen und der selektiven Antwortverweigerungen. Besonders reiche Haus-

halte werden oft unterschätzt, haben aber einen großen Einfluss auf die Gesamt-

werte. Für diese beiden Probleme wäre es möglich, die Stichprobe mit einem 

Oversampling-Verfahren zu bearbeiten, um das Verhältnis der Variablen in der 

Stichprobe der Grundgesamtheit anzupassen. In Österreich wurde dieses Ver-

fahren zur besseren Erfassung der Reichen neben Griechenland und Malta nicht 

angewendet. Das Oversampling-Verfahren wurde nur regional für Wiener Haus-

halte angewendet, „da aus vorangegangenen Erhebungen bekannt ist, dass in 

Wien niedrigere Teilnahmeraten zu erwarten sind. Auf diese Weise wird sicher-

gestellt, dass genügend Wiener Haushalte an der Erhebung teilnehmen und eine 

entsprechende Präzision der Schätzer auch für Wien gewährleistet ist.“161. 

Diese Unterschätzung der reichsten Haushalte versuchen Ferschli et al. 2017 in 

der Studie zu korrigieren und stützen sich dabei auf die Arbeit von Eckerstorfer 

et al. 2013, die in ihrer Arbeit für die Abbildung sehr reicher Haushalte die Pareto-

Verteilung gewählt haben.162 

  

                                            
161 Fessler et al. 2010: 58 
162 Ferschli et al. 2017: 6 
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6.1.2 Korrekturen am HFCS 

Die Pareto-Verteilung beschreibt ein Potenzgesetz, das in den Naturwissen-

schaften, aber auch sozialwissenschaftlichen Fragestellungen zur Anwendung 

kommt. Die Pareto-Verteilung wurde nach Vilfredo Pareto, einem italienischen 

Ökonomen benannt, und ist eine stetige Wahrscheinlichkeitsverteilung für stetige 

Zufallsvariablen. Sie liefert eine gute Näherung für das obere Ende der Verteilung 

und ist aufgrund „ihrer großen Bekanntheit im spezifischen Fachdiskurs ideal für 

eine möglichst breite Kommunikation und schnelle Verständlichkeit der erreich-

ten Ergebnisse.“163 Da aber genau das obere Ende der Verteilung großen Ein-

fluss auf Schätzwerte hat, ist die Pareto-Verteilung für die ökonomische Vertei-

lungsforschung ein wichtiges Instrument. 

Die Datenkorrektur wird in Abbildung 24 bildlich erklärt: Mithilfe des Cramer-von-

Mises Tests wird ein Ansatzpunkt bestimmt. Die Daten oberhalb dieses Punkts 

(bei Eckerstorfer et al. 2013 ab 4 Millionen Euro) werden entfernt und durch neu 

generierte Daten ersetzt, die mithilfe der Pareto-Verteilung erzeugt wurden. 

 

Abbildung 24: Veranschaulichung der Methode zur Daten-Korrektur 

Quelle: Eckerstorfer et al. 2013: 21 

 

                                            
163 Eckerstorfer et al. 2013: 17 
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Bei Daten, die auf Umfragen basieren, können zwei typische Probleme auftreten: 

Zum einen können bzw. wollen Teilnehmerinnen und Teilnehmer bei gewissen 

Fragen keine Antwort geben (item non response), und zum anderen das Problem 

des non-response bias, bei dem Ergebnisse verzerrt werden, weil die Befragten 

andere Antworten geben als die, die nicht befragt wurden. 

Dem Problem der partiellen Antwortausfälle (item non response) kann durch mul-

tiple Imputationen entgegengewirkt werden. Hier wird ein fehlender Wert mittels 

Imputation ersetzt, damit man diesen Datensatz aufgrund fehlender Angaben 

nicht löschen muss, sondern ihn weiterverwenden kann. Dabei reflektieren mul-

tiple Imputationen auch die Unsicherheit der imputierten Werte. Daher wird dieser 

Prozess für jede Beobachtung fünf Mal wiederholt. Diese Korrektur wurde in 

Eckerstorfer et al. 2013 zur ersten Welle angewendet.164 Strukturelle Probleme, 

wie der Antwortausfall (non-response) oder das Problem, dass vermögende 

Haushalte im Zufallssampling aufgrund der geringen Anzahl unterrepräsentiert 

werden (non-observation), werden durch die Imputationen nicht korrigiert.165 

Die Studie von Ferschli et al. 2017 zur zweiten Welle geht noch einen Schritt 

weiter und versucht auch das Problem des non-response bias zu berücksichti-

gen, da in der zweiten Welle die Antwortverweigerungsrate gestiegen ist. Mittels 

Monte-Carlo-Simulationen suchten die Studienautoren ein geeignetes Schätz-

verfahren und es stellte sich heraus, dass der QQ-Schätzer in Kombination mit 

einer Reichenliste die besten Ergebnisse liefert. Hierzu wurden die Daten der 

Trend-Reichenliste mit Bezugsjahr 2014 herangezogen.166 

6.2 Aktuelle Datenlage zu Vermögen 

Die Verteilung der Vermögen ist sehr schwierig zu erfassen. Vermögen kann 

durch Schenkungen, Erbschaften, Vermögens- und/oder Arbeitseinkommen auf-

gebaut werden. Vermögenseinkommen wiederum kann beispielsweise durch 

Vermietung, Kursgewinne, Zinsen oder Dividenden erfolgen. Beim Arbeitsein-

kommen unterscheidet man zwischen Unselbstständigen und Selbstständigen. 

                                            
164 vgl. Eckerstorfer et al. 2013: 8f 
165 vgl. Ferschli et al. 2017: 9 
166 vgl. Ferschli et al. 2017: 6, 22f 
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Im Jahr 2010 betrug das Gesamtvermögen der privaten Haushalte etwa 

1 000 Milliarden Euro und damit etwa das 3,5-fache des BIP in Österreich. 

Abbildung 25 beschreibt die Zusammensetzung der Nettovermögen nach 

Perzentilen. Die untersten 40 Prozent besitzen kaum nennenswerte Vermögen, 

die untersten 5 Prozent haben sogar ein negatives Nettovermögen aufgrund der 

Verschuldung. Ab dem 90. Perzentil wird die Zunahme des Nettovermögens ex-

ponentiell; Sachvermögen in Form von Immobilien, Betrieben oder Unterneh-

mensbeteiligungen machen den Großteil des Vermögens aus. 

 

Abbildung 25: Durchschnitt der Vermögenskomponenten nach Perzentilen 2010 

Blau: Sachvermögen, gelb: Finanzvermögen, rot: Verschuldung, orange: Nettovermö-

gen, Quelle: Humer et al. 2014b: 8 

Humer et al. finden heraus, dass der Anteil der Hausbesitzer im 5. und 6. Dezil 

ansteigt und sich im weiteren Verlauf bei etwa 90% einpendelt. Betriebsvermö-

gen ist noch stärker konzentriert: Im 9. Dezil besitzen 15 Prozent und im 10. Dezil 

jeder zweite Haushalt Betriebsvermögen. Auch das Betriebsvermögen der Wirt-

schaftsklasse „Land- und Forstwirtschaft bzw. Fischerei“ ist sehr stark kon-

zentriert: Vom 9. Dezil von 3,4% der Haushalte steigt der Anteil auf 27% im 10. 

Dezil. Insgesamt zeigen die Daten, „dass das Bildungsniveau stark mit Vermögen 

korreliert, was am Anstieg des Gesamtvermögens zu sehen ist. Ein Blick auf die 

einzelnen Vermögenskategorien zeigt, dass der Besitz von weiteren Immobilien, 
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aber auch das Halten riskanter Finanzvermögen deutlich mit dem Bildungsniveau 

ansteigt.“167 

Selbstständige haben ein Vielfaches der Vermögen von unselbstständig Be-

schäftigten. Das ist erkennbar am Wert der Wohnsitzimmobilie, dem Besitz von 

weiteren Immobilien und beim Betriebsvermögen. Das mit Abstand größte Ge-

samtvermögen weisen Haushalte mit einer Landwirtschaft auf: hohe Werte beim 

eigenen Wohnsitz und hohe Betriebsvermögen und überdurchschnittlich hohes 

Finanzvermögen, das eher konservativ angelegt wird. Führungskräfte und aka-

demische Berufe haben auch überdurchschnittliche Gesamtvermögen, weisen 

die höchsten Finanzvermögen auf und halten einen großen Teil davon in riskan-

ten Anlagen.168 

Insgesamt stellen der Immobilien- und Grundbesitz den Großteil des Vermögens 

privater Haushalte dar. Von 2010 bis 2016 stieg das Immobilienvermögen um 

fast ein Drittel und somit deutlich stärker als das Finanzvermögen. „Das Finanz-

vermögen der privaten Haushalte betrug Ende Juni 2016 rund 610 Mrd EUR. Das 

entspricht etwa dem Dreifachen des netto verfügbaren Einkommens. Das ge-

schätzte Immobilienvermögen der Haushalte belief sich auf rund 781 Mrd 

EUR.“169  

Fessler et al. haben sich 2009 in einer Studie mit dem Immobilienvermögen pri-

vater Haushalte beschäftigte und ein Intervall von 690 bis 880 Mrd. Euro für das 

gesamte Immobilienvermögen ermittelt. Der Anteil des Immobilienvermögens am 

Gesamtvermögen wird für Österreich zwischen 62% und 68% geschätzt.170 

  

                                            
167 Humer et al. 2014b: 14 
168 vgl. Humer et al. 2014b: 14 
169 ÖNB 2016: Geringes Risiko ist für Österreichs Privathaushalte wichtiger als Erträge 
170 Fessler 2009: 127 

https://www.oenb.at/Presse/20161024.html
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Erste Ergebnisse zur dritten Welle, die 2016/17 stattfand, wurden im Jänner 2019 

präsentiert. Fessler et al. haben zehn Besonderheiten bei allen drei Wellen fest-

gestellt, wobei einige eher allgemein sind und manche für Österreich charakte-

ristisch. 

1. Vermögen ist ungleicher verteilt als Einkommen.171 

In Abbildung 26 werden die Lorenzkurven von Bruttoeinkommen blau und Netto-

vermögen rot dargestellt. Die Kurve des Nettovermögens ist sehr viel weiter von 

der Gleichverteilungsgeraden entfernt als die Kurve des Bruttoeinkommens. Da-

her ist Vermögen viel ungleicher verteilt als Einkommen. So haben die ärmsten 

50% etwa 25% des Bruttoeinkommens, aber nur etwa 3% des Nettovermögens. 

Erkennbar sind auch die „Knicks“, die beim reichsten Prozent eine große Stei-

gung aufweisen. Beim Nettovermögen ist dies noch ausgeprägter als beim Brut-

toeinkommen und zeigt die starke Konzentration von Bruttoeinkommen bzw. die 

noch stärkere Konzentration von Nettovermögen auf. 

 

Abbildung 26: Lorenzkurven von Bruttoeinkommen und Nettovermögen 2017 

Quelle: Fessler et al. 2019: 15 

                                            
171 vgl. Fessler et al. 2019: 14 
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2. Sachvermögen ist in Österreich etwa so ungleich verteilt wie Finanz-

vermögen. In vielen anderen Ländern ist Sachvermögen gleicher ver-

teilt als Finanzvermögen.172 

Wohneigentum ist in Österreich Hauptbestandteil von Sachvermögen. Internati-

onal gilt, dass Finanzvermögen ungleicher als Sachvermögen verteilt ist. Für Ös-

terreich gilt das jedoch nicht, wie in Abbildung 27 zu sehen ist, und kann darauf 

zurückgeführt werden, dass Wohneigentum vor allem in der oberen Hälfte der 

Vermögenden konzentriert ist und mehr als die Hälfte der Bevölkerung kein 

Wohneigentum besitzt. Die rote Kurve stellt Sachvermögen dar und verläuft im-

mer unter der blauen Kurve, die Finanzvermögen darstellt. Große Unterschiede 

zwischen den beiden Kurven gibt es vor allem zwischen 40. und 70. Perzentil. 

 

Abbildung 27: Lorenzkurven von Finanz- und Sachvermögen 

Quelle: Fessler et al. 2019: 16 

  

                                            
172 vgl. Fessler et al. 2019: 15 



Vermögensverteilung 

 

112 

3. In Österreich ist die Verteilung des vererbten Vermögens viel unglei-

cher als Vermögen allgemein verteilt.173 

In Abbildung 28 werden Nettovermögen blau und Erbschaften (Werte wie sie an-

gegeben wurden) gelb dargestellt. Die rosa Kurve ab dem 87. Perzentil stellt den 

aktuellen Wert der Erbschaften dar, basierend auf 3% nominaler Zinsen. Wie zu 

erkennen ist, sind Erbschaften viel ungleicher verteilt als Nettovermögen. Dies ist 

darauf zurückzuführen, dass etwa 60% der Haushalte (noch) keine Erbschaft er-

halten haben, während die restlichen 40% meist nur geringe Beträge geerbt ha-

ben. Erbschaften werden erst ab dem 90. Perzentil in der Abbildung erkennbar, 

dann aber verläuft die Kurve sehr steil. Fessler und Schürz (2015) zeigen zudem, 

dass die Zahl der Haushalte, die eine Erbschaft erhalten haben, bei Haushalten 

mit höherem Nettovermögen und Einkommen höher ist. Es trifft also hier durch-

aus die Redewendung „wer hat, dem wird gegeben“ zu. 

 

Abbildung 28: Lorenzkurven von Erbschaften und Nettovermögen 

Quelle: Fessler et al. 2019: 16 

                                            
173 vgl. Fessler et al. 2019: 15 
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4. In Österreich sind Haushalte mit sehr geringem Nettovermögen in al-

len Altersgruppen zu finden.174 

In Abbildung 29 werden verschiedene Kurven zu vermögensarmen Haushalten 

nach Alter der Bezugsperson dargestellt. Die ärmsten 10% werden blau darge-

stellt, die ärmsten 20% rot und die ärmsten 30% grün. Obwohl der Anteil der 

Haushalte mit niedrigen Nettovermögen bei Haushalten mit jüngeren Bezugsper-

sonen höher und bei Haushalten mit älteren Bezugspersonen niedriger wird, 

bleibt er über den gesamten Lebenszyklus hinweg bestehen. Vor allem der Anteil 

der ärmsten 20% ist im Alter zwischen 20 und 30 sehr hoch und bleibt ab 40 

konstant hoch mit über 15%.  

 

Abbildung 29: Vermögensarme Haushalte nach Alter der Bezugsperson 

Quelle: Fessler et al. 2019: 17 

5. Im kurzen Zeitfenster von 2010 bis 2017, aus dem Daten verfügbar 

sind, blieb die Vermögensungleichheit in Österreich ziemlich 

stabil.175 

Beim Vergleich der Daten, die aus den drei Wellen gewonnen werden konnten, 

blieb die Ungleichheit in Österreich relativ stabil. Die Autoren stellten eher Prob-

leme mit der Berichterstattung fest, die Vermögenserhebungen im Allgemeinen 

                                            
174 vgl. Fessler et al. 2019: 17 
175 vgl. Fessler et al. 2019: 17 
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erleben. Ein hohes Maß an Unsicherheit ist vor allem am rechten Ende der Ver-

teilung aufgrund der Schätzungen zu finden. 

6. Die Verteilung der Nettovermögen in Österreich zählt zu den un-

gleichsten Verteilungen in Europa.176 

In Österreich und Deutschland ist die Vermögensungleichheit sehr hoch. Be-

trachtet man jedoch nur das mittlere Nettovermögen der beiden Länder, ist diese 

plötzlich eher unterdurchschnittlich im Vergleich zu anderen europäischen Staa-

ten. Dies ist dank des gut entwickelten Sozialstaates in beiden Ländern möglich: 

Staatliche Renten und Krankenversicherungen sowie andere Versicherungen 

bieten Ersatz für privates Vermögen. In Österreich spielt der soziale Wohnungs-

bau eine große Rolle, da etwa 12% aller Haushalte in Gemeindebauten oder 

Ähnliches leben und weitere 17% leben in Genossenschaftswohnungen, die 

auch vom Staat subventioniert werden. Die restlichen Wohnungen auf dem freien 

Markt unterliegen weiteren Gesetzen, wie beispielsweise dem Richtwertgesetz, 

das in Österreich die Neuvermietung von Altbauwohnungen regelt. 

7. In Österreich ist der Anteil der Haushalte mit risikobehafteten Vermö-

genswerten besonders gering; der Anteil derer, die in riskante Ver-

mögenswerte investieren, steigt nicht mit dem Vermögen.177 

Österreichische Haushalte legen ihr Geld typischerweise auf Sparkonten oder 

Bausparern oder Ähnlichem an. Nur wenige Haushalte halten risikoreichere Ver-

mögenswerte wie beispielsweise Investmentfonds, Aktien oder Anleihen. Der An-

teil der Haushalte, die in risikoreichere Vermögenswerte investieren, steigt zwar 

mit dem Wohlstand, bleibt aber konstant niedrig. Auch das 90. Perzentil hält nur 

rund 20% Fonds, 10% Aktien und rund 8% Anleihen. Der Anteil riskanter Vermö-

genswerte vom Finanzvermögen bleibt bei einem Großteil der Haushalte zwi-

schen 30 und 40%.  

  

                                            
176 Fessler et al. 2019: 18 
177 Fessler et al. 2019: 19 



Vermögensverteilung 

115 

8. Der Anteil der Immobilieneigentümer ist in Österreich besonders ge-

ring und nimmt eher ab.178 

Der Anteil der Immobilieneigentümer wird in der dritten Welle des HFCS auf etwa 

46% geschätzt, in der ersten Welle 2010 waren es noch 48%. In der Eurozone 

ist das der zweitniedrigste Anteil der Immobilieneigentümer. Charakteristisch in 

Österreich ist die große Anzahl an Mietwohnungen, die eine relativ einfache 

Haushaltsbildung ermöglichen ohne Kaufzwang. Daher gibt es auch viele junge 

Einpersonenhaushalte und eine geringe Anzahl an Immobilienkrediten. Die 

Haushalte, die sich Eigentum nicht leisten können, bleiben in den Mietwohnun-

gen. Ob das so bleibt, ist jedoch fraglich in Anbetracht der steigenden Mieten in 

den Städten. In Wien beispielsweise sind weniger als 20% der Haushalte Eigen-

tümer der Wohnungen und von denen sind weniger als ein Drittel verschuldet. 

9. Schulden sind in Österreich eher selten und stellen keine Bedrohung 

für die Finanzstabilität dar.179 

Mehr als zwei Drittel der österreichischen Haushalte haben keine Schulden. Ge-

sicherte Hypothekenschulden sind vor allem bei vermögenden Haushalten zu fin-

den, ungesicherte Hypothekenschulden wiederum bei Haushalten der ärmeren 

Hälfte. Die Mittelwerte der Schulden unterscheiden sich sehr stark: So bewegen 

sich die Mittelwerte der ungesicherten Schulden immer unter 5 000 €, bei gesi-

cherten Schulden sind es Werte zwischen 48 000 bis 86 000 €. 

10. Soziale Klassen und begleitende Funktionen von Wohlstand passen 

zur Vermögensverteilung.180 

Fessler et al. definieren grob drei Kategorien von Haushalten, die sich an den 

wichtigsten Funktionen von Wohlstand orientieren: 

a) Mieter und Mieterinnen, die kein Eigenheim besitzen und aus Vorsicht 

hauptsächlich Finanzvermögen besitzen 

b) Eigentümer und Eigentümerinnen, die ihr Vermögen nutzen, um selbst da-

rin zu wohnen. Meistens ist diese Immobilie auch ihr größtes Vermögen 

und sie zahlen keine Miete. Diese Personen können einen großen Teil 

                                            
178 Fessler et al. 2019: 19 
179 vgl. Fessler et al. 2019: 20 
180 Fessler et al. 2019: 21 
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ihres Einkommens bzw. ihrer Rente sparen, man spricht von „unterstellter 

Miete“. 

c) Kapitalisten und Kapitalistinnen, die ein Eigenheim besitzen und entweder 

zusätzliche Immobilien vermieten und/oder ein Geschäft besitzen, damit 

zusätzliches Einkommen aus dem Vermögen akquiriert wird. 

In Abbildung 30 werden diese drei Kategorien MieterInnen blau, die Eigentüme-

rInnen rot und die KapitalistInnen grün dargestellt. Es wird deutlich, dass in der 

unteren Hälfte der Vermögenden fast ausschließlich MieterInnen zu finden sind, 

EigentümerInnen vor allem zwischen 50. und 95. Perzentil große Bedeutung ha-

ben und KapitalistInnen ab dem 85. Perzentil rapide an Bedeutung gewinnen. 

Theoretisch sollte es kaum Unterschiede zwischen Vermietung und Eigentum 

geben. In der Praxis jedoch wird Eigentum gegenüber Mietobjekten begünstigt. 

„Für junge Menschen ist Eigentum die beste Maßnahme gegen Altersarmut“181, 

twitterte die Österreichische Volkspartei im Wahlkampf 2017. Darauf forderten 

vor allem junge Menschen „reiche Eltern für alle“ bzw. schrieben, dass ohne Erb-

schaft bei gleichzeitig hoher Miete kaum Geld übrigbliebe. In Ländern wie zum 

Beispiel den USA, in denen Mietmärkte weniger entwickelt sind und Immobilien 

oft nur verkauft werden, finden sich MieterInnen auch unten in der Verteilung. 

 

Abbildung 30: Soziale Klassen in Österreich nach Wohlstand gegliedert 

Quelle: Fessler et al. 2019: 22  

                                            
181 Twitter 2017: Tweet der Österreichischen Volkspartei 

https://twitter.com/volkspartei/status/912409911115632641?lang=de
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6.3 Fazit zu Vermögen 

Im Sozialbericht wird bemängelt, dass in Österreich Arbeit besonders hoch, Ver-

mögen hingegen kaum besteuert wird. So machten Beiträge zur gesetzlichen So-

zialversicherung und Lohnsummenabgaben in Österreich im Jahr 2014 41% des 

Abgabenaufkommens aus. Im EU-15-Schnitt lag dieser Anteil bei rund 29%. Ver-

mögensbezogene Steuern machten in Österreich nur 1,4% des Abgabenaufkom-

mens aus, im EU-15-Schnitt waren es 6%.182 

Die Österreichische Gesellschaft für Politikberatung und Politikentwicklung 

(ÖGPP) stellt in ihrem zweiten Armuts- und Reichtumsbericht außerdem fest, 

dass das Steuerrecht in Österreich Einkommen sehr unterschiedlich besteuert. 

„Erwerbseinkommen von unselbstständig oder auch selbstständig Erwerbstäti-

gen werden mit einem progressiven Steuertarif besteuert, der von Null bis zum 

höchsten Steuersatz 50% reicht. Erwerbseinkommen von Körperschaften wer-

den dagegen einheitlich mit 25% besteuert. Auch Einkommen, das nicht durch 

Erwerbstätigkeit, sondern durch Kapitelvermögen entsteht, wird nicht progressiv, 

sondern einheitlich mit 25% besteuert. Einkommen aus unselbstständiger und 

selbstständiger Erwerbsarbeit ist damit steuerlich benachteiligt gegenüber Ein-

kommen aus Körperschaften und Kapital. Die Steuereinnahmen des Finanzmi-

nisters aus unselbstständiger und selbstständiger Arbeit werden 2008 (…) fast 

viermal so hoch sein wie Einnahmen aus der Körperschaftssteuer (…).“183 

In Hinblick auf hohe Staatsschulden plädiert auch Finanzmathematiker Walter 

Schachermayer für Erbschaftssteuern und schreibt in einem Kommentar: „Der 

„new deal“ [Anm.: gemeint ist der New Deal von Roosevelt in den 1930ern mit 

Spitzenerbschaftssteuern bis zu 77%] war erfolgreich, weil er mutig eine breite 

Palette von Innovationen durchsetzte. Ein zentraler Bestandteil war die Reduk-

tion der großen Vermögen durch eine aus heutiger Sicht kaum vorstellbare Höhe 

der Spitzenbesteuerung.“184 Ursprünglich ging es in diesem Kommentar um 

Staatsschulden und Schachermayer fordert nicht nur eine Schuldenbremse, son-

dern auch eine Vermögensbremse, da grob zusammengefasst die Summe der 

                                            
182 vgl. BMASK 2017.: 303 
183 ÖGPP 2008: 104 
184 Schachermayer 2011: Der Rechenfehler der Schuldenbremser 
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Schulden ident mit der Summe der Guthaben ist. Da auf diesen Kommentar hef-

tige Reaktionen folgten, veröffentlichte Schachermayer eine Replik auf Gegen-

kommentare. Am Ende schreibt er: „Es ist wirklich erstaunlich: Österreich ist ein 

Land, in dem die Steuerlast im internationalen Vergleich hoch ist. Insbesondere 

sind das die konsum- sowie die lohn- und einkommensbezogenen Steuern und 

Abgaben. Die Lohnnebenkosten rangieren international auf stolzer Höhe. Auf der 

anderen Seite sind wir bei den vermögensbezogenen Steuern einsame Nach-

zügler, nicht zuletzt im Vergleich zu den angelsächsischen Ländern, in denen 

diese Steuern durchaus erfolgreich eingetrieben werden.“185 

Dass die HFCS-Erhebung die Vermögensungleichheit in Österreich unterschätzt, 

liegt an der unzureichenden statistischen Erfassung, insbesondere zu Stiftungs-

vermögen, Unternehmensbeteiligungen und Finanzvermögen.186 Mögliche 

Messprobleme bestehen auch in der Schätzung, resultierend aus fehlenden An-

gaben. Die österreichische Gesellschaft für Politikberatung und Politikentwick-

lung (ÖGPP) kritisiert auch Privatstiftungen, die in Österreich einen großen Steu-

ervorteil für Vermögende darstellen. So soll laut ÖGPP eine Investmentbank in 

Liechtenstein die Errichtung einer österreichischen Privatstiftung bei Vermögen 

von 5 bis 10 Mio. € empfehlen. „Völlig steuerfrei sind Dividenden aus in- und aus-

ländischen Aktien, die direkt oder in österreichischen Fonds gehalten werden. 

Völlig steuerfrei sind alle Einkünfte aus Kursgewinnen von Anleihen sowie Ein-

künfte aus Kursgewinnen direkt gehaltener Aktien. Kursgewinne von Aktien in 

Fonds unterliegen einer Zwischensteuer von 2,5%. Mit einer Zwischensteuer von 

12,5% belegt sind Einkünfte aus Forderungswertpapieren in- und ausländischer 

Emittenten sowie Dividenden aus Aktien ausländischer Fonds. Durch den Weg-

fall der Erbschafts- und Schenkungssteuer haben sich diese Vorteile weiter ver-

größert.“187 

Auch internationale Vergleiche gestalten sich als sehr schwierig: Zum einen sind 

die wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen in den einzelnen Ländern sehr unter-

schiedlich stark ausgeprägt und zum anderen sind länderspezifische Gestaltun-

gen der öffentlichen Wohnbaupolitik ausschlaggebend, da in Österreich nur rund 

                                            
185 Schachermayer o. J.: Die Identität von Schulden und Guthaben 
186 vgl. Andreasch et al. 2012: 265 
187 ÖGPP 2008: 112 
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48 Prozent der Haushalte ihren Wohnsitz selbst besitzen, in Spanien es aber 

beispielsweise über 83 Prozent sind.188 

Bei der Diskussion um Vermögensungleichheit kommt es zwangsläufig zum 

Thema Erbschaftssteuer. Es gibt wahrscheinlich wenige Themen, die so emotio-

nal geführt werden wie das der Erbschaftssteuer. ORF-Journalist Armin Wolf hat 

in mehreren Tweets geschrieben: „Das Argument, bei Erbschaftssteuer würde 

was doppelt besteuert, macht mich langsam narrisch. Nein, wird es nicht. Wer 

vererbt, zahlt keine Steuern mehr (ist nämlich tot). Und wer erbt, hat für das Erbe 

noch nie Steuern bezahlt. Er bekommt es geschenkt. Doppelt besteuert werden 

Sie, wenn Sie von Ihrem Gehalt eine Wurstsemmel kaufen: erst Lohnsteuer, dann 

Umsatzsteuer. Die erregte Debatte über Erbschaftssteuern in Ö. ist übrigens ab-

surd. Fast jedes zivilisierte Land hat diese – besonders gerechte – Steuer.“189 

Allerdings löschte Wolf die Tweets wieder, da er nicht in einem politischen Blog 

der SPÖ zitiert werden wollte.190 Es fasst allerdings sehr gut zusammen, warum 

die Erbschaftssteuer keine doppelte Besteuerung darstellt. 

Kritik kommt an den Berechnungen des HFCS kommt auch von der Agenda Aus-

tria, die beklagt, dass Sozialversicherungsvermögen, Zusammensetzung der 

Haushalte, Verteilung des Wohneigentums, Altersstruktur und öffentliches Pen-

sionsvermögen nicht berücksichtigt würden. Die Autoren Köppl-Turyna und Lo-

renz schreiben über die AK-Studie von Ferschli et al. 2017: „Die Studie verwendet 

eine innovative Methodologie und ein sauberes statistisches Verfahren. Die Ar-

beit ist transparent aufbereitet und nachvollziehbar. Es muss jedoch darauf auf-

merksam gemacht werden, dass sich die Berechnung aufgrund der verwendeten 

Methodologie und der Datenqualität nicht für weitere Policy Analysen eignet, ins-

besondere für die Schätzungen bezüglich des Aufkommens aus einer Erb-

schafts- und Vermögensteuer.“191 Dass Krankheit, Pflege und Arbeitslosigkeit 

vom Wohlfahrtsstaat abgefedert werden, trägt zu einer ungleicheren Vermögens-

verteilung bei. Auch eine Berücksichtigung der öffentlichen Pensionen verkleinert 

den Gini-Koeffizienten. Die Haushaltsstruktur verzerrt die Statistik um Vermögen, 

                                            
188 vgl. Schnetzer und Rehm 2017: 16 
189 vgl. Sektion 8 2015: Ein für alle Mal: Armin Wolf über Erbschaftssteuern als „doppelte Be-
steuerung“ 
190 vgl. Twitter 2015: Tweet von Armin Wolf 
191 Köppl-Turyna und Lorenz 2017: 5ff 
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denn „größere Haushalte verfügen tendenziell über ein größeres Vermögen: So 

haben in Österreich Haushalte mit drei Personen im Median netto knapp zehn-

mal so viel Vermögen wie Singlehaushalte – weil letztere meist auch jüngere, 

weniger vermögende Menschen beherbergen.“192  

Lorenz und Christl von der Agenda Austria kritisieren auch die bereits erwähnten 

Wohneigentumsunterschiede in den verschiedenen Ländern, da in Österreich 

viele Menschen ihre Wohnung nicht kaufen, sondern mieten. Sie schreiben: „Das 

führt zur paradoxen Situation, dass der Staat einen erheblichen Anteil an den 

Arbeitseinkommen für sich beansprucht, den Bürgern aber gleichzeitig mit dem 

Einsatz von Steuergeld günstige Mietwohnungen zur Verfügung stellt.“193 Auch 

der europäischen Zentralbank kommt eine Rolle zu: Durch ihre lockere Geldpoli-

tik seit der Finanzkrise legten Aktien und vor allem Immobilienpreise stark zu und 

trugen somit zur Ungleichheit bezüglich Vermögen bei. 

Währenddessen empfiehlt die EU-Kommission im Bericht zum „Europäischen 

Semester“ der österreichischen Regierung eine Vermögenssteuer, die das Po-

tenzial von 2,7 bis 6,3 Milliarden Euro hätte. Die Senkung der Steuerlast auf Ar-

beit fordert die EU-Kommission bereits länger und empfiehlt „wachstumsfreund-

lichere Einnahmequellen“, wie beispielsweise eine höhere Grundsteuer oder die 

Wiedereinführung der Erbschafts- und Vermögenssteuer.194 Ferschli et al. be-

rechnen das Aufkommenspotenzial einer allgemeinen Vermögenssteuer mit ver-

schiedenen Modellen und je nach Annahme betragen die Berechnungen einer 

Vermögenssteuer zwischen 2,9 Milliarden und 8,3 Milliarden Euro.195 

  

                                            
192 Lorenz und Christl 2015: 75 
193 Lorenz und Christl 2015: 78 
194 vgl. orf 2019: Kommission empfiehlt Österreich Vermögenssteuer 
195 vgl. Ferschli et al. 2017: 32 
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7 Ausarbeitung der Forschungsfragen 

7.1 Wirkung von Bildung auf Einkommen und Ein-

kommensverteilung 

Forschungsfrage: Welche Wirkungen hatten die Veränderungen in Ausbildung 

und Qualifikation in Österreich auf die Einkommen und Einkommensverteilung? 

Die Auswirkungen eines höheren Bildungsniveaus auf das Einkommen sind ein-

deutig, und allgemein gilt: Je höher die abgeschlossene Ausbildung, desto höher 

auch das Einkommen. Laut Berechnungen der Statistik Austria verdienen Absol-

ventinnen und Absolventen einer Universität, Hochschule oder Fachhochschule 

nach 18 Monaten im Schnitt zwischen 2 600 € und 3 100 €, beim Abschluss einer 

BHS sind es zwischen 1 800 € und 2 100 €, beim Abschluss einer BMS sind es 

zwischen 1 600 € und 2 000 €, beim Abschluss einer Lehre sind es zwischen 

1 600 € und 2 200 €. Am niedrigsten ist das Einkommen bei einem Pflichtschul-

abschluss und beträgt zwischen 700 € und 1 100 €. Das Bruttomonatseinkom-

men von Absolventinnen und Absolventen einer AHS beträgt 1 500 €, allerdings 

sind 84% davon innerhalb von 1,5 Jahren in einer weiteren Ausbildung. Auch an 

den berufsbildenden höheren Schulen hängt mittlerweile jede zweite Person 

nach der Matura ein Studium an.196 Weitere Faktoren, die Einfluss auf die Höhe 

des Einkommens haben, sind Alter, soziale Stellung, Branche, Geschlecht und 

Arbeitszeit. 

Dass das Bildungsniveau in den letzten Jahrzehnten stark gestiegen ist, wurde 

im Kapitel 3.1 Entwicklung des Bildungsniveaus ausführlich beschrieben. In den 

letzten 40 Jahren gab es in der Entwicklung des Bildungsniveaus der österreichi-

schen Bevölkerung vor allem einen Anstieg der höheren Schulen und Hochschu-

len. Stark reduziert hat sich hingegen der Anteil der Personen mit Pflichtschulab-

schluss bis 2008, seither ist der Anteil konstant geblieben. Im Jahr 2015 haben 

16,7% der Bevölkerung im Alter von 25 bis 64 Jahren einen Hochschulabschluss, 

30% einen mittleren oder höheren Schulabschluss, 34,3% einen Lehrabschluss 

                                            
196 vgl. Klenk und Pesendorfer 2018: 46 
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und 19% einen Pflichtschulabschluss.197 Vor allem bei Frauen hat in den letzten 

Jahrzehnten eine Bildungsoffensive stattgefunden. 

Die Entwicklung der Einkommen hingegen hat sich je nach Höhe der Einkommen 

unterschiedlich entwickelt. Von 1990 bis 2000 sind die Reallöhne, egal ob Me-

dian, 25. oder 75. Perzentil, gleichmäßig gestiegen. Seit 2000 stagnieren mittlere 

Einkommen, niedrige Einkommen sind gesunken und hohe Einkommen gestie-

gen. Vor allem niedrige Einkommen sind in den letzten 20 Jahren stark gesunken: 

Das 10. Perzentil, also der Wert, unter dem die niedrigsten 10% der Einkommen 

liegen, betrug 2017 nur mehr 69% des Ursprungswerts von 1998. Besonders 

stark war dies bei Männern zu beobachten, deren Wert 2017 nur mehr etwa die 

Hälfte des Ursprungswertes betrug. Auch das 25. Perzentil der inflationsbereinig-

ten Bruttojahreseinkommen von Männern hat seit 1998 etwa einen Viertel seines 

Ursprungswertes verloren. In den letzten Jahren ist ein Aufwärtstrend zu be-

obachten, dessen Verlauf in den kommenden Jahren noch genauer verfolgt wer-

den sollte. Vor allem die Kluft zwischen niedrigen Einkommen und hohen Ein-

kommen hat sich in den letzten Jahren vergrößert und zu einer ungleichen Ver-

teilung der Einkommen beigetragen.  

Einkommen aus Vermögen spielen erst ab dem neunten Dezil eine Rolle, wie 

mithilfe der Daten des HFCS aus dem Jahr 2010 gezeigt wurde. Beim reichsten 

Prozent der Einkommen wird etwa ein Drittel des Einkommens aus Vermögen 

erwirtschaftet. Dass die Lohnquote seit 1980 stark sank, ist vor allem dem tech-

nischen Fortschritt und dem Anstieg des Finanzmarkts geschuldet. Über die Ver-

teilung der Einkommen aus unselbstständiger Arbeit kann folgendes festgehalten 

werden: Die reichsten 10% verdienen etwa 30% des Gesamteinkommens, die 

reichsten 5% etwa 20% des Gesamteinkommens im Jahr. Je nach Berechnungs-

art verdient das 75. Perzentil das Zwei- bis Vierfache des 25. Perzentils und das 

90. Perzentil sogar bis zum Zwanzigfachen des 10. Perzentils. 

Welche Auswirkungen höhere Bildung auf die Einkommensverteilung haben, ist 

nicht eindeutig: Einerseits bringt höhere Bildung höhere Gehälter und mehr Si-

cherheit in Bezug auf Arbeit. Andererseits sinkt im Zuge des technologischen 

Fortschritts die Nachfrage nach niedrig qualifizierten Arbeitskräften und die Nach-

frage nach hoch qualifizierten Arbeitskräften steigt, was zu einer Spreizung der 
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Einkommen führt. Am Arbeitsmarkt nimmt der Anteil der über 45-Jährigen zu und 

der Anteil von jungen Erwerbstätigen ab. Auch die Anforderungen am Arbeits-

markt haben sich geändert, da höhere Bildungsabschlüsse verstärkt erwartet 

werden, da das Angebot an Akademikerinnen und Akademikern gestiegen ist. In 

den letzten Jahren haben prekäre Beschäftigungsverhältnisse, die bisher eher im 

Niedriglohnsektor bekannt waren, auch vor Akademikerinnen und Akademikern 

nicht Halt gemacht.  

Der sich verschärfende internationale Wettbewerb ist vor allem bei niedrig quali-

fizierten Arbeitskräften festzustellen. 56% aller Pflichtschulabsolventinnen und -

absolventen im Schuljahr 2012/13 waren innerhalb der nächsten 18 Monaten 

beim AMS vorgemerkt.198 

Die Agenda Austria kritisiert die verfälschenden Faktoren der OECD, die das Bil-

dungssystem in lediglich drei Stufen einteilt und berechnet mit Daten der Statistik 

Austria nach, dass 37% der 24- bis 44-Jährigen, deren Eltern einen mittleren Ab-

schluss (zum Beispiel Lehre oder Handelsschule) haben, eine höhere Bildungs-

stufe erreichen, 56% in derselben Stufe bleiben und nur 7% in eine niedrigere 

Bildungsstufe fallen.199 Der Armutsforscher Butterwegge wiederum sieht Bildung 

nicht als Allheilmittel gegen Armut und soziale Ungleichheit und kritisiert: „Armut 

wird in Deutschland häufig auf Bildungsmängel zurückgeführt und daher konzent-

rieren sich Gegenmaßnahmen folgerichtig auf bildungspolitische Maßnahmen. 

(…) Wenngleich Bildung unter günstigen Umständen fraglos zum individuellen 

beruflichen Aufstieg taugt, versagt sie als gesellschaftliches Patentrezept. Denn 

die Vorteile, die ein höherer Bildungsabschluss dem Einzelnen auf dem Arbeits-

markt einbringt, beruhen gerade darauf, dass andere Mitbewerber den entspre-

chenden Abschluss nicht vorweisen können. Wenn es der Bildungspolitik tat-

sächlich gelänge, sämtliche benachteiligten Jugendlichen zu höheren Bildungs-

abschlüssen zu führen, was ihnen sehr zu wünschen wäre, würde dies nicht un-

bedingt größere Berufs- und Einkommenschancen für alle bedeuten. Vielmehr 

würden sie um die wenigen Ausbildungs- bzw. Arbeitsplätze womöglich nur auf 

einem höheren Bildungsniveau, nicht aber mit größeren individuellen Erfolgs-

                                            
198 vgl. Klenk und Pesendorfer 2018: 47 
199 vgl. Agenda Austria 2016: Bildungsmobilität: Und jährlich grüßt das Murmeltier 
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chancen konkurrieren. Eine bessere (Aus-)Bildung erhöht die Konkurrenzfähig-

keit eines Heranwachsenden auf dem Arbeitsmarkt, Erwerbslosigkeit und (Kin-

der-)Armut vermag sie jedoch nicht zu beseitigen.“200 Butterwegge fordert daher 

eine Kombination aus Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Infrastruktur 

(zB bessere Kinderbetreuung) und zur Umverteilung von Arbeit, Einkommen und 

Vermögen, da „Bildungspolitik und Pädagogik weder eine gerechte Steuerpolitik 

noch eine die Armut konsequent bekämpfende Sozialpolitik ersetzen.“201 

Die Ökonomin Sauer weist darauf hin, dass höhere Bildung auch Ungleichheit 

fördern kann. Sie führt das auf die Entwicklung der Verteilung von Bildung und 

das Ausmaß der Einkommensunterschiede nach Bildungsstand zurück. Die Seg-

mentierung innerhalb des Hochschulsystems ist stark: „Ein breites Massenseg-

ment auf Bachelorniveau steht (…) einem deutlich kleineren Bevölkerungsanteil 

mit Masterabschluss und einer Minderheit, die mit einem Doktorat abschließt, ge-

genüber.“202 Den größten Einkommenssprung haben vor allem Master- und Dok-

toratsabsolventInnen; BachelorabsolventInnen hingegen profitieren deutlich we-

niger von den zusätzlichen Bildungsjahren. Daher empfiehlt sie eine konse-

quente Evaluierung von bildungspolitischen Maßnahmen hinsichtlich ihrer Wir-

kung, da Bildungsexpansion nicht über alle sozioökonomischen Gruppen hinweg 

einhergehen muss.203 

Nicht außer Acht lassen sollte man Bourdieus Kapitalsorten in dieser Fragestel-

lung: Sozialkapital und kulturelles Kapital lassen sich nicht so einfach wie schuli-

sche Titel messen, spielen aber sicher eine wichtige Rolle. Personen in Füh-

rungspositionen pflegen ihr Netzwerk, indem sie zum Beispiel Firmenessen in 

teuren Restaurants einnehmen oder elitäre Veranstaltungen besuchen. Bourdieu 

spricht von einer „geprellten Generation“204, die durch falsche Zukunftshoffnun-

gen im Zuge der Bildungsexpansion der 1960er Jahre getäuscht wurde. Seiner 

Meinung nach ist die Klassenzugehörigkeit für erfolgreiche Karrieren wichtiger 

                                            
200 Butterwegge 2017: Bildung – keine Wunderwaffe im Kampf gegen Armut und soziale Un-
gleichheit 
201 Butterwegge 2017: Bildung – keine Wunderwaffe im Kampf gegen Armut und soziale Un-
gleichheit 
202 Sauer 2017: 21 
203 vgl. derstandard.at 2017: Wie sich Bildung weltweit ausbreitet 
204 vgl. Hessischer Rundfunk 1983: Interview mit Pierre Bourdieu 

http://www.bpb.de/gesellschaft/bildung/zukunft-bildung/253853/bildung-keine-wunderwaffe
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als der Bildungsaufstieg. Für die Klassenzugehörigkeit sind vor allem Sozial- und 

Kulturkapital ausschlaggebend, die vor allem auf Familie und Erbschaft beruhen. 

Bei einem Thema sind sich jedoch alle Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

ler einig: Kinder aus bildungsfernen Schichten zu fördern muss Priorität in Öster-

reichs Schulbildung haben. Die Autorinnen und Autoren der Agenda Austria 

schreiben: „Die Probleme Österreichs liegen nicht in einer insgesamt zu geringen 

Bildungsmobilität. Sie liegen in einer vergleichsweise geringen Aufstiegsmobilität 

von Kindern aus sehr bildungsfernen Schichten. Bei Familien, in denen beide 

Eltern über nicht mehr als einen Pflichtschulabschluss verfügen. Um dieses Prob-

lem muss sich die Bildungspolitik bemühen und die Lösung ist seit langem be-

kannt: Verbesserung der frühkindlichen Bildung durch aktive Beratung und Be-

treuung, möglichst früher Kindergarteneinstieg und nachhaltige schulische Un-

terstützung, um die Defizite der familiären Ausgangssituation auszugleichen.“205 

7.2 Entwicklung des Gender Pay Gap 

Forschungsfrage: Hat der Gender Pay Gap durch die zunehmend höhere Bil-

dung von Frauen abgenommen? 

Der Gender Pay Gap beschreibt den Anteil der Differenz zwischen dem Brutto-

stundenverdienst von Frauen und Männern am Männerbruttostundenverdienst in 

Prozent. Daher können Voll- und Teilzeitbeschäftigte besser miteinander vergli-

chen werden als beim Bruttomonatslohn. Es gibt zwei Berechnungsarten: den 

bereinigten und unbereinigten Gender Pay Gap. Obwohl beide für eine Analyse 

heranzogen werden sollten, unterscheiden sie sich stark: Beim bereinigten Gen-

der Pay Gap werden nur vergleichbare Qualifikationen und Tätigkeiten von Män-

nern und Frauen berücksichtigt. Beim unbereinigten Gender Pay Gap werden 

allgemein Bruttostundenverdienste miteinander verglichen. Das hat den Vorteil, 

dass benachteiligende Strukturen berücksichtigt werden. 

Das Bildungsniveau von Frauen hat in den letzten Jahrzehnten stark zugelegt: 

Im Jahr 1981 hatten nur 3,1% der 25- bis 64-jährigen Frauen einen Hochschul-

abschluss, 6,2% einen Abschluss einer höheren Schule, 14,7% einen Abschluss 

                                            
205 Agenda Austria 2016: Bildungsmobilität: Und jährlich grüßt das Murmeltier 
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einer mittleren Schule, 19,2% einen Lehrabschluss und 56,8% einen Pflichtschul-

abschluss. Im Jahr 2015 hatten bereits 17,9% der 25- bis 64-jährigen Frauen 

einen Hochschulabschluss, 15,2% einen Abschluss einer höheren Schule (inkl. 

Kollegs), 17,8% einen Abschluss einer mittleren Schule, 26,8% einen Lehrab-

schluss und nur mehr 22,3% einen Pflichtschulabschluss.206 In diesen 34 Jahren 

hat sich der Anteil der Hochschulabschlüsse fast versechsfacht, der Anteil von 

Abschlüssen einer höheren Schule mehr als verdoppelt und auch die mittleren 

Schulen und Lehrabschlüsse haben zugenommen. Einzig der Anteil der Pflicht-

schulabschlüsse hat sich mehr als halbiert. 

Möchte man jedoch die jüngere Generation betrachten, muss man das Alter der 

Bevölkerung auf 25 bis 34 Jahre einschränken: Hier beträgt der Anteil von Frauen 

mit Pflichtschulabschluss im Jahr 2015 nur mehr 17% (Männer: 19%). Der Anteil 

von Abschlüssen einer mittleren oder höheren Schule beträgt etwa 35% (Män-

ner: 29%), der Anteil von Lehrabschlüssen etwa 23% (Männer: 34%) und der 

Anteil mit Hochschulabschluss sogar 25% (Männer: 18%). Das heißt, jede vierte 

Frau im Alter zwischen 25 und 34 Jahren im Jahr 2015 hat einen Hochschulab-

schluss. Anteilsmäßig haben bereits im Jahr 1986 mehr Frauen als Männer einen 

Hochschulabschluss. Abschlüsse einer mittleren Schule haben bei Frauen stark 

abgenommen, dafür haben in den letzten Jahrzehnten vor allem Abschlüsse ei-

ner höheren Schule sehr stark zugelegt. Die höchste Steigerung ist seit 2010 zu 

verzeichnen.207 

Betrachtet man den Bildungsstand der Bevölkerung nach Geschlecht und Alters-

gruppe, wird ersichtlich, dass in den letzten Jahrzehnten der Pflichtschulab-

schluss einem Abschluss der mittleren, höheren und Hochschulen gewichen ist. 

Bei den über 75-jährigen Frauen betrug der Anteil von Pflichtschulabsolventinnen 

über 60%, während der Anteil von Hochschulabsolventinnen knapp 3% betrug. 

Bei 25- bis 34-jährigen Frauen beträgt der Anteil von Pflichtschulabsolventinnen 

nur mehr 17%, der Anteil von Hochschulabsolventinnen bereits 24%. Bei Män-

nern ist diese Bildungsoffensive in einer schwächeren Form festzustellen, da hier 

die Lehre mit 36% die beliebteste Ausbildungsform ist. Bei Frauen ist mit eben-

falls 36% die mittlere und höhere Schule die beliebteste Ausbildungsform.208 

                                            
206 vgl. Statistik Austria 2018: 101 
207 vgl. Statistik Austria 2018: 101 
208 vgl. Vogenhuber et al. 2016b: 209 
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Aufgrund der progressiven Besteuerung sind die geschlechtsspezifischen Unter-

schiede beim Nettojahreseinkommen geringer als beim Bruttojahreseinkommen. 

Im Jahr 1998 betrug das Bruttojahreseinkommen von Frauen 61% des Bruttojah-

reseinkommens von Männern, 2017 waren es 63%. Beim Nettojahreseinkommen 

betrugen die Anteile im Jahr 1998 66% und im Jahr 2017 69%.  

Ganzjährig vollzeitbeschäftigte Frauen verdienten im Jahr 2004 78% des Män-

nergehalts, 2017 stieg dieser Anteil auf 84%. Dies trifft allerdings nur auf etwa 

ein Drittel der Frauen zu, weil viele nur teilzeitbeschäftigt oder nicht das ganze 

Jahr beschäftigt waren. Zu ganzjährig teilzeitbeschäftigten Frauen fehlen für eine 

genauere Interpretation Daten zur Arbeitszeit und zur Struktur der Teilzeitbe-

schäftigten. Vor allem niedrige Einkommen haben bei Männern seit 1998 stark 

abgenommen, bei Frauen gab es einen leichten Verlust. Hohe Einkommen wie-

derum haben bei beiden Geschlechtern zugenommen. Unterschiede gibt es auch 

bei Betrachtung der sozialen Stellung: Während Arbeiterinnen und Arbeiter im 

Jahr 2017 ein niedrigeres inflationsbereinigtes Bruttojahreseinkommen als im Ba-

sisjahr 1998 hatten, gab es bei Angestellten ein leichtes Plus und für Beamtinnen 

und Beamten einen großen Zuwachs.  

Geschlechtsspezifische Lohnunterschiede gibt es bei ganzjährig vollzeitbeschäf-

tigten Beamtinnen keine, bei Vertragsbediensteten beträgt der Frauenmedian 

92% des Männermedians, bei Angestellten 67% und bei Arbeiterinnen 70%. Den 

größten geschlechtsspezifischen Unterschied gibt es bei Angestellten mit Ab-

schluss einer höheren Schule, da der Frauenmedian nur 63% des Männermedi-

ans beträgt. Dies ist auf die verschiedenen Schultypen zurückzuführen, da viele 

Männer technische Lehranstalten besuchen und Frauen hingegen humanberufli-

che Schulen, was sich auf das Einkommen stark auswirkt. Der Frauenanteil ist 

bei Beamten mit 34% am niedrigsten und bei Vertragsbediensteten mit 57% am 

höchsten. Wichtig ist hier noch einmal darauf hinzuweisen, dass viele Frauen 

teilzeitbeschäftigt sind und der Frauenanteil von ganzjährig Vollzeitbeschäftigten 

nur 33% beträgt. 

In unteren Einkommensgruppen sind Frauen über- und in oberen Einkommens-

gruppen unterdurchschnittlich vertreten. Branchen mit den höchsten Bruttoein-

kommen sind Energieversorgung, Erbringung von Finanz- und Versicherungs-
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dienstleistungen und Information und Kommunikation. Branchen mit den nied-

rigsten Bruttoeinkommen sind Beherbergung und Gastronomie, Kunst, Unterhal-

tung und Erholung und sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen wie zum Bei-

spiel Gebäudereinigung und -betreuung. Aber auch Erziehung und Unterricht und 

Gesundheits- und Sozialwesen sind Branchen mit niedrigen Einkommen und ho-

hem Frauenanteil. Allgemein gilt: Je höher die mittleren Bruttojahreseinkommen, 

desto höher der Vollzeitanteil und desto niedriger der Frauenanteil. 

Hohe Vollzeitbeschäftigung, hohe Einkommen und ein niedriger Frauenanteil 

sind kennzeichnend für die Branchen Energieversorgung, Bergbau und Gewinn 

und von Steinen und Erden und in der Herstellung von Waren. Niedrige Vollzeit-

beschäftigung, niedrige Einkommen und ein hoher Frauenanteil sind für die Bran-

chen Erbringung von sonstigen Dienstleistungen, Erziehung und Unterricht und 

im Gesundheits- und Sozialwesen charakteristisch. 

Im Jahr 1980 betrug das Fraueneinkommen im Durchschnitt etwa 65% der Män-

nereinkommen. Im Jahr 1993 und 1994 betrug das Fraueneinkommen sogar 

69% des Männereinkommens, stagnierte seither und lag im Jahr 2002 bei 67%. 

Das Fraueneinkommen betrug im Jahr 1980 71% des Männereinkommens, wenn 

die Berechnung um die durchschnittliche Arbeitszeit bereinigt wurde. Im Jahr 

2002 betrug die bereinigte Quote 82%.209 

Die durchschnittliche Normalarbeitszeit von aktiv unselbstständig Beschäftigten 

betrug 2015 laut Arbeitskräfteerhebung 35,9 Stunden pro Woche. Geschlechts-

spezifische Unterschiede aufgrund der Teilzeitarbeit von Frauen sind sichtbar: 

Während Frauen durchschnittlich 31,6 Stunden pro Woche arbeiteten, waren es 

bei Männer 39,8 Stunden. Betrachtet man die Wochenarbeitszeit genauer, fällt 

auf, dass diese bei Frauen deutlich komplexer als bei Männern ist. Während 90% 

der Männer mindestens 36 Stunden pro Woche arbeiten, trifft das bei Frauen auf 

etwa 50% zu. Die „Normalarbeitszeit“ zwischen 36 und 40 Stunden trifft auf etwa 

60% der Männer zu und auf 40% der Frauen. Vor allem in den niedrigen Wo-

chenarbeitszeiten sind Frauen überrepräsentiert: So arbeiten etwa 8% der 

Frauen bis zu 11 Stunden pro Woche, knapp 20% der Frauen arbeiten zwischen 

12 und 24 Stunden und etwa ein Viertel der Frauen arbeitet zwischen 25 und 35 

Stunden. Der Anteil der Männer hingegen beträgt in den Arbeitszeitklassen unter 
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35 Stunden etwa jeweils 5%. Zwischen 2006 und 2015 gab es einen leichten 

Rückgang bei Männern mit einer Arbeitszeit von über 41 Stunden und eine leichte 

Zunahme der Arbeitszeit unter 35 Stunden. Bei Frauen gab es zwischen 2006 

und 2015 eine leichte Abnahme der Arbeitszeit zwischen 36 und 40 Stunden und 

eine leichte Zunahme der Arbeitszeit zwischen 25 und 35 Stunden.210 

In Österreich hat die Statistik Austria den Gender Pay Gap dekonstruiert, um 

seine Zusammensetzung zu untersuchen. Hierfür wurden Daten auf Basis der 

Verdienststrukturerherbung aus dem Jahr 2014 verwendet,  alle vier Jahre in den 

Mitgliedsstaaten der Europäischen Union durchgeführt wird. Die Daten stammen 

aus 11 800 Unternehmen der Privatwirtschaft, die dann auf 2,5 Millionen un-

selbstständig Beschäftigte hochgerechnet werden. Der Gender Pay Gap in Ös-

terreich ist in den letzten Jahren gesunken: Betrug der geschlechtsspezifische 

Einkommensunterschied 2007 noch 25,5%, waren es 2017 19,9%.211 

Im europäischen Vergleich zählt Österreich zu den Ländern mit den größten 

Lohnunterschieden. 2014 verdienten Frauen in Österreich im Durchschnitt 

13,65 € und Männer 17,55 € brutto pro Stunde. „Der Gender Pay Gap lag damit 

bei 22,2%. Im EU-Durchschnitt war die Lohndifferenz zwischen Frauen und Män-

nern mit 16,7% deutlich niedriger.“212 

Insgesamt ist der geschlechtsspezifische Unterschied in den letzten Jahren leicht 

zurückgegangen, sowohl auf EU-Ebene, als auch in Österreich. Die Vergleiche 

auf EU-Ebene sind aus verschiedenen Gründen mit Vorsicht zu genießen: In 

Ländern wie Italien oder Malta sind sowohl Gender Pay Gap als auch Frauener-

werbsquote niedrig. Es ist wahrscheinlich, dass höher qualifizierte Frauen mit ho-

hen Einkommen stärker berücksichtigt werden als gering qualifizierte Frauen. In 

Ländern wie Österreich, Finnland oder Deutschland sind sowohl Gender Pay Gap 

als auch Frauenerwerbsquote hoch. In Österreich und Deutschland geht die hohe 

Erwerbstätigenquote der Frauen mit einer hohen Teilzeitquote einher. Die skan-

dinavischen EU-Staaten wie Schweden oder Dänemark haben eine hohe Frau-

enerwerbsquote, hohe Teilzeitbeschäftigung bei Frauen, aber trotzdem einen 

vergleichsweise niedrigen Gender Pay Gap.213 

                                            
210 vgl. Huemer et al. 2017: 31 
211 vgl. Statista 2019: Gender Pay Gap in Österreich von 2007 bis 2017 
212 Geisberger und Glase 2017: 461 
213 vgl. Geisberger und Glaser 2017: 462 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/291198/umfrage/verdienstabstand-zwischen-maennern-und-frauen-gender-pay-gap-in-oesterreich/
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Die Autoren stellen daher weitere Indikatoren zur Lohnungleichheit vor, nämlich 

den Gender Overall Earnings Gap und die Betrachtung des Frauenanteils der 

Niedriglohnbeschäftigten. Der Gender Overall Earnings Gap berücksichtigt Brut-

tostundenverdienst, Arbeitszeit pro Monat und Erwerbstätigenquote von Frauen 

und Männern. In Österreich waren 2014 mit einem Anteil von 23,1% überdurch-

schnittlich viele Frauen im Niedriglohnsektor beschäftigt. Vor allem Teilzeitbe-

schäftigte, befristet oder geringfügig Beschäftigte sind von niedrigen Einkommen 

betroffen. 

Strukturelle Unterschiede, die beim bereinigten Gender Pay Gap berücksichtigt 

werden, umfassen Branche, Beruf, Bildung, Alter, Dauer der Unternehmenszu-

gehörigkeit, Ausmaß der Beschäftigung, Art des Arbeitsvertrags, Unternehmens-

größe und Region. Vor allem Branche und Beruf sind wichtige Faktoren für die 

ungleiche Bezahlung, da Frauen oft in Branchen mit niedrigen Einkommen arbei-

ten. Führungspositionen und technische Berufe sind männlich dominiert. Auch 

die hohe Teilzeitbeschäftigung von Frauen und die kürzere Dauer der Unterneh-

menszugehörigkeit von Frauen haben Einfluss auf die Berechnung des Gender 

Pay Gap.  

Der unbereinigte Gender Pay Gap lag im Jahr 2014 bei 22,2%, der bereinigte 

Gender Pay Gap bei 13,6%, siehe Abbildung 31. Etwa 40% der Lücke kann durch 

die oben genannten Faktoren erklärt werden. Der Großteil der Lücke, nämlich 

etwa 60%, bleiben unerklärt. Der unerklärte Teil wird häufig als Beweis für die 

Diskriminierung von Frauen gesehen. 
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Abbildung 31: Dekomposition des Gender Pay Gap im Jahr 2014 

Der Gender Pay Gap hat in den letzten 10 Jahren um 5,6 Prozentpunkte abge-

nommen. Das passt zur Tatsache, dass vor allem junge Frauen ein höheres Bil-

dungsniveau als junge Männer erwerben. Trotzdem bleibt der Gender Pay Gap 

nach wie vor groß. Obwohl die bereits erwähnten sozioökonomischen Faktoren 

im erklärten Anteil der Einkommenslücke bereits herausgerechnet wurden, bleibt 

ein Großteil der Lücke unerklärt. Die zunehmend höhere Bildung hat also nicht in 

dem Ausmaß zu einer Verringerung des Gender Pay Gaps beigetragen, wie man 

es erwartet hätte. 

Eine mögliche Erklärung liefert der Wissenschaftler Kleven mit seinem For-

schungsteam im März 2019. In einer Studie hat das Team den Einfluss einer 

Geburt auf den Gender Pay Gap untersucht. Dabei wurden die Gehälter in den 

Ländern Dänemark, Schweden, Großbritannien, USA, Deutschland und Öster-

reich über zehn Jahre analysiert. In Abbildung 32 wurde die Entwicklung des Ein-

kommens von Frauen inkl. Geburt des ersten Kindes dargestellt. Frauen verdie-

nen auch zehn Jahre nach der Geburt des ersten Kindes nur mehr 51% des Ge-

halts, das sie im Jahr vor der Geburt verdient haben. Innerhalb von 10 Jahren 

nach der Geburt des ersten Kindes verlieren Frauen also fast die Hälfte ihres 

Gehalts. Bei Männern hat die Geburt des ersten Kindes wiederum keine Auswir-

kung auf ihr Einkommen. Viel geringer sind die Verluste des Einkommens von 
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Frauen in Ländern wie Dänemark mit 21% und Schweden mit 27%. Interessant 

ist, dass die Dauer der Babypause weniger Einfluss auf die Gehaltseinbußen hat 

als die Teilzeitbeschäftigung. 214 In einer weiteren Studie wurde der Zusammen-

hang zwischen der Anzahl von Kinderbetreuungsplätzen und der Gehaltsverluste 

untersucht. In Österreich war jedoch kein Zusammenhang herzustellen: „Ein 

Grund für die Unterschiede sei wohl in den gesellschaftlichen Normen zu finden 

(…). In Ländern mit großen Nachteilen aufgrund der Elternschaft gebe es auch 

eine konservative Rollenverteilung der Geschlechter.“215 

 

Abbildung 32: Kosten des ersten Kindes 

Quelle: Szigetvari 2019: Gehaltseinbußen für Mütter in Österreich besonders stark 

Die Ökonomin Mader spricht in einem Interview mit dem Nachrichtenmagazin 

profil daher auch von einem „Mutterschafts-Gap“ und fordert eine flächende-

ckende Kinderbetreuung, Nachmittagsbetreuung an den Schulen und einen Dis-

kurs über den Wert unbezahlter Hausarbeit, der zu einem Großteil noch immer 

von Frauen übernommen wird.216 

                                            
214 vgl. Szigetvari 2019: Gehaltseinbußen für Mütter in Österreich besonders stark 
215 ORF 2019: Große Verluste für Österreichs Mütter 
216 vgl. Hofer 2019: Interview mit Katharina Mader 

https://www.derstandard.at/story/2000096990974/gehaltseinbussen-fuer-muetter-in-oesterreich-besonders-stark
https://www.derstandard.at/story/2000096990974/gehaltseinbussen-fuer-muetter-in-oesterreich-besonders-stark
https://orf.at/stories/3109048/
https://www.profil.at/shortlist/gesellschaft/oekonomin-katharina-mader-gender-pay-gap-mutterschafts-gap-10788895
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7.3 Zusammenhang zwischen Bildung und Vermögen 

Forschungsfrage: Wie stark ist die Korrelation von Bildung und Vermögen? 

Über Vermögen ist nur wenig bekannt und die Datenlage dementsprechend man-

gelhaft. Man weiß, dass Vermögen weitaus ungleicher verteilt ist als Einkommen 

und dass es eine hohe Konzentration der Vermögen gibt. In den letzten Jahren 

trat das Thema Vermögen vor allem mit den Veröffentlichungen über Steuer-

schlupflöcher wie zum Beispiel Panama Papers und Paradise Papers in die Me-

dien. 

Der Household Finance and Consumption Survey (kurz: HFCS) spielt hier eine 

wichtige Rolle, da erstmals in einer Erhebung Daten zu Sach- und Finanzvermö-

gen, Verbindlichkeiten und Ausgaben privater Haushalte erfasst wurden. Wichtig 

sind die Korrekturen am HFCS, die in 6.1.2 auf Seite 106 erklärt wurden, da ge-

rade hohe Vermögen unterrepräsentiert sind. 

Das Gesamtvermögen der privaten Haushalte in Österreich betrug im Jahr 2010 

etwa 1 000 Milliarden Euro. Das reichste Prozent besitzt etwa ein knappes Viertel 

des Gesamtvermögens, die reichsten 10 Prozent besitzen mehr als die restlichen 

90 Prozent. 40 Prozent der Haushalte besitzen kaum Vermögen und die unters-

ten 5 Prozent haben Schulden. Erst ab dem 90. Perzentil steigt die Zunahme des 

Nettovermögens exponentiell und ein großer Teil des Vermögens ist Sachvermö-

gen in Form von Immobilien, Betriebs- oder Unternehmensbeteiligungen. Haus-

halte mit einer Landwirtschaft haben das größte Gesamtvermögen, aber auch 

Führungskräfte und akademische Berufe besitzen überdurchschnittliche Ge-

samtvermögen. Einen Großteil des Vermögens stellen Immobilien- und Grund-

besitz dar. 

Charakteristisch an der Vermögensverteilung in Österreich ist auch, dass Sach-

vermögen in etwa so ungleich verteilt wie Finanzvermögen ist. Das liegt daran, 

dass etwa die Hälfte der Haushalte kein Wohneigentum besitzt. Weiters sind Erb-

schaften viel ungleicher verteilt als Nettovermögen und Haushalte mit geringem 

Nettovermögen kommen in allen Altersgruppen vor. Der Anteil von Haushalten 

mit risikobehafteten Vermögen ist besonders gering und die Risikobereitschaft 
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steigt nicht mit der Höhe des Vermögens. Auch der Anteil von Immobilieneigen-

tum der Haushalte ist in Österreich besonders gering und es gibt wenige Immo-

bilienkredite. Viele Haushalte leben in Mietwohnungen und es gibt viele junge 

Einpersonenhaushalte. In Österreich haben mehr als zwei Drittel aller Haushalte 

keine Schulden. Unterteilt man die Haushalte in die Kategorien Miete, Eigentum 

und KapitalistInnen, findet man in der unteren Hälfte der Vermögenden fast nur 

Mieterinnen und Mieter, Eigentum zwischen dem 50. und 95. Perzentil und Kapi-

talistInnen spielen erst ab dem 85. Perzentil eine wichtige Rolle, siehe Abbildung 

30 auf Seite 116. 

In Kapitel 4.3 wurde die Bildungshomogamie erwähnt, die weiter zunimmt und 

das Problem der Konzentration von Vermögen weiter verschärft. In etwa 70% der 

Paarhaushalte in Österreich haben beide denselben Bildungsgrad. Das höchste 

Nettovermögen haben Haushalte, bei denen beide einen Universitätsabschluss 

haben; das niedrigste Nettovermögen haben Haushalte, bei denen mindestens 

eine Person einen Pflichtschulabschluss aufweist. Hohes Einkommen trägt aller-

dings nicht so viel zur Akkumulation des Vermögens bei wie das soziale Kapital, 

das laut Augustin et al. eine zentrale Größe ist. Diese Annahme passt zu Bourdi-

eus Kapitalsorten, die bereits in Kapitel 2 beschrieben wurden. 

Beim HFCS wurden vier Bildungsstufen unterschieden, die auf der Klassifizie-

rung für Bildung der UNESCO basieren: 

• Primärstufe: Volksschule, Kindergarten 

• Sekundarstufe I: AHS-Unterstufe bzw. Neue Mittelschule 

• Sekundarstufe II: gesamter Oberstufenbereich (AHS-Oberstufe, BHS, 

Lehrlingsabschluss und etwaige Aufbaulehrgänge) 

• Tertiärstufe: Abschluss einer Universität, Fachhochschule, Akademie, 

Kolleg und Ausbildung zum Meister217 

Fragen zur Korrelation von Vermögen und Bildung bzw. Unterschiede in der Bil-

dungsstruktur hinsichtlich der Brutto- und Nettovermögen können mithilfe der Ab-

bildung 33 beantwortet werden.  

                                            
217 vgl. Humer et al. 2014b: 3 
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Abbildung 33: Brutto- und Nettovermögen nach Bildungsstand 

Quelle: Humer et al. 2014b: 20, Daten: HFCS 2010 

Über alle Klassen hinweg gibt es einen großen Anteil von Personen mit einem 

Abschluss einer Sekundarstufe II. Der Anteil von Personen, die nur eine Primär-

stufe abgeschlossen haben, ist sehr klein. Personen, die eine Sekundarstufe I 

abgeschlossen haben, werden in den höheren Perzentilen seltener, es nehmen 

dafür Personen mit Tertiärabschluss zu. Das reichste Zehntel hat zu einem Vier-

tel einen Tertiärabschluss, zu zwei Drittel einen Abschluss der Sekundarstufe II 

und etwa zu einem Zehntel einen Abschluss der Sekundarstufe I. Die Unter-

schiede zwischen Brutto- und Nettovermögen sind nicht besonders ausge-

prägt.218 

Mader et al. haben 2014 das Nettovermögen unterschiedlicher Bildungsgruppen 

im Detail mithilfe der Daten der ersten Welle des HFCS untersucht. In Tabelle 12 

haben die Autorinnen die Haushalte in drei Gruppen geteilt: weibliche Single-

Haushalte, männliche Single-Haushalte und Paarhaushalte. Auch das Bildungs-

niveau wurde in drei Gruppen geteilt: Primär und Sekundär I, Sekundär II und 

                                            
218 vgl. Humer et al. 2014b: 20f 
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Tertiär. Die Paarhaushalte aller drei Bildungsgruppen haben ein höheres Durch-

schnitts- und Medianvermögen als die Single-Haushalte. Während das Median-

nettovermögen von weiblichen und männlichen Single-Haushalten in der Gruppe 

„Primär und Sekundär I“ kaum Unterschiede aufweist, haben weibliche Single-

Haushalte in der Gruppe „Sekundär II“ sogar ein höheres Medianvermögen als 

männliche Single-Haushalte. In der Gruppe mit dem höchsten Bildungsabschluss 

wiederum haben männliche Single-Haushalte einen höheren Median als weibli-

che Single-Haushalte. 

Tabelle 12: Nettovermögen nach Bildungsniveau in Euro 

 

Quelle: Mader et al. 2014: 11, Daten: Berechnungen mit HFCS Daten 

Beachtlich ist der Sprung zwischen Sekundär II und Tertiär: das Mediannettover-

mögen von weiblichen Single-Haushalten wird von 24 470 € auf 52 955 € mehr 

als verdoppelt, das von männlichen Single-Haushalten verdreifacht sich von 

18 903 € auf 61 580 €. Dass im 9. Dezil Paarhaushalte mit Abschluss einer Pri-

mär- und Sekundarstufe I so hohe Nettovermögen aufweisen, erklären die Auto-

rinnen mithilfe der vielen Paarhaushalte mit landwirtschaftlichen Betrieben, die 

hohe Vermögen besitzen. Im 1. Dezil sind männliche Single-Haushalte in der 

Gruppe Primär und Sekundär I verschuldet, auch in der Gruppe Sekundär II wei-

sen sie nur ein sehr geringes Nettovermögen auf. Anders wiederum verhält es 

sich bei Betrachtung des 9. Dezils bei männlichen Single-Haushalten mit einem 

Tertiärabschluss: hier haben männliche Single-Haushalte mit etwa 765 000 € ein 

doppelt so hohes Nettovermögen als weibliche Single-Haushalte mit etwa 
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378 000 €. Dass die Medianwerte deutlich kleiner als die Durchschnittswerte 

sind, liegt an der rechtsschiefen Verteilung von Vermögen.219 

Die ungleiche Besteuerung von Kapital und Arbeit wird immer wieder kritisiert, da 

Erwerbseinkommen progressiv mit einem Höchststeuersatz von 50% besteuert 

werden, während Einkommen aus Kapital oder Körperschaften einheitlich mit 

25% besteuert werden. Die Forderung nach vermögensbezogenen Steuern wie 

zum Beispiel der Erbschaftssteuer wird von vielen Experten unterstützt. Auch die 

Europäische Kommission empfiehlt Österreich eine Vermögenssteuer, die das 

Potenzial zwischen 2,7 und 6,3 Milliarden Euro hätte. 

Internationale Vergleiche sind mit Vorsicht zu genießen, da die wohlfahrtsstaatli-

chen Maßnahmen sehr unterschiedlich ausgeprägt sind bzw. Spezifika der jewei-

ligen Länder zu berücksichtigen sind. In Österreich werden Krankheit, Pflege, Ar-

beitslosigkeit und Pensionen vom Wohlfahrtsstaat übernommen. 

  

                                            
219 vgl. Mader et al. 2014: 11f 
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8 Zusammenfassung 

8.1 Fragen und Vorgehensweise 

Die Forschungsfragen lauten: 

• Welche Wirkungen hatten die Veränderungen in Ausbildung und Qualifi-

kation in Österreich auf die Einkommen und Einkommensverteilung? 

• Hat der Gender Pay Gap durch die zunehmend höhere Bildung von 

Frauen abgenommen? 

• Wie stark ist die Korrelation von Bildung und Vermögen? 

Um den Bogen zwischen den unterschiedlichen Forschungsfragen zu spannen, 

startet die Arbeit mit einem theoretischen Teil, der sich aus der Einleitung mit der 

Datenbeschreibung, Datenlage und Bourdieus Kapitalsorten zusammensetzt. 

Der empirische Teil der Arbeit beschäftigt sich mit der historischen Entwicklung 

von Bildung und Einkommen, der aktuellen Datenlage von Bildung, der Einkom-

mensverteilung und Vermögensverteilung in Österreich. Es wurde darauf geach-

tet, möglichst viele Informationen zusammenzutragen, die für die Beantwortung 

der Forschungsfragen notwendig sind. 

8.2 Wichtige Ergebnisse der Arbeit 

Die Zusammenhänge zwischen Bildung, Einkommen und Vermögen sind auf 

dem ersten Blick eindeutig: Je höher die abgeschlossene Ausbildung, desto hö-

her das Einkommen und desto höher auch das Vermögen. 

Das Bildungsniveau ist in den letzten Jahrzehnten stark gestiegen. Vor allem 

Frauen haben einen beachtlichen Bildungsaufstieg erlebt und gut qualifizierte 

junge Frauen drängen auf den Arbeitsmarkt. Im Jahr 2015 hatte jede vierte Frau 

bzw. etwa jeder fünfte Mann im Alter von 25 bis 34 Jahren einen Hochschulab-

schluss. Der Anteil der 25- bis 34-Jährigen mit einem Lehrabschluss ist gesun-

ken, der Anteil mit einem Abschluss einer höheren Schule gestiegen. Weitere 

Faktoren neben Bildung, die Einfluss auf das Einkommen haben, sind Alter, so-

ziale Stellung, Branche, Geschlecht und Arbeitszeit. Grob vereinfacht: Das 
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höchste Einkommen haben Männer in Führungspositionen, die in der Energie-

versorgung, Finanz- oder Versicherungsbranche oder technischen Berufen Voll-

zeit arbeiten, wo der Frauenanteil sehr niedrig ist. 

Die Einkommensverteilung hat sich je nach Höhe der Einkommen unterschiedlich 

entwickelt: Seit 2000 stagnieren mittlere Einkommen, hohe Einkommen konnten 

zulegen und niedrige Einkommen sind stark gesunken. Die Kluft zwischen nied-

rigen und hohen Einkommen hat sich vergrößert und führt zu einer ungleichen 

Verteilung der Einkommen. 

Die Zunahme des Bildungsniveaus hat unterschiedliche Auswirkungen auf die 

Einkommensverteilung: Für jeden Einzelnen bringt höhere Bildung höheres Ge-

halt und eine höhere Jobsicherheit. Für den Arbeitsmarkt hingegen kann die zu-

nehmend höhere Bildung von Arbeitskräften zu einer höheren Einkommensun-

gleichheit führen. Das hat mehrere Gründe: Die geringe Nachfrage nach niedrig 

qualifizierten Arbeitskräften aufgrund des technologischen Fortschritts verschärft 

den Druck im Niedriglohnsektor. Gleichzeitig haben atypische Dienstverhältnisse 

weiter zugenommen und sind vermehrt auch in akademischen Berufen zu finden. 

Die gestiegenen Anforderungen aufgrund des zunehmenden Bildungsniveaus 

können auf dem Arbeitsmarkt auch zu einem verschärften Konkurrenzdruck füh-

ren und die Ungleichheit daher verstärken. Bourdieu spricht von einer „geprellten 

Generation“, die durch falsche Zukunftshoffnungen getäuscht wurde, da nicht ge-

nügend einflussreiche Jobs geschaffen wurden. Die Klassenzugehörigkeit und 

somit Sozial- und Kulturkapital sind seiner Meinung nach mehr an erfolgreichen 

Karrieren beteiligt als die Schulbildung. Eine Bildungsexpansion kann, muss aber 

nicht für alle Bevölkerungsgruppen den gleichen positiven Effekt haben. Bil-

dungspolitische Maßnahmen sind daher genau zu evaluieren. 

Der Gender Pay Gap beschreibt den prozentuellen Anteil der Differenz des Brut-

tostundenverdienstes von Frauen und Männern am Männerbruttostundenver-

dienst. Der bereinigte Gender Pay Gap berücksichtigt nur vergleichbare Qualifi-

kationen und Tätigkeiten im Gegensatz zum unbereinigten Gender Pay Gap, der 

allgemein Bruttostundenverdienste miteinander vergleicht. Etwa zwei Drittel der 

Frauen sind teilzeitbeschäftigt und arbeiten in Branchen mit niedrigen Gehältern. 

Der Gender Pay Gap verringerte sich von 2007 auf 2017 von 25,5% auf 19,9%. 
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Strukturelle Unterschiede erfassen Branche, Beruf, Bildung, Alter, Dauer der Un-

ternehmenszugehörigkeit, Ausmaß der Beschäftigung, Art des Arbeitsvertrags, 

Unternehmensgröße und Region. Ausschlaggebend für die strukturellen Unter-

schiede sind vor allem Branche, Beruf und Arbeitszeit. Im Jahr 2014 konnten 

etwa 40% der Einkommenslücke mit den oben genannten Faktoren erklärt wer-

den, die restlichen 60% bleiben unerklärt. Trotz zunehmend höherer Bildung von 

Frauen hat sich der Gender Pay Gap nicht in dem Ausmaß verändert, das man 

erwartet hätte. Manche sprechen daher auch vom Motherhood Pay Gap, da vor 

allem Kinder das Einkommen von Frauen langfristig drastisch reduzieren.  

Über Vermögen ist leider nur wenig bekannt, da die Datenlage dazu nicht ausrei-

chend ist. Der Household Finance and Consumption Survey (HFCS) konnte die 

Lücke zu Sach- und Finanzvermögen, Verbindlichkeiten und Ausgaben privater 

Haushalte erstmals schließen. Mithilfe der Korrekturen am HFCS konnten Wis-

senschaftler berechnen, dass das reichste Prozent etwa 25% des Gesamtver-

mögens besitzt, die reichsten 10 Prozent mehr als die restlichen 90 Prozent be-

sitzen, 40 Prozent der Haushalte kaum Vermögen besitzt und die ärmsten 5 Pro-

zent sogar Schulden haben. Ab dem 90. Perzentil steigt das Nettovermögen ex-

ponentiell, vor allem Sachvermögen in Form von Immobilien, Betriebs- oder Un-

ternehmensbeteiligungen. 

Die Bildungshomogamie, die in Kapitel 4.3 ausgeführt wurde, verschärft die Kon-

zentration der Vermögen, da bereits etwa 70% der Paarhaushalte in Österreich 

denselben Bildungsgrad haben. Bei hohen Einkommen von Haushalten trägt das 

Bildungsniveau nicht so viel zum Vermögen bei wie das Sozialkapital, das akku-

muliert wird. Die reichsten 10 Prozent haben etwa zu einem Viertel einen Terti-

ärabschluss und etwa zwei Drittel einen Abschluss der Sekundarstufe II. Das 

höchste Nettovermögen haben Paarhaushalte mit einem Tertiärabschluss. Die 

Unterschiede zwischen einem Abschluss der Sekundarstufe II und einem Terti-

ärabschluss sind am größten. Immer wieder wird die ungleiche Besteuerung von 

Arbeit und Kapital kritisiert, da Erwerbseinkommen progressiv besteuert wird, 

während Einkommen aus Kapital einheitlich mit 25% besteuert wird. Die Europä-

ische Kommission empfiehlt Österreich eine Vermögenssteuer, die bis zu 6,3 Mil-

liarden Euro einbringen könnte. 
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Bildung ist Menschenrecht, soll Kinder zu mündigen Bürgern erziehen, sie ent-

scheidungs- und handlungsfähig auf die Zukunft vorbereiten, bietet Lebenschan-

cen und soll zu Toleranz, Freundschaft und Frieden beitragen. Bildung ist also 

wesentlich mehr als nur die höchste abgeschlossene Ausbildung. Es ist unbe-

stritten, dass Bildung einen wichtigen Anteil am Einkommen und Vermögen hat. 

Die Wirkung von Bildung ist jedoch auch unter Experten umstritten.  

Wüllenweber, ein deutscher Journalist, fordert mehr Geld für Bildung im Kampf 

gegen Armut: „Die Geld-Armen und die Bildungs-Armen sind dieselben Men-

schen. (…) Schlechte Bildung ist die Ursache. Armut ist die Folge. (…) Eltern, die 

selbst kein Gymnasium besucht haben, sind von der immer komplizierter wer-

denden Bildungswelt in aller Regel völlig überfordert. Häufig fehlt ihnen schon 

das Bewusstsein für die seit ihrer Schulzeit dramatisch gestiegene Bedeutung 

des Lernens. (…) Die erfolgreichen Bildungs- und Sozialstaaten haben deshalb 

auch diese Frage längst umfassend beantwortet: Im Bildungssystem direkt ist 

das Geld viel besser angelegt als bei den Familien.“220 

Butterwegge, ein deutscher Armutsforscher, fordert hingegen mehr Geld für die 

Sozialkassen im Kampf gegen Armut: „Bildung stellt jedoch nur ein begrenzt 

taugliches Mittel gegen Armut dar. (…) Was unter günstigen Umständen zum 

individuellen Aufstieg taugt, versagt als generelles Patentrezept. Denn wenn alle 

Jugendlichen - was natürlich wünschenswert wäre - mehr Bildungsmöglichkeiten 

bekämen, würden sie womöglich um die immer noch viel zu wenigen Ausbil-

dungs- und Arbeitsplätze nur auf einem höheren Niveau konkurrieren, nicht aber 

mit besseren Chancen. Dann gäbe es wieder mehr Taxifahrer mit Abitur, aber 

noch genauso viele Arme (…) Es ist ein Widerspruch unserer Zeit, dass man 

Bildung immer mehr zu einer Ware herabwürdigt und sie gleichwohl als politische 

Wunderwaffe im Kampf gegen die Armut begreift. Eine gute Bildung weitet zwar 

den geistigen Horizont und erleichtert den beruflichen Aufstieg, sie beseitigt aber 

nicht das Problem einer Armut, die in den gesellschaftlichen Strukturen wurzelt. 

Eine bessere (Aus-)Bildung erhöht die Konkurrenzfähigkeit eines Heranwach-

senden auf dem Arbeitsmarkt, ohne Erwerbslosigkeit und Armut als gesellschaft-

liche Phänomene zu beseitigen. Hierfür bedarf es in einem Land, das trotz der 

                                            
220 Wüllenweber 2009: Hilft mehr Bildung gegen Armut? Pro: Mehr Geld in die Bildung 
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Weltwirtschaftskrise und ihrer Folgen noch nie so reich war wie heute, weiterhin 

der Umverteilung von Arbeit, Einkommen und Vermögen.“221 

8.3 Herausforderungen für die Zukunft 

Die vorliegende Arbeit soll einen differenzierten Blick auf Ungleichheit in Öster-

reich zeigen. Die Schwerpunkte dieser Arbeit lagen auf Einkommens-, Vermö-

gensungleichheit und deren Wechselwirkungen mit Bildung. Im letzten Kapitel 

soll es um Herausforderungen der Zukunft gehen und Aspekte angesprochen 

werden, die bisher wenig oder gar nicht angesprochen wurden. Die Verteilungs-

wirkung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen reduziert Ungleichheit. Trotzdem gibt 

es Empfehlungen, die in Hinblick auf die Zukunft wichtig sind, denn: „Wie die 

Verteilung von Einkommen, Vermögen, Arbeits- und Lebenschancen in einer Ge-

sellschaft organisiert ist, zählt zu den politischen Kernfragen der Demokratie.“222 

Es gibt eine Vielzahl an Empfehlungen; hier soll nur eine kleine Auswahl präsen-

tiert werden. 

Mehr Daten zu Reichtum 

Da es zu wenig Daten zu Reichtum gibt, ist der Zugang zu umfangreichem Da-

tenmaterial (inkl. Vermögensarten wie Unternehmensbeteiligungen oder Finanz- 

und Immobilienbesitz) für weitere Untersuchungen bzw. Ableitungen für sozial-

politische Maßnahmen notwendig. Es ist nicht ersichtlich, warum Daten zu Ver-

mögen nicht genauer erhoben werden. 

Höhere Besteuerung von Kapital 

Die Besteuerung von Arbeit gegenüber Kapital ist zu hoch. Leistungsloses Ein-

kommen aus Zinsen, Dividenden sowie Aktien-Spekulationsgewinne sind mit 

25% weit weniger besteuert und auch nicht sozialversicherungspflichtig. Viele 

Forscherinnen und Forscher fordern eine Vermögenssteuer (zB Erbschafts-

steuer, Finanztransaktionssteuer) für eine Reduzierung der Ungleichheiten. Auf-

grund der fehlenden Erbschaftssteuer warnen Schnetzer und Rehm: „Die vor al-

lem durch Erbschaften gebremste soziale Mobilität, also verminderte Aussicht 

                                            
221 Butterwegge 2009: Hilft mehr Bildung gegen Armut? Contra: Mehr in die Sozialkassen 
222 BMASK 2017: 10 
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auf sozialen Aufstieg, droht in Europa zu einer Gefahr für den gesellschaftlichen 

Zusammenhalt und für die Glaubwürdigkeit wohlfahrtsstaatlicher Einrichtungen 

zu werden.“223 

Prekäre Beschäftigungsverhältnisse 

Prekäre Beschäftigungsverhältnisse werden zunehmend mehr und betreffen vor 

allem junge Menschen. Das zeigt sich im Hochschulwesen, aber auch bereits in 

Branchen, wie beispielsweise dem Journalismus. Junge Menschen aus bildungs-

fernen Schichten trauen sich diese Berufe aus finanziellen Gründen nicht mehr 

zu, das führt zu einer elitären Segregation in diesen Berufsgruppen. Allerdings 

kann das auch innerhalb einer Berufsgruppe zur Segregation führen. „Zwei Leh-

rer mögen sich in der Schule die Klinke in die Hand geben und können doch in 

ganz unterschiedlichen Sicherheitswelten leben: Hier der Beamte mit planbarer 

Laufbahn und Aussicht auf Frühverrentung, dort der sich von Jahresvertrag zu 

Jahresvertrag hangelnde Angestellte ohne Aussicht auf Festanstellung. (...) Sta-

tus und Sicherheit hängen heute nicht mehr allein vom Beruf, sondern auch vom 

Beschäftigungsverhältnis, von der jeweiligen Branche, Region oder einfach vom 

Zeitpunkt des Markteintritts ab.“224 

Mindestlohn und Armutsbekämpfung 

Trotz Vollzeitbeschäftigung haben laut Sozialbericht im Jahr 2016 mindestens 

400 000 Menschen einen Bruttolohn von weniger als 1 500€, mehr als 650 000 

Menschen erhalten weniger als 1 700€.225 Das Phänomen der „working poor“ trifft 

vor allem Beschäftigte ohne Kollektivvertrag oder niedrigen Kollektivvertragslöh-

nen. Ein Generalkollektivvertrag mit einer entsprechenden Lohnuntergrenze oder 

ein Mindestlohn sind hier gefordert. 

Geschlechterdifferenz 

Der Geschlechterdifferenz bei Einkommen und Vermögen kann durch bessere 

Kinderbetreuung, stärkere Forcierung von „männerdominanten“ Branchen und 

bessere Förderung von Mädchen in Schulen Einhalt geboten werden. 

  

                                            
223 Schnetzer und Rehm 2017: 16 
224 ORF 2012: Lebenschancen 
225 vgl. BMASK 2017: 11 

https://oe1.orf.at/artikel/312455


Zusammenfassung 

 

144 

Chancengleichheit für alle Kinder 

Zugang zu qualitativ hochwertiger und kostengünstiger Ganztageskinderbetreu-

ung ab dem ersten Geburtstag sollte gewährleistet sein. Verstärkte Väterbeteili-

gung, flächendeckende Ganztagsangebote für alle Altersgruppen für das ganze 

Jahr und Förderung von Kindern im Kindergartenalter können Ungleichheit dras-

tisch entschärfen. 

Bekämpfung von Steueroasen 

Steueroasen sollten bekämpft und Steuerschlupflöcher gestopft werden. Zucman 

empfiehlt ein globales Finanzkataster mit automatischem Informationsaustausch 

und einer weltweiten Besteuerung von Kapital. Die Skandale um Luxemburg 

Leaks 2014, die Panama Papers 2016, die Paradise Papers 2017 und der Cum-

Ex-Steuerskandal 2018 zeigen, dass über die Themen Steuervermeidung und 

Steuerbetrug in den Medien viel berichtet wurde. Konsequenzen auf politischer 

Ebene gab es trotz öffentlichen Drucks bisher leider nicht. Auf EU-Ebene könnten 

steuerliche Länderberichte einen besseren Einblick in das Steueraufkommen 

multinationaler Unternehmen gewähren, denn auch hier ist die Datenlage unzu-

reichend. 

Auswirkungen auf Demokratie 

Der Soziologe Mau warnt vor einem Kampf um Lebenschancen, das vor allem 

große Konsequenzen für die gesellschaftliche Solidarität hat, da Angst Hass ge-

genüber anderen Bevölkerungsgruppen schüre. Diese Vorbehalte seien ideolo-

gisch, da der Mittelstand am stärksten vom Sozialstaat profitiere.226 

Arbeitszeitverkürzung 

Eine Umverteilung der Arbeit in Form einer Arbeitszeitverkürzung (zB auch eine 

lebensphasenorientierte Arbeitszeit) wäre eine Antwort auf die Veränderungen 

der Arbeitswelt. 

  

                                            
226 vgl. ORF 2012: Lebenschancen 

https://oe1.orf.at/artikel/312455
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Strukturelle Veränderungen 

Branko Milanovic, Ungleichheitsforscher und Autor zahlreicher Bücher zu diesem 

Thema, warnt vor strukturellen Veränderungen. Die Disartikulation schafft wei-

tere Divergenzen in der Lebensgestaltung und der Wahrnehmung von Politik, die 

vor allem die schrumpfende Mittelschicht treffen wird, die von stagnierenden Ein-

kommen und permanenter Angst vor dem Jobverlust geprägt ist. „Big Money“ 

ermöglicht den Reichen größere politische Macht und bei politischen Entschei-

dungen werden die Interessen der Eliten bevorzugt. Chancenungleichheiten wer-

den auf weitere Generationen übertragen. Der Zugang zu privater Bildung, der 

oft mit familiären Beziehungen und Netzwerken einhergeht, verstärkt diese Un-

gleichheit.227 

Ein differenzierter Blick auf Einkommens- und Vermögensungleichheit und Bil-

dung zeigt, dass komplexe Fragestellungen komplexe Antworten erfordern. Es 

ist jedoch klar, dass in einer globalisierten Welt, in der Arbeit, Technologie und 

Fortschritt ständig einem Wandel unterzogen sind, es politische Maßnahmen er-

fordert, um die Rahmenbedingungen anzupassen. Steuersysteme müssen ent-

sprechend geändert werden, um Steuergerechtigkeit zu erhöhen. Arbeitsweisen 

und -strukturen ändern sich und der technologische Fortschritt erfordert immer 

weniger Arbeitskräfte. Auch Bildung hat sich im Laufe der Zeit gewandelt und 

erfordert nicht nur Fachwissen, sondern auch das Verstehen von komplexen The-

men, die Verknüpfung von verschiedenen Kompetenzen und kritisches, reflek-

tiertes Denken und Handeln. Viele der oben genannten Probleme brauchen 

transnationale Zusammenschlüsse und können nicht auf Nationalstaatsebene 

gelöst werden. In Hinblick auf die Zukunft wäre es wünschenswert, wenn Themen 

wie Bildung, Bekämpfung von Steueroasen, gerechte Besteuerung von Arbeit 

und Arbeit stärker diskutiert werden und mehr in den Fokus rücken. 

  

                                            
227 vgl. Milanovic 2016: Die strukturellen Aspekte der Ungleichheit 

https://awblog.at/strukturelle-ungleichheit-milanovic/
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8.4 Empfehlungen für höhere Bildungsmobilität 

In Österreich werden in der Vor- und Volksschule aufgrund des verpflichtenden 

Kindergartenjahrs gute Ergebnisse erzielt, aber im Ranking der Lesekompetenz 

von 15-Jährigen liegt Österreich nur auf Platz 29 von 38. Die Forscherinnen und 

Forscher von UNICEF empfehlen daher in Hinblick auf Bildungsgerechtigkeit: 

• Frühkindliche Förderung für jedes Kind gewährleisten 

• Ein Mindestmaß an Kernkompetenzen für jedes Kind sicherstellen 

• Soziale und ökonomische Ungleichheit reduzieren 

• Geschlechtsunterschiede bei der Bildung verringern 

• Fokus auf Chancengleichheit setzen 

• Qualitativ hochwertigere Daten in der Bildungsforschung erheben228 

Schüchner und Schnell fordern einen Chancen-Index zur transparenten und ge-

rechten Schulfinanzierung, um die unterschiedlichen Anforderungen für Schule 

gerecht zu unterstützen. Föderale Grundstruktur, unterschiedliche Finanzie-

rungssysteme von Bund und Land und große strukturelle Unterschiede zwischen 

ländlichen und städtischen Gebieten zeichnen derzeit das österreichische Schul-

system aus. Die Autoren schreiben: „Zurzeit ist es nicht nachvollziehbar wie und 

nach welchen Kriterien Mittel verteilt werden. Es besteht keine Vorgabe wie viele 

Mittel ein Standort mit geringer Benachteiligung braucht, um den Unterricht zu 

gestalten. Ebenfalls fehlt es an Informationen darüber, was Schulen mit hoher 

Benachteiligung benötigen. Kurzum: Es fehlt eine aufgabenorientierte Finanzie-

rung. Unter diesen Bedingungen muss ein Modell entwickelt werden, das im Ver-

gleich zum bestehenden System keinen Standort benachteiligt und Schulen mit 

großen Herausforderungen die entsprechenden zusätzlichen Ressourcen zu-

kommen lässt.“229 

Die Autorinnen und Autoren des Nationalen Bildungsberichts 2015 sehen Hand-

lungsbedarf und fordern Interventionsansatzpunkte auf den folgenden vier Ebe-

nen: 

                                            
228 vgl. UNICEF Österreich 2018: Presseaussendung. Neue UNICEF Studie 
229 Schüchner und Schnell 2016: Chancen-Index für eine Fairteilung von Bildungschancen 

https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20181029_OTS0167/neue-unicef-studie-wohlstandsniveau-der-staaten-garantiert-keine-gleichberechtigung-von-kindern-in-der-bildung
https://awblog.at/chancen-index-fuer-eine-fairteilung-von-bildungschancen/#more-13517
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1. Zusammensetzung der Schülerschaft (bei gleichbleibender Angebotsstruk-

tur) 

2. Zusammensetzung durch veränderte Angebotsstruktur an Schulstandorten 

3. Wohnraumsegregation 

4. Schulqualität (bei gleichbleibender Zusammensetzung) 

Lassnigg et al. fordern eine Verbesserung bei der Transparenz von Ausgaben 

und fragen: „Wohin fließen die Mittel? Wie werden sie verausgabt? Wie und wo 

werden Lehrpersonen und Unterstützungspersonal eingesetzt? Das vorhandene 

Informationssystem kann über diese Fragen keine zureichenden Aussagen ma-

chen, da es entscheidende Lücken enthält, die mit der Gestaltung des Gover-

nance-Systems zusammenhängen. Erst wenn die vergleichsweise gute Finanz- 

und Humanausstattung in Österreichs Schulen allgemein anerkannt wird, kann 

sich die Debatte den Fragen der Effizienz und Effektivität zuwenden. Nur wenn 

die Höhe der Aufwendungen für Schulen unstrittig ist, kann eine Diskussion über 

eine gerechte Verteilung geführt werden. (…) 

- Die Bruchlinie zwischen Bund und Ländern in der Finanzierungsregelung 

ergibt gegensätzliche Grundinteressen: beim Bund möglichst Minimie-

rung, bei den Ländern möglichst Maximierung der Ausgaben. Das logi-

sche Resultat ist Informationszurückhaltung durch die Länder mit der 

Folge, dass die nötigen Informationen nicht nur dem Bund, sondern auch 

der Öffentlichkeit vorenthalten werden. 

- Die Doppelgleisigkeit der Sekundarstufe I in Form von HS/NMS und AHS-

Unterstufe bewirkt, dass die Ausgaben für die AHS-Unterstufe nicht 

selbstverständlich als Teil der Pflichtschule ausgewiesen werden. “230 

Handlungsmöglichkeiten zeigen die Autoren für Schulstandort, die Lehreraus- 

und Lehrerfortbildung und auf Systemebene auf: 

„An Schulstandorten 

- Vermeidung ungünstiger Gruppierungen von Schülerinnen und Schülern 

auf Klassenebene 

                                            
230 Lassnigg et al. 2016: 341 
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- Verbesserung der Qualität von Unterricht durch Umsetzung souveräner 

Klassenführung und adaptiven Unterrichts in Gruppen mit gehäuften Risi-

komerkmalen und Einsatz der fähigsten Lehrkräfte in schwierigen Kontex-

ten 

- Anerkennung unterschiedlicher Ausgangsvoraussetzungen von Schüle-

rinnen und Schülern als handlungsleitend für die organisatorische und pä-

dagogische Arbeit an der Schule 

- Entwicklung der Ganztagsangebote unter anderem mit dem Ziel, Schüle-

rinnen und Schüler bildungsferner Eltern durch gezielte und angepasste 

schulische Angebote intensiver in die schulische Umwelt zu integrieren 

In der Aus- und Fortbildung von Lehrerinnen und Lehrern 

- gezielte Vorbereitung auf die Arbeit in Schulkulturen der Vielfalt 

- Unterstützung der Schulleiterinnen und Schulleiter im Prozess der Deseg-

regation 

Auf Systemebene 

- Bereitstellung zusätzlicher Ressourcen mittels sozialindexbasierter Mittel-

vergabe 

- zur Reduktion der Segregation sollte die kontrollierte Schulwahl durch die 

Eltern als Mittelweg zwischen dem verpflichtenden Sprengelwesen und 

der freien Elternwahl in Erwägung gezogen werden. Diese sehen die Au-

torin und die Autoren als international erfolgreichste Strategie an.“231 

An den Hochschulen ist die Situation noch dramatischer als an den Schulen: Im 

Wintersemester 2015/16 waren etwa 56% der Studierenden erwerbstätig.232 Die 

Anzahl der Stipendienbezieherinnen und -bezieher geht zurück und die Stipendi-

enhöhen sind unzureichend. Fehlende Anpassungen bezüglich Berechnungs- 

und Bezugskriterien erschweren die soziale Durchlässigkeit im Stipendiensys-

tem. Die österreichische Hochschulkonferenz forderte daher eine Anhebung der 

Stipendien entsprechend der Lohn- und Preisentwicklung, eine Anhebung der 

Altersgrenzen und eine Beseitigung von Hürden.233 

                                            
231 Eder et al. 2016: 357f 
232 vgl. Statistik Austria 2017: 134 
233 vgl. Eckl und Kastner 2015: Stipendien im Sinkflug 

https://awblog.at/stipendien-im-sinkflug/
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